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Präsident Dr. Dr. Hundhammer eröffnet die Sit­
zung um·9 Uhr 2 Minuten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich eröffne die 
144. Sitzung des Bayerischen Landtags. 

Der Schriftführer verliest das Verzeichnis der 
vorliegenden Entschuldigungen. 

Gräßler, Schriftführer: Nach Artikel 5 Absatz 2 
des Aufwandsentschädigungsgesetzes sind entschul­
digt oder beurlaubt die Abgeordneten Baur Anton, 
Dr. Baumgartner, Bittinger, Dr. Bungartz, Falk, 
von und zu Franckenstein, Dr. Franke, Kaifer, 
Kraus, Lechner Josef, Dr. Lenz, Lindig, Mack, 
Nagengast, von Rudolph, Schmidramsl, Dr. Schwei-
ger, Dr. Seitz. · 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Frau Abgeord­
nete Hillebrand bittet um Erholungsurlaub bis 
8. Juni. - Eine Erinnerung erhebt sich nicht: Dem 
Antrag is~ stattgeben .. 

----------~~ 

Seit der letzten Plenarsitzung sind folgende Re­
gierungsvorlagen in Einlauf gekommen: 

1. Der Entwurf eines Gesetzes über Grunderwerb­
steuerbefreiung für den sozialen Wohnungs­
bau. - Der Entwurf ist dem Ausschuß für den 
Staatshaushalt zur Vorberatung zugewiesen. 

2. Der Entwurf einer Landfahrerordnung. -Mit 
diesem Entwurf befaßt sich zunächst der Aus­
schuß für sozialpolitische Angelegenheiten. 

Aus den Reihen des Hohen Hauses ist folgender 
Initiativgesetzentwurf vorgelegt worden: 

Entwurf eines Gesetzes über die Verpachtung 
von Gemeindeschafweiden. 

Er geht zurück auf einen Antrag der Abgeordneten 
Bachmann Wilhelm und Genossen, Dr. Franke und 
Genossen, Frühwald, Dotzauer, Elzer, Thellmann­
Bidner und Falk. Mit diesem Entwurf befaßt sich 
zunächst der Ausschuß für Ernährung und Land­
wirtschaft. - Das Hohe Haus ist damit einverstan­
den. 

Nach einer Mitteilung des Herrn Präsidenten des 
Bayerischen Senats hat der Senat keine Einwen­
dungen erhoben gegen das Gesetz über die vor-· 
läufige Ermächtigung des Staatsministeriums der 
Finanzen zur Aufnahme von Krediten zur Deckung 
von außerordentlichen Haushaltsaufgaben und zur 
Aufnahme von Kassenkrediten im Rechnungsjahr 
1953 (vorläufiges Kreditermächtigungsgesetz). 

Zur Verteilung ist inzwischen gekommen der 
Wortlaut einer In t e rp e 11 a t i o n Bezold, Dr.Brü­
cher und Fraktion, Dr. Lippert und Fraktion be­
treffend die Einleitung von Maßnahmen auf Grund 
der im Bericht des Obersten Rechnungshofs für 
das Rechnungsjahr 1950 erhobenen Beanstandun­
gen. Im Einvernehmen mit den Interpellanten 
kommt diese Interpellation erst in der nächsten 
Vollsitzung des Bayerischen Landtags auf die 
Tagesordnung. 

Für den vom Landtag beschlossenen Unter­
suchungsausschuß für Filmkredite sind folgende 
Mitglieder benannt worden: . 

Von der CSU die Abgeordneten Dr. von Haniel­
Niethammer und Ortloph, 
von der SPD die Abgeordne,ten Thieme und 
Beier, 
von der BP der Abgeordnete Dr. Geislhöringer, 
vom BHE der Abgeordnete Georg Bauer, 
von der FDP der Abgeordnete Rabenstein. 

Das Wort hierzu erbittet der Herr Abgeordnete 
von Haniel-Niethammer. 

von Haniel-Niethammer (CSU): Wegen der Zu­
sammensetzung des Untersuchungsausschusses be­
treffend Filmangelegenheiten standen wohl die 
meisten Fraktionen auf dem Standpunkt, daß die 
Mitglieder dieses Ausschusses nicht identisch sein 
sollten mit den Mitgliedern des Kreditausschusses. 
Es bestehen ja ~ ich möchte sagen - dreierlei 
Auffassungen: Erstens könnte man sagen, daß noch 
einmal derselbe Auftrag an den Kreditausschuß er­
geht, nur mit dem Unterschied, daß er die erwei­
terten Vollmachten eines Untersuchungsausschusses 
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(von Haniel-Niethammer [CSU]) 

erhält. Die zweite Möglichkeit ist die, daß man 
sagt, es sollen andere Abgeordnete sein als die 
Mitglieder des Kreditausschusses. Dahn bestünde 
noch die dritte Möglichkeit, es den Fraktionen zu 
überlassen, wie sie die Sache handhaben wollen. 

Ich möchte das Haus bezielll!ngsweise den Herrn 
Präsidenten doch bitten zu .erwägen, ob in dieser 
Hinsicht nicht vielleicht e·in Beschluß des Ältesten­
rats ergehen könnte. Ich würde wahrscheinlich, 
falls die Benennung der Mitglieder den Fraktionen 
freigestellt würde, mein Mandat zurückziehen, um 
eventuell auch einem Mitglied der CSU, das bisher 
schon im Kreditausschuß war, die Möglichkeit der 
Teilnahme am neuen Untersuchungsausschuß zu 
ge:ben: !Das hätte auch einen gewissen ·Vorteil, 
weil ein Mitglied des Kreditausschusses schon in 
die Materie eingearbeitet ist. Mein Antrag geht 

·also dahin, der Ältestenrat möchte diese Sache 
klären. · 

. 1 
Präsident Dr. Hundhammer: Ich halte es auch für 

möglich, die gewünschte Klärung sofort herbei­
zuführen. Zunächst war die Meinung dahin ge­
gangen, daß die Mitglieder dieses Untersuchungs­
ausschusses mit den Mitgliedern · der Kreditprü­
fungskommission <nicht identisch sein sollten. Einer 
Fraktion wäre es aber, wenn sie es wollte,. an sich 
möglich, ·ein solches Mitglied •zu benennen. 

Wird das Wort zu den Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten von Haniel-Niethammer gewünscht? 
- Herr Abgeordneter Dr. Eberhardt! 

Dr. Ebei:hardt {F!DP): Meine Fraktion hatte aus 
den Verhandlungen des Landtags zunächst grund­
sätzlich nicht den Eindruck gewonnen, daß die Mit­
glieder des Kreditausschusses, dile sich mit den 
Filmbürgschaften 1befaßt !hatten, dem neuen Unter­
suclmngsiausschuß nicht -angehören sollten. Wir 
wal'en im Gegenteil der Meinung, daß das umfang­
reiche 1Mater.ial, das dort bereits eraDbeitet worden 
ist, für d:iie. Arbeiten des neuen Untersuchungs-
1ausschusses eine wesentliche Grundlage . bilden 
könnte und dessen Arbeiten wesentlich ibeschleu­
nigen und ·erleichtern w:ürde. Aus diesem Grund 
haben wir 1ger.a.de !Herrn -Rabenstein in den Aus­
$chuß ents1a1ndt. Ich weiß nicht, ob das nicht ein 
überragender Gesichtspuitkt ist; denn im Grunde 
. genommen ist dieser Untersuchungsausschuß die 
Fortsetzung des Ausschusses, den der Kreditaus­
schuß schon bestellt hatte. Nur hatte di'eser Aus­
schuß, weil er kein Untersuchungsausschuß war, 
nicht die Möglichkeit, die von ihm festgestellten 
Mängel auch .zu untersuchen, ·da er nicht das Recht 
hatte, Zeugen zu ver.nehmen. Es wäre also eigent­
Jich viel richtigrer, wenn im neuen Untersuchungs­
ausschuß wieder diese1ben Afögeordneten wären, die 
schon in dem kleinen Ausschuß waren, weii"danri 
das, was sie schon e:riarheitet haben auch durch 
Beweisaufnahme ·erhärtet und bekräfttgt werden 
könnte. 

(Abg. 1Stock: Ich bitte :Ums Wort!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile dem Ab­
geordneten Stock das Wort. 

Stock 1(SlPD): Mieine Damen und Herren! Meine 
Fraktion war .genau wie die CSU der Auffassung, 
daß in den zur Deibatte stehenden Ausschuß neue 
Leute entsandt weriden sollten. Denn es gibt nach 
meinem Dafürhalten neue Gesichtspunkte, an 
denen diejenigen, die schon in dem kleinen 
Untersuchungs-ausschuß waren, vielleicht doch vor­
übergehen könnten. Wenn eine Fraktion meint, 
wieder diejenigen Leute entsenden zu sollen, die 
schon in dem kleinen Ausschuß waren, so ist das 
ihre Sache. Wir waren 1aber der ·Meinung, daß 
neue Leute in den jetzigen Untersuchungsausschuß 
zu entsenden sind. Ich glaube, der .ÄJ.testenmt hat 
mit dieser Sache nichts zu tun; sie ist eine An­
gelegenheit der Fraktionen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich möchte auch aus 
einem anderen Grund der Verweisung an· den 
.Nltestenr.at nicht das Wort reden; dadurch würde 
wahrscheinlich ·eine Verzögerung der Aktionsfähig­
keit und der Arbeit des Ausschusses entstehen. 

.Der Herr . Abgeordnete von Haniel-Ni:ethammer 
enbittet nochmals das Wort. 

von Haniel-Niethammer '(CSU): Es scheint dem­
:nach die 1allgemeine Meinung zu s·ein, die Entschei­
dung den Fraktionen zu ·über1assen. Das ist eine 
·etwas veränderte Situation. Ich bitte, mir doch 
Gelegenheit zu geben, in diesen Tagen mit meiner 
Fr.aktion noch einmal zu sprechen,-' damit vie11eicht 
auch an Stelle meiner von unserer Fraktion ein 
Mitglied des Kreditausschusses in den- Untei::­
suchungsausschuß kommt. DeshJalb bitte .ich, meine 
Benennung noch nicht zu bestätigen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Unter diesen Um­
,ständen schlage ich vor, die .Billigung oder Nicht­
ibiJ.ligung diese+ Liste auf Freitag früh zurückzu­
stellen. Vor Fr-eitag ~ann der Untersuchungsaus­
_schuß doch nicht zusammentreten. Dann tritt auch 
keine Verzögerung ein, und es kann die Klärung 
unter den Frakti:onen erfoiLgen. - !Dias Hohe Haus 
ist damit einverstanden. 

In der Zwischenzeit habe ich festgestellt, qaß 
heute :cum ·ersten Mal wieder der !Herr A:bgeordnete 
Dr. H u b er im Hause ist, der sehr Lange durch 
'eine schwere Erkr.ankung fe:rngehalten war. Ich 
begrüße ihn und gebe der Freude Ausdruck, daß 
er nunmehr wieder •an unsern Arbeiten teilnehmen 
kann . 

Ich rufe nunmehr auf die 'Ziffer 1 der Tages­
ordnung: 

Mündliche Anfragen gemäß § 44 Absatz 2 der 
Geschäftsordnung. 

Als erster Fragesteller ist gemeJdet der Herr 
Abgeordnete •Dr. Schedl. Ich erteile 1hm das Wort. 

Dr. Schedl '(CSU): Meine Frage richtet sich an 
den Herrn 'Staatsminister für Wirtsch·aft und Ver­
kehr. 

Hat die bayerische Staiatsr·egierung die Möglich­
kieit, auf die 1bea·bsichtigte Neugestaltung des Tarif­
wesens der Bundesbahn Einfluß zu nehmen? Wenn 
ja, was ist ,geschehen, um die für die bayerische 
F·ert1gungsi:ndustrie äußerst verhängnisvolle Ab­
tarifierung der Spitzenklassen zu verhindern? 
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Präsident Dr. Hundhammer: Die Frage wi:r;d be­
antwortet durch den Herrn Staatsminister für Wirt­
schaft und Verkehr. Ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Seidel, Staatsminister: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Die beabsichtigte Neugestal­
tung der Tarl.fe der Bundesbahn in den oberen 
Klassen . beschäftigt zur Zeit mein Ministerium. 
Wenn man zu einem endgültigen Urteil über die 
Auswirkung der Abkappung der oberen Tarife auf 
die gesamte bayerische Wirtschaft gelangen will, 
muß man sehr umfangreiche Tarifdurchrechnungen 
vornehmen, weil man sonst Gefahr läuft, nicht ge­
nügend beweiskräftige Argumente zur Verfügung 
zu haben. Diese Untersuchungen sind zur Zeit noch 
nicht abgeschlossen. Immerhin läßt sich schon jetzt 
feststellen, daß die Neugestaltung der Tarife zum 
mindesten für die eisenverarbeitende bayerische 
Industrie von großem Nacliteil wäre: die Wett­
bewerbsituation dieser Industrie würde ganz ohne 
Zweifel erheblich beeinträchtigt werden. Wir haben 
deshalb unsere Bedenken schon entsprechend gel­
tend gemacht. Ob wir in die Lage versetzt werden, 
unsere Bedenken oder, falls wir bei unserem end­
gültigen Untersuchungsergebnis zu einer Ableh­
nung für die gesamte bayerische Industrie kommen 
würden, diese Ablehnung geltend zu machen, hängt 
davon ab; ob der Bundesrat mit dieser Frage be­
schäftigt werden muß. Es handelt sich dabei um 
eine Rechtsfrage, die nicht einfach zu entscheiden 
ist. Auf jeden Fall werden wir versuchen, unser 
Ergebnis sowohl gegenüber der Bundesbahn als 
auch gegenüber dem Bundesverkehrsministerium 
in entsprechender Form zu vertreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Frage- · 
steller ist gemeldet der Herr Abgeordnete Op den 
Orth. Ich ~rteile ihm das Wort. 

Op den Orth (SPD): Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Meine Anfrage richtet sich an das 
Wirtschaftsministerium. 

Angeregt durch Äußerungen Dr. Geislhöringers 
und durch Erklärungen der Staatsregierung habe 
ich eine Zusammenstellung über tatsächlich be­
schäftigte deutsche Filmschaffende auf Grund der 
Bürgschaftsverträge gemacht. Dabei habe ich fest­
gestellt, daß zum übergroßen Teil Ausländer bei 
unseren Filmen beschäftigt sind. Eine sorgfältige 
Zusammenstellung nach einer Einzelschätzung . 
hat ergeben, daß 3 564 000 DM .an Gagen nur an 
Ausländer abgegeben worden sind, während unsere 
Filmschaffenden zur Zeit Hunger leiden. Auch 
Hilferufe der gewählten Vertreter der Filmschaf­
fenden veranlassen mich, mich qm diese Dinge zu 
kümmern. 

Ich frage deshalb: Was gedenkt die Staatsregie­
rung zu tun, um in Zukunft bei staatsverbürgten 
Filmen eine Bevorzugung deutscher Filmschaffen­
der zu sichern? 

Es kann nachgewiesen werden, daß in der Ver­
gangenheit die Produzenten mit Vorliebe auslän­
dische Filmdarsteller beschäftigten. Vor allen Din­
gen sind es die Österreicher, .die bei Gemein-

schaftsfilmen nicht 50 Prozent Deutsche, sondern 
100 Prozent Österreicher beschäftigt haben. Ich 
bitte das Ministerium, zu prüfen, ob in Zukunft 
bei der Vergabe von Filmkrediten nicht ein ent­
sprechender Passus in den Bürgschaftsverträgen 
festgelegt werden kann, wie wir das bei den Be­
triebskrediten bereits gemacht haben, für die zum 
Beispiel fünf Bedingungen aufgestellt wurden. 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
ich bitte die Anfrage kurz zu fassen. 

Op den Orth (SPD): Ich bitte also die Staats­
regierung, zu prüfen, ob nicht in Zukunft festge­
legt werden kann, daß bei staatsverbürgten Filmen 
deutsche Filmschaffende bevorzugt beschäftigt wer­
den müssen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwortung 
der Frage erteile ich das Wort dem Herrn Staats­
minister für Wirtschaft und Verkehr. 

Dr. Seidel, Staatsminister: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Ich glaube, daß man im Film 
niemals ganz au~ ausländische Filmschaffende ver­
zichten kann. Wollte man deren Zahl irgendwie 
festlegen, so könnte dies, wie scl:ron der Herr Ab­
geordnete Op den Orth ausg~führt hat, nur durch 
eine entsprechende Änderung, der Bürgschafts­
richtlinien geschehen. Ob dies möglich und zweck­
mäßig ist, vermag ich im Augenblick nicht zu ent­
scheiden, zumal ich noch keine Gelegenheit hatte, 
mich mit meinem Kollegen Zietsch über diese Frage 
zu unterhalten. Ich werde aber. diese Anfrage zum 
Anlaß nehmen, die Sache einmal zu prüfen. 

Präsident Dr:Hundhammer: Es folgt als Frage­
steller der Herr Abgeordnete Dr. S.turm; ich erteile 
ihm das Wort. 

Dr. Sturm (BP): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Meine Anfrage richtet sich an den 
Berrn Ministerpräsidenten. 

Pressemitteilungen zufolge wurde auf Veranlas­
sung amerikanischer Stellen der seinerzeitige 
Spruch der Hauptspruchkammer, das posthume 
Verfahren gegen den ehemaligen Generaloberst 
Alfred Jodl einzustellen und den Nachlaß Jodls 
nicht einzuziehen, durch den Minister für politische 
Befreiung aufgehoben. 

Ich frage den Herrn Ministerpräsidenten, welche 
Gegenschritte unternommen wurden oder unter­
nommen werden, um die Amerikaner· von dieser 
noch Morgenthauplan-Tendenzen verratenden Ab­
sicht. abzubringen, die acht Jahre nach Kriegsende 
und im Zeichen des EVG-Vertrags geradezu gro­
tesk erscheint und die größte Empörung unter der 
Bevölkerung ausgelöst hat. · 

Präsident Dr. Hundhammer: Zu dieser Frage 
nimmt nicht der Herr Ministerpräsident, sondern 
der Herr Staatsminister für Justiz Stellung. Ich 
erteile ihm das Wort. 
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Weinkamm, Staatsminister: Meine Damen und 
Herren! Die Anfrage ist uns ziemlich spät zuge­
leitet worden. Sie deckt sich inhaltlich teilweise mit 
einer Anfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Becher. 
Ich werde diese Anfragen entweder schriftlich oder 
in der nächsten Sitzung beantworten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Hohe Haus 
nimmt hievon Kenntnis. 

Es folgt als Fragesteller der Herr Abgeordnete 
Junker; ich erteile ihm das Wort. 

Junker (CSU); Herr Präsident, Hohes Haus! Mit 
großer Sorge beobachten wir Äußerungen und Ur­
teile verschiedener Richter, die dazu angetan oder 
zum mindesten geeignet sind, den Geist der Staats­
bejahung innerhalb der Bevölkerung zu unter­
graben. 

Ich frage 'den Herrn Staatsminister für- Justiz: 
Durch welche organisatorische Maßnahmen hat sein 
Ministerium bisher die Pflege der Demokratie bei 
der Bildung der richterlichen Beamten betrieben 
und wie gedenkt sie das in Zukunft zu tun, um 
sicherzustellen, daß die Unabhängigkeit der Richter 
unserer Demokratie nicht zum Nachteil gereicht? 

(Abg. Stock: Sehr gut!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwortung 
der Frage nimmt das Wort der Herr Staatsminister 
für Justiz. 

Weinkamm, Staatsminister: Meine Damen und 
Herren! Ich sehe mich leider ~.ußerstande, auf die 
Anfrage des Herrn Abgeordneten Junker eine er- . 
schöpfende Antwort zu. geben. Der Herr Abgeord­
nete hat die Äußerungen von Richtern und die ge­
richtlichen Urteile nicht bezeichnet, die ihn zu sei-· 
ner Frage bestimmt haben. Mir selbst sind irgend­
welche Urteile aus der .letzten Zeit, die Anlaß zu 
den gehegten Befürchtungen geben könnten,. nicht 
bekannt geworden. Im übrigen werde ich auf die 
mit der Anfrage angesprochenen Probleme in mei-. 
ner Haushaltsrede näher eingehen. Daß die Richter 
auf verschiedene Weise, insbesondere durch Vor­
träge maßgebender Persönlichkeiten des öffent­
lichen Lebens auf den Richtertagungen, die sich 
bei den Richtern großer Beliebtheit erfreuen, mit 
den einschlägigen Problemen seit langem befaßt 
werden, dürfte dem Hohen Hause bekannt sein. Ich 
darf aber auch darauf hinweisen, daß wegen der 
UnabhäU:gigkeit der Richter dienstaufsichtliche 

·Weisungen hinsichtlich der Art von Urteilen aus-
geschlossen sind. 

P1·äsident Dr. Hundhammer: Zu einer Zusatz­
frage hat nochmals das Wort der Herr Abgeordnete 
Junker. 

Junker (CSU): Gedenkt der Herr Staatsminister. 
sicherzustellen, diaß a 11 e richterlichen Beämten 
durch eine Schulung oder Ausbildung in staats­
poJitischer Hinsicht erfaßt werden und daß sie 
sich nicht· nur freiwillig - soweit sie sich dazu· 
bereitfinden - an diesen Tagungen beteiligen? 

Präsident Dr. Hundhammer: Auch diese Zusatz­
frage heantwortet der Herr Staatsminister der 
Justiz. 

Weinkamm, Staatsminister: Mit Freuden werde 
.ich alle Richter veranlassen, an diesen Tagungen 
teilzunehmen, wenn der Hohe Landt,ag dte Mittel 
cfazu g·enehmigt. 

(Abg. Junker: Sefüstverständlich!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Frage­
;:iteller hat sich der Herr A·bgeordnet-e ·nemeter 
gemeu:det; ich erteile ihm das Wort. 

Demeter '(SP,D): Meine Anfrage richtet sich an 
das bayetrische Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten. 

In einer Münchner Zeitung vom 13. Mai 1953 
wird behauptet, daß die Ministeri.alforstbeamten 
in den Forstbeamtenvillen in Geiselgasteig pro 
Quadratmeter eine Miete von 88 Pfennigen bei 
einer Wohnfläche von 130 Quadratmetern bez1ah­
len. Es wird ferner behauptet, daß auf der Prater­
insel in München in einem dort errichteten Ge­
bäude pro Quadratmeter 90 Pfennige bezahlt wer­
den 1bei einer Wohnraumfläche von 120 Quadrat­
metern. Ist das Ministerium bereit, Auskunft zu 
geben, ob diese Angiaben den Tatsachen entsprechen 
und wie diese Mieten, die weit unter den Sätzen 
des sozialen Wohnungsbaus liegen, berechnet wer­
den? 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Anfrage wird 
beantwortet durch den Herrn Staatsminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 

Dr. Schlögl, Staatsminister: Herr Präsident, 
meine.Damen-und Her,ren! Die Behauptung in der 
Münchner Zeitung vom 13. Mai 1953 geht auf die 
Feststellungen zurück, die in dem kürzlich dem 
Landtag vorgeiegten Bericht des Bayerischen Ober­
sten Rechnungshofs über die Durchführung der 
Rechnungsprüfung für das Jahr 1950 auf Seite 24 
getroffen sind. Es tr.ifft zu, daß die Mietsätze 
für die Wohnungen in dem staatlichen Mietwohn­
gebäude auf der Pr,aterinsel pro Quadratmeter 
90 Pfennige und diejenigen für die Forstbeamten­
gebäude in Geiselgasteig pro .Quadratmeter Miet­
fläche 88 Pfennige betragen. Die vom Landbauamt 
vorgeschl,agenen Mietvertragsentwürfe und Miet­
sätze für die Wohnungen auf der Priaterinsel wur­
den in der bereits genannten Höhe von der Ober­
finanzdirektion mit Schreiben vom 24. Februar 1950 
Nr. 11375 überprüft und genehmigt. Die Sätze für 
die Mietwohngebäude in Geiselgast,eig wurden zu­
pächst den vorerwähnten Sätzen für die Prater­
insel angeglichen. Sie sind jedoch bis jetzt von der 
hierfür zuständigen Oberfinanzidirektionszweigstelle 
noch nicht endgültig festgesetzt. Ich habe bereits 
mit einer Entschließung an das Regierungsforst­
amt Oberbayern vom 2. Jiamrnr 1953 aus Anlaß 
der Beantwortung der Prüfungseririne~ung des 
Obersten Rechnungshofs angeordnet, daß der Miet­
wert für das forsteigene Wohngebäude auf der 
Praterinsel im Sinne der Prüfungserinnerung des 
Obersten Rechnungshofs üiberprüft und der Miet-

2 
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zins neu festgesetzt wird. Für die Mietwohngebäude 
in Geiselgasteig hat in gleicher Weise meine Mini­
sterialforsta:bteilung schon vor längerer Zeit An­
weisung auf Überprüfung und endgültige Fest­
setzung des Mietzinses gegeben. Sämtliche Unter-
1agen liegen nunmehr der zuständigen Oberfinanz­
direktionszweigstelle vor, so daß mit einer baldigen 
endgültigen Erledigung gerechnet werden kann. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt als Frage­
steller der Herr Abgeordnete Simmel. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Simmel (BHE): Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Meine Anfrage richtet sich an den Herrn 
bayerischen Staatsminister für Unterricht und 
Kultus. 

Die bayerische Schieferindustrie, di.re ihren Sitz 
.in Oberfranken, insbesondere im Landkreis Kro­
nach hat, ist infolge der Zonenigrenzziehung schon 
seit fangem nohlei.rdend und durch die Maßnahmen 
der sowjetzonalen Behörden noch zusätzlich schwer 
benachteil1gt worden. Um das Erliegen dieS'er 
Industrie und die dadurch drohende verschärfte 
Arbeitslosigkeit zu verhindern, ist es notwendig, 
den Absatz von Schtefortafeln ·zu' iheiben. 

Ist zu diesem Zweck das bayerische Staatsmini-' 
sterium für Unterricht und Kultus bereit, im Be­
nehmen mit dem bayerischen Staatsministerium für 
Wirtschaft und V:erkehr anzuol'idnen, daß die Ver­
wendung der Schi:efertafoln ,erstens im ersten und 
zweiten Schuljahr an Stelle von Schreibheften 
wieder zur Pflicht gemacht wird, zweitens ,erst im 
dritten und vh~rten Schuljahr :ßakuJ.tat~v gestattet 
wi,rd? 

Präsident Dr. Rundhammer: Zur Beantwortung 
dieser Frage erteile ich das Wort dem Herrn Staats­
minister für Unterricht und Kultus~ 

Dr. Schwalber, Staatsminister: Hohes Haus! Das 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus hat 
volles Verständnis für die Lage der bayerischen 
Schiefertafelindustrie in den Grenzbezirken Ober­
frankens und ist gerne bereit, soweit es die Be­
lange und Einflußmöglichkeiten der Volksschule 
zulassen, der genannten Industrie die entsprechende 
Unterstützung angedeihen zu lassen. Es darf aber 
erwähnt werden, daß für den Gebrauch von Lern­
und Lehrmitteln in der Schule die pädagogischen 
Gesichtspunkte vor den wirtschaftlichen den Vor­
rang besitzen und daß es erste Aufgabe der Schule 
sein muß, die Erkenntnisse und Erfahrungen fort­
schrittlicher Pädagogen dem Schulkind und dessen 
unterrichtlicher Förderung nutzbar zu machen. 
Soweit hiervon die Frage der Verwendung der 
Schiefertafeln oder sonst geeigneter Ersatztafeln 
berührt wird, kann nicht verschwiegen werden, 
daß gerade bei den Schulanfängern und in den er­
sten Klassen der Volksschule aus arbeitshygieni­
schen Gründen das Schreibheft der harten Tafel 
vorzuziehen ist, ohne dabei die einzelnen Vorzüge 
des Heft- und die Nachteile des Tafelschreibens 
aufzuzählen. 

Das Staatsm~nisterium für Unterricht und Kul­
tus hat im Bildungsplan für die bayerischen Volks­
schulen in den ersten vier Schülerjahrgängen die 
Schiefertafel neben dem Heft zugelassen und hat 
dabei schon ein Zugeständnis an die einheimische 
Wirtschaft und Industrie gemacht. Es l.st weiterhin 
bereit, die Elternschaft der Schulanfänger und die 
Lehrerschaft der unteren Stufen der Volksschule 
auf die Beschäftigungslage der Schiefertafelindu­
strie in den Grenzbezirken Oberfrankens aufmerk­
sam zu machen und anzuregen, diesen Teil der 
heimischen Industrie durch bevorzugte Verwen­
dung der Schiefertafeln zu unterstützen. Es ist aber 
leider nicht in der Lage, den ausschließlichen Ge­
brauch der Schiefertafel zur Pflicht zu machen. Die 
R~gierungen wurden schon vor einem Jahr ange­
wiesen, die Schulräte und SchulleitunP-en von Vor­
stehendem in Kenntnis zu setzen und darauf be-· 
dacht zu sein, daß der Gebrauch der Schiefertafel 
im obigen Sinne gefördert wird . 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt als Frage­
stellerin die Frau Abgeordnete Zehner. Ich erteile 
ihr das Wort. 

Zehner (CSU): Meine Anfrage richtet sich an das 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus. 

Der Bayerische Lehrerverein hat in der letzten 
Zeit in Versammlungen des öfteren bekanntgegeben 
und die Presse hat es aufgenommen, daß ein großer 
Lehrermangel vorhanden sei. 

Ich frage daher das Staatsministerium für Un­
terricht und Kultus, ob das den Tatsachen ent­
spricht. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwortung 
aurh dieser Frage erteile ich das Wort dem Herrn 
Staatsminister für Unterricht und Kultus. 

Dr. Schwalber, Staatsminister: Hohes Haus! 
Bayern hat in normalen Zeiten einen jährlichen 
Nachwuchsbedarf von 3,5 Prozent der Stellenzahl, 
das sind also 900 Lehramtsanwärter. Als Höchst­
zahl wird 1000 angenommen. Noch vor 20 Jahren 
betrug der jährliche Bedarf an Junglehrern 3 Pro­
zent der damaligen Stellenzahl, das waren etwa 
550 Lehramtsanwärter. 

Der Nachwuchs ist früher nahezu ganz durch 
die Lehrerbildungsanstalten gedeckt worden. Seit 
1910 aber hat der Staat keine Lehrerbildungs­
anstalten mehr eingerichtet, ausgenommen das 
kleine Weißenhorn, und auch keine erweitert. Im 
Gegenteil! In Oberbayern liegt noch eine Anstalt 
in Trümmern. Diese Zustände haben dazu geführt; 
vermehrt, Abiturienten der höheren Schulen zur 
Lehrerbildung zuzulassen. Heute kann als Regel 
gelten: Etwa zwei Drittel des Nachwuchses kommt 
aus den Oberschulen, die aus den früheren Lehrer­
bildungsanstalten entwickelt worden sind. Etwa 
ein Drittel des Nachwuchses sind Abiturienten der 
Gymnasien, Realgymnasien und Oberrealschulen. 

Im Herbst 1952 entstand eine Lage mit Aus­
nahmecharakter. Die aus der früheren Lehrer­
bildungsanstalt entstandene Oberschule in Kurz-
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form mußte erstmals ihre oberste, die 9. Klasse, 
aufstocken, konnte also keine Reifeprüfung halten. 
Es standen infolgedessen im vergangenen Septem­
ber nur die Abiturienten der übrigen höheren Lehr­
anstalten zur Verfügung. Es wurde mit einem Drit­
tel des Bedarfs aus den Reihen dieser Abiturien­
ten gerechnet. Das sind 300 bis 350 Meldungen. Tat­
sächlich liefen 450 Bewerbungen ein. Im September 
1953 wird auch von den Oberschulen in Kurzform 
ein größerer Zugang zu erwarten sein, so daß sich 
das zahlenmäßige Bild im Lehrernachwuchs wieder 
günstiger zeigen wird. 

Die einmalige Lage im Herbst 1952 hat sowohl 
der Tages- wie der Fachpresse Anlaß zu Aufsätzen 
und Abhandlungen mit d.em Leitwort „Lehrer­
mangel in Bayern" gegeben. Mehrere Darstellun­
gen beruhen auf einer offensichtlichen Unkenntnis 
der Verhältnisse. Andere lassen eine bestimmte Ab­
sicht erkennen. 

Allgemein kann zur Lage des Lehre1·nachwuchses 
gesagt werden: Wir haben in Bayern zur Zeit 
3000 Lehramtsanwärter, eine Zahl, wie sie im Ver­
hältnis wohl :({ein westdeutsches Land aufweisen 
kann. Die Zahl dürfte bis zum Herbst des nächsten 
Jahres auf etwa 2000 absinken und dann mit dem 
Zugang ·aus den jetzigen Lehrg~ngen wieder ~uf 
2400 bis 2500 ansteigen. Eine erhebliche Schwierig­
keit wird 1955 entstehen, wo es infolge der Wieder­
einführung der 9. Klasse an allen höheren Schulen 
Bayerns keine nennenswerte Zahl von Abiturien­
ten geben wird. 1957 wird also die Zahl der Lehr­
umtsanwärter stark absinken. Diesem Zeitpunkt 
sehen wir mit eii:Uger Sorge entgegen. Es ist aber, 
wie sich ja aus meinen bisherigen Ausführungen 
ergibt, nur ein augenblicklicher Engpaß, der im 
vergangenen Jahr entstanden ist und der im Jahre 
1957 wieder entstehen wird. Dagegen berechtigt die 
Entwicklung des Schülerstandes der neugeschaf­
fenen Oberschulen zu der Hoffµung, daß in der 
:Folgezeit ein hinreichender Zugang zum Lehrer­
beruf gesichert ist. Der Schülerstand der unter­
sten Klasse dieser Oberschule ist in den letzten 
Jahren von etwa 1000 auf über 1500 gestiegen. Von 
einem Lehrernachwuchsmangel in Bayern kann 
infolgedessen im Ernst nicht gesprochen werden. 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Frage­
steller ist gemeldet der Herr Abgeordnete Bauer 
(BHE). Der Fragesteller ist nicht da. 

Es folgt der Herr Abgeordnete Knott. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Knott (BP): Meine Anfrage richtet sich an den 
Herrn Staatsminister des Innern. 

Mit Schreiben vom 27. April 1953 habe ich dem 
Herrn Staatsminister des Innern mitgeteilt, daß es 
sich bei dem Einheitsverband der Kriegsbeschädig­
ten e. V., Sitz Köln, und dem Bundesverband der 
Evakuierten, Sitz Köln, um kommunistisch infil­
trierte Organisationen handelt und daß ·der Vor­
sitzende des Einheitsverbiandes und Landesstellen­
leiter des Bundesverbandes der Evakuierten öffent-

lieh ibehauptet, daß ihm mehrere tausend bayerische 
Bürgermeister für seine Organisation Adressenma­
terial von Eiv.akuierten übersandt hätten. Weiterhin 
habe ich zwischenzeitlich von der Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen die Mitteilung erhalten, daß 
dort di~ Gemeinden vor_ diesen beiden Organisa­
tionen gewarnt worden sind. Eine Zuschrift der 
Landeshauptstadt München, aus der ich ersehen 
habe, daß man sich über den. Charakter dieser Or­
ganisationen auch dort nicht im k1aren ist, veran­
ibaßt mich zu meiner folgenden Anfrag„e: 

Ich frage den Herrn· Innenminister, was zwi­
schenzeitiich geschehen ist, um die Gemeinden vor 
den genannten Organisationen zu warnen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Frage beant­
wortet der Herr Staatsminister des Innern. Ich er­
teile ihm das Wort. 

Dr. Hoegner, Staatsminister: Dem Landesamt ·für 
Verfassungsschutz lag bei Einlauf des Briefes des 
Herrn Abgeordneten Knott nur Material über ein 
Mitglied dieser Organisation vor. Das· bayerische 
Landesamt für Verfassungsschutz wurde auf Grund 
des Briefes des Herrn Abgeordneten Knott ange­
wiesen, Feststellungen über die genannten Vereini­
gungen einzuleiten. Diese Ermittlungen sind noch 
nicht abgeschlossen. 

Im Zusammenhang mit anderen Anfragen wurde 
eine allgemeine Entschließung an die nachgeord­
neten Behö1den und Dienststellen entworfen, worin 
diese angewiesen werden, Anfragen iüber Per­
sonen bestimmter Interessen- und Volkstumsgrup.:. 
pen nicht zu beantworten, sofern diese Anfragen 
nicht von öffentlichen Behörden od!=r den aner­
kannten Vereinigungen auf dem Gebiet der allge­
meinen Wohlfahrt und Fürsorge gestellt werden. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile weiter 
das Wort dem Herrn Abgeordneten Schreiner. 

Schreiner (BHE): Hohes Haus! Meine Anfrage 
richtet sich an den Herrn Staatsminister für Unter­
richt und Kultus. 

Durch die ungenügenden Staatszuschüsse - man 
spricht sogar von weiteren Kürzungen - ist die 
Fortführung der gemeindlichen höheren Schulen 
gefährdet. Besonders die Eltern der auswärtigen 
Schüler befürchten, zu freiwilligen Pflichtleistungen 
in stärkerem Maße herangezogen zu werden. 

Welche Maßnahmen beabsichtigt' die Staatsregie­
rung, um 

1. die Fortführung der gemeindlichen höheren 
- Schulen sicherzustellen und 

2. die Eltern auswärtiger Schüler vor zusätzlichen 
geldlichen Leistungen zu bewahren? 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwortung 
der Anfrage erteile ich das Wort dem Herrn Staats­
minister für Unterricht und Kultus. 

Dr. Schwalher, Staatsminister: Hohes Haus! Von 
vornherein möchte ich auf die Anfrage des Herrn 
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Abgeordneten erwidern, daß von einer beabsichtig­
ten Kürzung der Staatszuschüsse an die nichtstaat­
lichen höheren Lehranstalten nicht die Rede sein 
kann. Im übrigen darf ich dazu ausführen: - . 

Das Kultusministerium ist seit 1949 laufend um 
die Erhöhung der staatlichen Zuschüsse an die 
nichtstaatlichen höheren und mittleren Schulen be­
müht. Die erreichte Erhöhung der Zuschüsse hat 
aber nicht mit dem Anwachsen der Schulbetriebs­
kosten durch Vermehrung der Schülerzahl und der 
Besoldungslasten Schritt gehalten. So sind den 
Schulträgern laufend wachsende Jahresdefizite 
verblieben, und eine Reihe von Schulen steht un­
mittelbar vor dem wirtschaftlichen Zusammen­
bruch. Der nunmehr vorliegende Abschluß des 
Rechnungsjahres 1952/53 hat den Ernst der Lage 
aufgezeigt. Das Kultusministerium kann zu der 
Not der nichtstaatlichen höheren und mittleren 
Schulen im Interesse einer gleichheitlichen Bildung 
der Jugend nicht mehr schweigen, Ich werde in den 
nächsten T,agen über den Minist,errat eine Abände­
rung des Haushaltsvoranschlags 1953 beantragen 
und eine Erhöhung des Haushaltsansatzes für die 
Staatszuschüsse an die nichtstaatlichen höheren 
und mittleren Schulen fordern, die zwischen acht 
bis zehn Millionen liegt. 

(Richtig! beim BHE) 

Diesen Betrag muß der Haushaltsausschuß dann 
verdauen. Nur durch eine Erhöhung der Zuschüsse 
in diesem Ausmaß wird es möglich sein, die Not 
der nichtstaatlichen Schulen nach außen und nach 
innen für einstweilen zu beseitigen. Nur durch eine 
solche Erhöhung der Staatszuschüsse wird auch zu 
erreichen sein, daß die mit dem Sinn des Schul­
geldfreiheitsgesetzes nicht zu vereinbarende und 
erzieherisch bedenkliche Einhebung von sogenann­
ten freiwilligen Elternbeiträgen zur Deckung der 
Schulbetriebskosten wieder verschwindet. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt als Frage­
steller der Herr Abgeordnete Dr. Becher; ich er­
teile ihm das Wort. 

Dr. Becher (fraktionslos): Hohes Haus, meine Da­
men und Herren! Meine Frage richtet sich an den 
Herrn J ustiz:minister. 

In einem,der Deutschen Soldatenzeitung gegebe­
nen Interview erklärte der Herr Amtsgerichtspräsi­
dent Dr. Knör im Namen des Sonderministers für 
politische Befreiung, die Aufhebung des im Nach­
laßverfahren gegen den Generaloberst Jodl ergan­
genen Spruches sei nicht auf Wunsch der Ameri­
kaner erfolgt, sondern deshalb, weil er selbst der 
Meinung wäre, daß der Spruch im Gegensatz zum 
Nürnberger Militärurteil stehe. Entspricht diese 
Auskunft auch der Überzeugung des Herrn Justiz­
ministers? Ist er sich im klaren, daß die Stellung­
nahme des Herrn Amtsgerichtspräsidenten Dr. Knör 
einer nachträglichen deutschen Anerkennung der 
Nürnberger Militärjustiz, welche selbst der repu­
blikanische Senator Taft als Komödie bezeichnet 
hat, gleichkommt? Ist der Herr Staatsminister be-

reit, seine Anordnung im Zeichen der Wiederher­
stellung eines objektiven Rechtsverfahrens zu 
widerrufen? 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwortung 
der Anfrage hat das Wort der Herr Staatsminister 
der Justiz. 

Weinkamm, Staatsminister: Ich habe schon bei 
der Beantwortung der ersten Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Sturm darauf hingewiesen daß 
ich auch diese Anfrage zusammen mit der anderen 
entweder schriftlich oder in der nächsten Sitzung 
beantworten werde. 

Präsident Dr. Hundhammer: Der nächste Frage­
steller ist der Herr Abgeordnete Dr. Lippert; ich 
erteile ihm das Wort. 

Dr. Lippert (BP): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Meine Anfrage richtet sich an den 
Herrn Staatsminister der Finanzen. 

Nach einer Auskunft des ADAC melden die Paß­
kontrollen den Grenzübertritt von Personenkraft­
wagen an das zuständige Finanzamt des Wagen­
eigentümers. Ich bitte den Herrn Finanzminister 
um Auskunft, wer die Zollbehörden dazu ver­
pflichtet hat und welchen Zwecken diese Kontroll­
mitteilung dienen soll. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwortung 
der Anfrage erteile ich das Wort dem Herrn Staats­
minister der Finanzen. 

Zietsch, Staatsminister: Hohes Haus! Die Zoll­
grenzkontrolle ist Sache der Bundesfinanzb'ehörden. 
Die in der Anfrage genannte Maßnahme ist ange­
ordnet durch den Herrn Bundesminister der Finan­
zen mit Erlaß vom 19. März 1952. Die Oberfinanz­
direktion hat mir auf Anfrage mitgeteilt, der Herr 
Bundesfinanzminister habe durch Erlaß vom 
22. April 1953 angeordnet, daß Kontroilmitteilun­
gen über Fahrten von Personenkraftwagen ins 
Ausland nicht mehr anzufertigen sind. 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Frage­
steller folgt der Herr Abgeordnete Ernst. Ich er­
teile ihm das Wort. 

Ernst (BP): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Meine Anfrage rl.chtet sich an den Herrn 
Wirtscha:Ltsminister. 

Es ist 1allgemein bekannt, .daß in den Koh­
lenlbergwerken Kohle in großer Menge auf der 
Halde liegt, für die gegenwärtig nrur schwer 
Abnehmer zu finden sind. Auch Kohlenhändler 
und sonstige Verteiler erklären jedem Kunden, 
daß sie in der Lage seien, Kohle in jeder beliebigen 
Menge abzugeben. Trotzdem bestehen bei der 
Hausbrandkohle immer noeh Bewirtschaftungsvor­
schriften aus der Zeit der Kohlenknappheit. So­
wohl bei den Regierungen als auch bei den unteren 
Verwaltungsbehörden sind für diese Aufgabe noch 
Sachbearbeiter tätig. 

Ich .frage deshalb den Herrn Wirtschaftsminister: 
Wie lange denkt man in Bayern noch daran, diese 



Bayerischer Landtag - 144. Sitzung. Mittwoch, den 27. Mai .1953 1349 

(Ernst [BP])~ 

überflüssige Bewirtschaftung aufr.echtzuerhalten, 
die nach allgemeiner Auffassung nur noch eine 
Aufgabe hat, nämlich daß sie den Steuerzahlern 
Geld kostet. 

(Zuruf von der CSU: Lenkungsmaßnahmen 
sind es!) 

Präsident Dr. Hundhamm~r: Die Frage beant­
wort,et der Herr 'Staatsminister für Wirtschaft und 
Verkehr. 

Dr. Seidel, Staatsminister: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Die Hausbrandkohle ist seit Jah­
ren nicht mehr bewirtschiaftet. Dagegen bestehen für 
sie noch die Lenkungsmaßnahmen, die auf der Ver­
ordnung Kohle I/1951 des Bundeswirtschaftsmini­
steriums beruhen, die ihre für das Kohlenwirt­
schaftsjahr 1953 gel.tende F1assung durch die 
Zweite Verlängerungsverordnung vom 28. März 
1953 - sie steht im Bundesanzeiger Nr. 61 - ge­
funden hat. Die Lenkungsmaßnahmen sind da­
durch gekennzeichnet, daß sie nur den Kohlen­
handel, nicht aber den Verbraucher erfassen. Die 
Lenkung der Hausbrandkohle ist heute auch des­
halb noch gerechtfertigt und notwendig, weil die 
Hausbrandverbraucher zu einem gegenüber der 

. Industrie erheblich geringeren Preis beliefert wer­
den, eine Regelung, welche im übrigen auch die 
Hohe Behörde der Montan-Union ausdrücklich ge­
billigt hat. Die Vergünstigung für den Hausbrand 
kann naturgemäß nicht unbeschränkt gewährt vver­
d.en. Deshalb ist Vorsorge zu treffen, daß die für 
den Hal.lSbrand bestimmte Kohle nicht in unrechte 
Kanäle geleitet wird. Aus diesen Gründen ließen 
sich behördliche Maßnahmen zur Feststellung des 
Bedarfs, zur Festlegung der Jahresgrundmengen 
und zur Regelung des AbDechnungsverfahrens 
nicht umgehen. Da die HausbrandHeforungen für 
alle Kohlenzechen Mindereinnahmen 'bedeuten, muß 
Sorge getragen werden, daß die Bestimmungen 
von allen Beteiligten sorgfältig beachtet werden. 
Die Bestimmungen sind aber nicht weiter erstreckt, 
als es der Zweck erfordert. 

Im Vollzug.„ der erwähnten Bundesverordnungen 
muß Bayern die Lenkungsmaßnahmen bei den Re­
gierungen und den unteren Verwaltungsbehörden 
so lange durchführen, als die Sonderpreise für 
Hausbrand bestehen, und zwar nicht zuletzt im 
Interesse der Bevölkerung, die mit billiger Kohle 
versorgt sein will. 

Ich bitte aber überzeugt zu sein, daß die als 
Sachbearbeiter oder Kohlenbeauftragte bestellten 
Beamten mit anderen Aufgaben voll ausgelastet 
werden, soweit sie sich nicht mit Fragen der 
Kohlenlenkung beschäftigen müssen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Als weiterer Frage­
steller erhält das Wort der Herr Abgeordnete 
Höllerer. 

Höllerer (BP): Herr Präsident, Hohes Haus! 
Meine Anfrage richtet sich an die Staatsregierung: 

Amerikanische Truppen haben in der vergiange­
nen Woche ·bei einem ÜbWlgsschießen auf dem Trup­
penübungsplatz Grafenwöhr Phosphorgranaten 
verwendet. Dadurch ist ein großer Waldbrand ent­
standen, durch den zirka 200 Hektar Wald ver­
nichtet wurden. Ich frage die Staatsregierung, ob 
Schritte unternommen wurden, damit sich solche 
Schäden nicht wiederholen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Diese Fr.age beant­
wortet der Herr Ministerpräsident. 

Dr. Ehard, Ministerpräsident: [Herr Prästtj.ent, 
meine •Damen, meine Herren! Ich habe gestern 
davon gehört, daß durch d1as ArtiUerieschießen bei 
Grafenwöhr W:ald·brände entstanden sind, und habe 
mich noch am gleichen T·a.ge mit den zuständigen 
amerikanischen Drenststell-en in Ver'lbindung ge­
setzt. Welch.er Erfo1g dabei zu ·erzielen ist, weiß 
ich im Augenblick nicht, sondern k:ann nur das 
eine s1agen: Wir hatten im vorigen Jahr ähnliche 
Schwierigkeiten, die dann im Benehmen mit dem 
Kommandeur ausgeglichen werden konnten. In der 
Zwischenzeit ist ein Wechseil im Kommando ein­
getreten und man muß neuerdings ü:ber diese 
Dinge verhandeln. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die· 0aus der letzten 
Fr-ag·estunde noch rückständig·e Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Frenzl beantwortet nunmehr der 
Herr Staiatssekretär für Fria1gen der Heimatvertrie­
-benen; . ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Oberländer, .Sta.atss•ekr·etär: Hohes Haus, meine 
Damen und Herren! Im Jah:re .1952 wurden in 
Bayern insgesamt 4052 Sowjetzonen - Flüchtlinge 
aus den Not-aufnahmel•agern Gießen, Ülzen und 
Berlin aufgenommen. Von dresen sind zirfüa 70 Pro­
zent zu Verwandten und Bekannten weitergeleitet 
worden, so daß insoweit •eine längere Lagerauf­
nahme nicht notwendig war. Der Rest von zirka 
30 Prozent wurde 1agermäßig untergebracht. 

Vom 1. J•anuar ·bis zum 24. Mai 1953 wurden 
weitere 6254 Sowj1etzonenflüchtilinige im Rahmen 
der bayerischen Quote von 3,7 Prozent übernom­
men. Von ihnen befanden sich am 'Stichtag vom 
21. Mai 1953 in den Lagern Amberg, Dillingen, 
Furth im Wald und im Regierungslager Hammel­
burg 2069 P·ersonen; der Rest ~am eben:flalls bei 
Angehörigen oder Bekannten unter. 

Für die wohnr-aummäßige Unterbringung der 
Sowjetzonen-Flüchtlinge, zu deren endgültiger Auf­
nahme das Land Bayern verpflichtet ist, wird ein 
Sonderwohnungsbaup1·ogramm mit 1110 Wohnun­
gen von der Obersten Baubehörde durchgeführt. 
Die Standorte wurden im Benehmen mit meiner 
Dienststelle und der L·andesplanungssteille des 
bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft und 
Verkehr festge1'egt. Zur Finanzierung werden vom 
Bund 6,66 Millionen DM, für eine Wohnung also 
6000 DM zur Verfügung gestellt. - Nach gestrigen 
Rundfunkmeldungen l:uat der Bundesfinanzminister 
allerdings weitere Zahlungen -abgesagt. - Die Fi­
nanzierung wird ergänzt mit 2000 DM pro Woh­
nung ·aus Landesmitteln. .Der Träger hat etwa 
2000 DiM 'Eigenkapital aufzuwenden. Die Beschaf-

3 
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fung. der ,ersten Hypotheken erfolgt durch die 
Oberste Baubehörde. Als Standorte sind vorge­
sehen: München mit 120, Nürnberg mit 150, Augs­
burg mit 100, Würzburg mit 60 und :die Städte 
Ingolstadt, Amberg, Kronach, Erlangen, Aschaffen­
burg und Neu-Ulm mit 48 Wohnungen, der Regie­
rungsbezirk Ober:tr.anken mit 100 und Wetden und 
Schweinfurt mit 24. Für den Bedarf der L·andwirt­
schaft und zur Unterbringung von landwirtschaft­
lichen Arbeitskräften ist die Errichtung von etwa 
120 Wohnungen geplant; die Standorte werden nach 
Bedarf vom bayerischen Staiatsministerium für Er­
nährung, Landwirtschaft und Forsten benannt. Die 
Richtlinien der Bundesministerien sehen vor, daß 
die Belegung v'on Neubauwohnung.en :auch mitNicht­
sowjetzonenfl.üchtlingen erfolgen kann, wenn die 
Bereitstellung zumutbarer Ersatzwohnräume ge­
währleistet ist. 

A:uf sozialem Gebiet ist •alles getan worden be­
züglich 1der Fürsorgel!eistungen, ebenso bezüglich 
der Rechtsansprüche auf Renten und sonstige Lei­
stungen. Die sozialen Einrichtungen sind .geregelt, 
ebenso di:e i.Berufsfürso.rgemaßnahmen. Wir können 
also sagen, daß auf diesem Gebiet alles geschehen 
ist, was Bayern .tun konnte. 

Zum Teil 2 der Anfrage: Für das Land Nord­
rhein-Westfalen wurden bisher insgesamt 13 746 
Sowjetzonenflüchtlinge gastweise aufgenommen. 
Von diesen werden bis morgen, 28. Mai einschlleß­
lich, insgesamt 10 906 abberufen sein, so daß sich 
zur Zeit noch 2840 Sowjetzonenflüchtlinge in den 
für Nordrhein-Westfalen zur .Vierfügung .gestellten 
Kasernen Altenstadt, Neuburg/Donau, Kempten„ 
Sonthofen und Funkkaserne \München befinden. 
Diese Gegenüberstellung zeigt, daß das Land Nord­
rhein-Westfalen seine Zusage in loyialer Weis.e er­
füllt ihat. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zu ·einer Zusatz­
frage •erteile ich das Wort nochmals dem Herrn 
Abgeordneten Fren:zel. 

Frenzel {SiPD): Ich bitte ,den Herrn Staatssekr·etär 
noch um Beantwortung der Frage, ob zwi:schen dem 
Land Baden-Württemberg und Bayern Verhand­
lungen durch.geführt wurden, daß Bayern auch 
Pensionäre des Landes Baden-Württemberg auf­
nehmen so11. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur iße:antwortung 
der Zusatzfrage erhält das Wort nochmals der 
Herr St•aiatssekretär für. Ang,elegenheiten der !Hei­
matvertriebenen. 

Dr. Oberländer, Staatssekretär: Es ist richtig, daß 
Baden-Württemberg gebeten hat; einmal unter 
Umständen die Kasernen Memminger-Berg, die 
jetzt geräumt und durch Zurverfügungstellung von 
Neubauwohnung,en für Truppen freigemacht wer­
den, für Flüchtlinge zu erhalten. :Die Verhandlun­
gen sind noch nicht abigeschlossen. Es ist ,aber mög­
lich, <daß wir Memminger-Berg Baden-Württemberg 
für einig,e Wochen zur Verfügung stellen. Im übri-

gen sind wir kurz vor Pfingsten .gebeten worden, 
für 14 T.age eine Anzahl ,aus Berlin in die Funk­
kaserne .a:ufzunehmen. lEs handelt sich um 1100, die 
bereits nächste Woche 1abberufen werden. Es ist 
genau so wie geg·enüber .NoDdrhein-Westfalen, daß 
wir gewissermaßen .den Stoß aufnehmen und die 
Flüchtlinge nachher sofort .verteilt weTden. Da wir 
in Bayern nicht genützten Kasernenraum haben, 
sind wir hie und da entgegengekommen. Es stimmt 
vollkommen, daß Verhandlungen bezüglich Mem­
minger-Berg laufen, wobei ich hinzufüge, daß Ba­
den-Württemberg den Wunsch hatte, sowohl die 
Einrichtung zu bezahlen .als auch die Verwaltung 
zu stellen. Das hat iBay,ern .abge.1eJmt. Die Verhand­
lungen stehen so, daß wir sowohl die Verwaltung 
als .auch die ,Einrichtung hezahlen würden und nur 
die Belegung für ·eine bestimmte Zeit, die noch ab­
zumachen wäre, durch Baden-Württemberg erfolgt. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Friagestunde ist 
geschlossen. 

Ich rufo auf die Ziffor 2 der T·agesord:r:ung: 

Schreiben des Verfa:ssungsgerichtshofs betref­
fend Antrag des Regierungsinspektors Karl 
Otto Baumgartl, Berchtesgaden, auf Feststel­
lung der Verfassungswidrigkeit d~r Art. 25 
Abs. 1 und 95 Abs. 1 und 2 der Gemeh1deord­
mmg für den Freistaat Bayern vom 25. Januar 
1952 (GVBl. S. 19). 

Den Bericht über die Verhandlungen des Aus­
schusses für Rechts- und Verfassungsfragen (Bei­
lage 4112) erstattet der Herr Albgeordnete Dr. Fi­
scher. Ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Fischer (CSU), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent, meine Damen und Herren! Der Rechts- und 
Verfassungsausschuß behandelte in der Sitzung 
vom 12. Mai 1953 den Antrag des Regierungs­
inspektors Karl Otto Baurrigartl aus Berchtesgaden 
zum Verfassungsgerichtshof. Berichterstatter war 
ich, Mitberichterstatter der Ifärr Abgeordnete Be­
zold. 

Ich habe als Berichterstatter ·Ungefähr folgendes 
ausgeführt: Der Antragsteller Baumgartl behaup­
tet die Verfassungswidrigkeit des Artikels 25 Ab­
satz 1 der bayerischen Gemeindeordnung insoweit, 
als dadurch den Gemeinden die Möglichkeit ge­
geben wird, Satzungen mit rückwirkender Kraft 
zu erlassen. Er behauptet weiter die Verfassungs­
widrigkeit des Artikels 95 der Gemeindeordnung 
insoweit, als dadurch eine nachträgliche Erhöhung 
der Gemeindesteuern zugelassen wird. Zur Be­
gründung führt der Antragsteller aus, daß es un­
möglich sei, rückwirkende Gesetze zu erlassen. Ge­
meindliche Satzungen seien örtlich verbindliche 
Vorschriften und den Gesetzen gleichzustellen. Es 
dürfe auch nicht übersehen werden, daß rück­
wirkende gemeindliche Satzungen häufig eine 
Strafdrohung enthalten. Dies widerspreche dem 
Artikel 104 Absatz 1 der bayerischen Verfassung. 
Die Rückwirkung von Gesetzen und gemeindlichen 
Satzungen widerspreche auch dem Gedanken des 
Rechtsstaates, wie er in Artikel 3 Absatz 1 der 
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bayerischen Verfassung auch für Bayern festge­
legt sei. 

Der Antragsteller wendet sich vor allem auch 
gegen den Artikel 95 der Gemeindeordnung, der 
den Erlaß nachträglicher Haushaltssatzungen er­
möglicht, in denen auch die ·steiJersätze für die Ge­
meindesteuern - Grund- und Gewerbesteuern -
nachträglich neu geregelt werden können. Der An­
tragsteller bezieht sich dabei auf eine Entscheidung 
des Verfassungsgerichtshofs vom 10. November 
1952 und .behauptet, diese Entscheidung verbiete 
schlechthin die Rückwirkung von Gesetzen, also 
auch von gemeindlichen Satzungen, insbesondere 
dann, wenn sie Strafandrohungen enthalten. 

Dazu ist zu sagen, daß der bayerische Verfas-
. sungsgerichtshof in der genannten Entscheidung 
zwar ausgesprochen hat, daß normalerweise eine 
Rückwirkung von Gesetzen nicht möglich sei. Er 
hat aber ausdrücklich festgelegt, daß die Rück­
wirkung von Gesetzen nicht allgemein auszuschlie­
ßen sei. Die Unzulässigkeit der rückwirkenden 
Gesetzgebung könne sich aus der Verfassungsnorm 
und Gründen der Rechtssicherheit oder begriff­
lichen Unmöglichkeit, darüber h1naus auch aus der 
Eigenart der zu regelnden Lebensverhältnisse er­
geben. Der Artikel 25 Absatz 1 .der Gemeinde­
ordnung, von dem der Antragsteller behauptet, er 
sei verfassungswidrig, kann nur dann als verfas­
sungswidrig angesehen werden, wenn er die Rück­
wirkung von Satzungen allgemein, also ohne Rück­
sicht auf einen besonderen Gegenstand zuläßt. Das 
.trifft aber nicht zu; denn der Artikel 25 Absatz 1 
der Gemeindeordnung schrei!bt nur die Genehmi­
gungspflicht für Satzungen mit rückwirikende!r Kraft 
vor. Er setzt also voraus, daß die zu genehmigende 
Satzung zulässig ist. Es ist also insoweit dem An­
trag des Antragstellers nicht beizutreten. 

Der Artikel 95 der Gemeindeordnung spricht 
überhaupt nicht von einer Rückwirkung. Freilich 
wird man Haushaltssatzungen nachträglicher Art, 
soweit sie irgendwelche Änderungen der Steuer­
sätze· beinhalten, besonders hinsichtlich ihrer Rück­
wirkung vorsichtig zu behandeln haben. Auch Ar­
tikel 95 der Gemeindeordnung setzt begrifflich 
voraus, daß die Haushaltssatzung, wenn sie rück­
wirkend ergehen soll, rechtlich einwandfrei ist. 

Der Rechts- rund Ve:dassungsausschuß kam dann 
zu folgendem einstimmigen Beschluß: 

I. Der Landtag beteiligt sich an dem Verfahren. 
II. Der Antrag des Antragstellers vom 24. Fe­

bruar 1953 wird abg~wiesen. 
III. Als Vertreter des Landtags wird Abgeord­

neter Dr. Karl Fischer bestimmt. 
IV. Auf mündliche Verhandlung wird verzichtet. 

Ich bitte Sie, diesem Beschluß beizutreten. 

Präsident Dr. Hundh!lmmer: Wer diesem Vor­
schlag entsprechend den Beschluß billigen will, der 
Ihnen auf Beilage 4112 vorliegt, wolle Platz be­
halten. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimm­
enthaltungen? - Ich stelle fest, daß das Plenum 
dem Ausschußbeschluß einstimmig beigetreten ist. 

·-----------~ 

Es folgt Ziffer 2 b der Tagesordnung: 
Schreiben des Verfassungsgerichtshofs zum An­
trag des Henn Paul Illing in Mühldorf auf 
Feststellung der Verfassungswidrigkeit des 
§ 18 des hayel'ischen Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter § 63 des Ge­
setzes zu Art. 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen (Bayerisches Gesetz zu Art. 131 GG) 
vom 31. Juli 1952 (GVBl S. 235). 

Über die Verhandlungen des Ausschusses für 
Rechts- und Verfassungsfragen (Beilage 4113) be­
richtet wieder der Herr Abgeordnete Fischer; ich 
erteile ihm das Wort. 

Dr. Fischer (CSU), Berichterstatter: Der Rechts­
und Verfassungsausschuß behandelte ebenfalls in 
der Sitzung vom 12. Mai 1953 die vorliegende Ver­
fassungsbeschwerde. Der Antragsteller, Diplom­
Ingenieur und Regierungsbaumeister Pauf Illing, 
behauptet, daß der § 18 des bayerischen Ausfüh­
rungsgesetzes zum Bundesgesetz zu Artikel 131 
insofern verfassungswidrig sei, als § 18 die Vor­
schriften des § 77 des Bundesgesetzes zum Arti­
kel 131 für anwendbar erkläre. Berichterstatter zu 
diesem Antrag war ich, Mitberichterstatter der 
Herr Abgeordnete Bezold. 

In der Verhandlung vor dem Rechts- und 'Ver­
fassungsausschuß habe ich darauf l:J.ingewiesen, daß 
das bayerische Ausführungsgesetz, weil es nur ein 
Ausführungsgesetz zum Bundesgesetz zu Arti­
kel 131 sei, keineswegs als gegen die bayerische 
Verfassung verstoßend angesehen werden könne. 
Das gilt selbstverständlich auch für den § 18 des 
bayerischen Ausführungsgesetzes. Letztlich richtet 
sich die Verfassungsbeschwerde gegen den § 77 des 
Bundesgesetzes zum Artikel 131 des Grundgesetzes. 

Der Rechts- und Verfassungsausschuß hat dann 
einstimmig den Beschluß gefaßt: 

I. Der Landtag beteiligt sich an dem Verfahren. 

II. Die Verfassungsbeschwerde wird abgewiesen. 

III. Als Vertreter des Landtags wird Abgeord­
neter Dr. Karl Fischer bestimmt. 

IV. Auf mündliche Verhandlung wird verzichtet. 

Ich bitte Sie, diesem Beschluß beizutreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Wer auch in diesem 
Fall dem Vorschlag des Rechts- und Verfassungs­
ausschusses beitritt, woHe Platz behalten. Ich bitte 
um die Gegenprobe. - Stimmenthaltungen - lie­
gen nicht vor. Der Vorschlag des Ausschusses ist 
einstimmig vom Plenum zum Beschluß erhoben. 

Es folgt Ziffer 2 c der Tagesordnung: 
Schreiben des Verfassungsgerichtshofs zum An­
trag der I. Kammer des Finanzgerichts Nürn­
berg auf Entscheidung über die Verfassungs­
mäßigkeit des § 2 Abs. 4 Satz 4 des Gesetzes 
zur Wiederherstellung der Fillanzgel'ichtsbar­
keit vom 19. Mai 1948 (GVBI. S. 87). 

Den Bericht über die Verhandlungen des ,Aus­
schusses für Rechts- und Verfassungsfragen (Bei­
lage 4114) erstellt der Herr Abgeordnete Dr. Zdra-
lek; ich erteile ihm das Wort. · 
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Dr. Zdralek (SPD), Berichterstatter: Meine Da­
men und Herren! Der Rechts- und Verfassungs­
ausschuß hat sich in seiner Sitzung vom 13. Mai 
1953 mit dem Antrag beschäftigt, den der Vor- , 
sitzende der I. Kammer des Nürnberger Finanz­
gerichts an den bayerischen Verfassungsgerichts­
hof gerichtet hat. Zum Berichterstatter war ich be­
stellt, zum Mitberichterstatter der Herr Kollege 
Saukel. 

In der erwähnten Sitzung habe ich als Bericht­
erstatter die angefochtene Bestimmung angeführt, 
wonach die beamteten Beisitzer der Finanzgerichte 
auch vor Ablauf ihrer sechsjährigen Amtsdauer 
vom Finanzministerium abberufen werden können. 
In dieser Tatsache sieht die I. Kammer des Finanz­
gerichts in Nürnberg einen Verstoß gegen die Un­
abhängigkeit der Richter, weil nach dem Grund­
gesetz und der bayerischen Verfassung Richter nur 
in den im Gesetz vorgeschriebenen Fällen und 
Formen abberufen werden dürfen und die Ab­
berufung nicht in das Ermessen der Verwaltungs­
behörde gestellt sei. 

Der B e r i c h t e r s t a t t e r er klärte, daß er 
keinen Zweifel an dem richterlichen Charakter der 
Finanzgerichte habe, und verwies dabei auf die 
Artikel 92, . 96 und 108 des Grundgesetzes. Auch 
die frühere Reichsabgabenordnung habe keine vor­
zeitige Abberufung gekannt. 1948 hätten wohl 
Zweckmäßigkeitsgründe dafür gesprochen, die Ab­
berufung in das Gesetz zur Wiederherstellung der 
Finanzgerichtsbarkeit aufzunehmen; ·denn damals 
habe man angenommen, daß die beamteten Bei­
sitzer. nicht voll ausgelastet sein würden. Nach 
dem Gang der Ereignisse treffe aber dieses Argu­
ment für die heutige Zeit nicht mehr zu, weil die 
Finanzgerichte überlastet seien. 

Das Finanzministerium vertrat den Standpunkt, 
daß die vorzeitige Abberufung nicht verfassungs­
widrig sei, und beruft sich dabei auf ein Urteil 
des Verwaltungsgerichtshofs. Der Berichterstatter 
konnte diesen Standpunkt nicht teilen und er­
klärte, eine vorzeitige Abberufungsmöglichkeit er­
innere allzu sehr an die Auffassungen im Dritten 
Reich, in dem das Einspruchsverfahren überhaupt 
abgeschafft und nur das Anfechtungsverfahren vor 
der Verwaltungsbehörde gegeben gewesen sei. 

Da zu erwägen sei, ob nach einem Ausspruch 
des Verfassungsgerichtshofs, daß die angegriffene 
Bestimmung verfassungswidrig wäre, nicht alle 
Urteile der Finanzgerichte nichtig seien, hat der 
Berichterstatter empfohlen, einen Entwurf· zu 
einem Änderungsgesetz zum Gesetz zur Wieder­
herstellung der Finanzgerichtsbarkeit einzubrin­
gen. In diesem Änderungsgesetz sollte der ange­
griffene Satz gestrichen werden. 

Der Berichterstatter wies abschließend noch dar­
auf hin, daß sich zwischenzeitlich auch der bayeri­
sche Senat auf den Standpunkt gestellt habe, diese 
Bestimmung im Gesetz zur Wiederherstellung der 
Finanzgerichtsbarkeit sei verfassungswidrig. 

Der V o r s i t z e n d e war gegen eine Zurück­
stellung und sagte, die Abgeordneten hätten die 
Belange der Bevölkerung wahrzunehmen und 
nicht die des Finanzministeriums. 

Der Abgeordnete Junk e r schlug vor, die 
Staatsregierung zu beauftragen, möglichst bald 
einen Änderungsentwurf vorzulegen. 

Der Berichterstatter machte dann noch 
darauf aufmerksam, daß _materiell kaum etwas 
passiert sein dürfte, da die Finanzgerichte aus fünf 
Richtern zusammengesetzt sind, von denen drei 
aus den Reihen di=r Steuerpflichtigen genommen 
werden und nur zwei Beamte seien. 

Der Abgeordnete B e z o 1 d bezeichnete es als 
Pflicht des Landtags, sein Gesetz zu verteidigen, 
wenn er es für verfassungsmäßig halte, andern­
falls für eine Gesetzesänderung zu sorgen. Der 
Abgeordnete Si mm e 1 schlug vor, das Gesetz zu 
verteidigen, da die Verfassungswidrigkeit nicht 
absolut sicher sei; es genüge, wenn sich der Land­
tag die Rechtsauffassung der Staatsregierung zu 
eigen mache. 

Der Rechts- und Verfassungsausschuß beschloß 
dann gegen die Stimme des Berichterstatters: 

I. Der Landtag beteiligt sich am Verfahren. 

II. Der Landtag teilt die Auffassung des Finanz­
ministeriums, daß die Verfassungsbeschwerde 
als unbegründet abzuweisen sei. 

III. Zum Vertreter des Landtags wird der Ab­
geordnete Saukel bestellt. 

IV. Auf mündliche Verhandlung wird verzichtet. 

Der Berichterstatter konnte die Vertretung natür­
lich nicht übernehmen, da er anderer: Meinung 
war. 

Ich habe die Pflicht, Ihnen diesen Ausschuß-· 
beschluß zur Annahme zu empfehlen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zu diesem Gegen­
stand der Tagesordnung hat sich der Bericht­
erstatter auch als Redner gemeldet. Ich erteile 
ihm das ·Wort. 

Dr. Zdralek (SPD): Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Als Diskussionsredner muß ich 
nach wie vor meine Bedenken geltend machen, die 
ich auch im Rechts- und Verfassungsausschuß 
schon vorgetragen habe. Meines Erachtens kann es 
nicht Aufgabe des Parlaments sein, ein Gesetz zu 
verteidigen, das - so hatte ich den Eindruck -
fast alle Mitglieder des Rechts- und Verfassungs­
ausschusses für verfassungswidrig halten. Auch 
der Senat hat sich in seinem Gutachten auf den 
Standpunkt gestellt, daß das Gesetz verfassungs­
widrig ist. 

Nach Prüfung des Falles glaube ich allerdings 
nicht, daß dann, wenn der Verfassungsgerichtshof 
das Gesetz für verfassungswidrig erklärt, alle Ur­
teile der Finanzgerichte nichtig sind. Denn zur 
Herbeifü'hrung der Nichtigkeit wäre die Nichtig­
keitsklage notwendig, die nach den Bestimmungen 
der Zivilprozeßordnung zu erheben wäre; für die 
Finanzgerichte gelten 1aber die Bestimmungen der 
Zivilprozeßordnung nicht. 

Aber unabhängig von der Frage, ob diese Be­
stimmung verfassungswidrig ist oder nicht, er-
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scheint es mir doch zweckmäßig, die Bestimmung. 
im Gesetz zur Wiederherstellung der Finanz­
gerichtsbarkeit zu streichen, und zwar um das Ver­
trauen der Steuerpflichtigen zu den Finanzgerich­
ten doch in höherem Maße zu stärken. Es ist ja 
doch so, daß bisher noch nie· ein Richter während 
der Dauer seiner Amtszeit abberufen werden 
konnte. Auch die Reichsabgabenordnrung hat aus­
drücklich davon gesprochen, daß die Bestellung 
für die Dauer des Amtes gilt, und es kann doch 
der Fall eintreten - ich möchte nicht sagen, daß 
er schon eingetreten ist -, daß die Auffassung 
einer Persönlichkeit in einer ganz bestimmten 
Steuerfrage der vorgesetzten Behörde klar ist. 
Wenn diese Persönlichkeit - es kann sich um eine 
grundsätzliche Auffassung handeln - nun in der 
Finanzkammer sitzt, dann besteht eben nach dem 
Wortlaut des Gesetzes die Möglichkeit, sie für 
einen ganz bestimmten Steuerfall durch Abberu­
fung auszuschalten. Schließlich soll keiner seinem 
ordentlichen Richter entzogen w_erden. 

Ich bin also nach wie vor der Meinung und be­
antrage hiermit, die Staatsregierung zu beauf­
tragen, ein Änderungsgesetz zum Gesetz zur Wie­
derherstellung der Finanzgerichtsbarkeit einzu­
bringen, das nur zwei Paragraphen zu haben 
braucht: 

§ 1 

§ 2 .A!bs. 4 Satz 4 des Gesetzes zrur Wiederher­
stellung der Finanzgerichtsbarkeit vom 19. Mai 
1948 (GVBl. S. 87) wird gestricheµ. 

§ 2 

Das Gesetz tritt am 1. Juli 1953 in Kraft 

Das scheint mir eine sauberere Erledigung dieses 
·.Falles zu sein, als wenn wir künstlich einen Stand­
punkt verteidigen, den wir nicht halten können. 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
Ihr Antrag ist also dahin zu verstehen; daß der 
Antrag des Ausschusses abgelehnt werden soll? 

Dr. Zdralek (SPD): Ja! 

P1·äsident Dr. Hundhammer: .Die Aussprache ist 
geschlossen. 

Ihren Antrag, Herr Abgeordneter, bitte ich mir 
aber schriftlich vorzulegen. 

Wir stimmen zunächst darüber ab, ob der Aus­
schußvorschlag vom Plenum gebilligt wird. Wer 
dem Ausschußvorschlag die Zustimmung erteilen 
will, möge sich vom Platz erheben. - Ich bitte um 
die Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? - Der 
Ausschußantrag ist abgelehnt. 

Nun stehe ich aber doch auf dem Standpunkt, 
daß zu dem Schreiben des Verfassungsgerichtshofs 
eine Stellung eingenommen werden muß. Wir kön­
nen nicht einfach dem Verfassungsgerichtshof mit­
teilen, daß das Landtagsplenum den Ausschußvor­
schlag abgelehnt hat. Es gibt nur die Möglichkeit, 
die Angelegenheit an den Ausschuß zurückzugeben,, 

um sie nochmals iberaten zu lassen; denn hier im 
Plenum eine Beratung über die dem Verfiassungs­
gerichtshof zu erteilende AntwoTt durchzuführen, 
scheint mir abwegig zu sein. Vielleicht kann der Herr 
Abgeordnete Dr.Z.dvalek seinen Antrag, de1r darüber 
hinausgeht und einen Gesetzentwurf verlangt, auch 
dem Ausschuß schriftlich vorlegen, nachdem es hier 
nicht geschehen ist, damit der Antrag vom Aus­
schuß vorbereitet hier zur Sprache kommt. - Die 
Angelegenheit geht also an den Ausschuß zurück. 
Das Haus ist damit einverstanden. 

Ich rufe auf die Ziffer 3. der Tagesordnung: 

Antrag des Abgeordneten Volkholz betreffend 
Wiederherstellung seiner Immunität. 

Über die Verhandlungen des Ausschusses für die 
Geschäftsordnung (Beilage 4048) berichtet der Herr 
Abgeordnete Dr. Schier. Ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Schier (BHE), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent, meine Damen und Herreni Den Verhandiun­
gen des Geschäftsordnungsausschusses liegt ein 
Schreiben des Herr Abgeordneten Volkholz voin 
6. November 1952 zugrunde, in welchem er um 
Wiederherstellung seiner Immunität ersucht. Die­
ses Schreiben war bereits Gegenstand der" Ver­
handlungen im Geschäftsordnungsausschuß vonf 
16. Februar 1953. Damals wurde kein Beschluß ge­
faßt, sondern das Justizministerium ersucht, zu­
nächst einmal eine Übersicht über den Stand der 
ganzen Sache zu geben. Das J u s t i z m in i s t e -
r i um hat dem Ersuchen des Geschäftsordnungs­
ausschusses mit Schreilben vom 3. !März 1953 ent­
sprochen. Dieses hat folgenden Wort1aiut: 

Zu dem Beschluß des Ausschusses für die Ge­
schäftsordnung des Bayerischen Landtags vom 
16. Februar' 1953 berichte ich: 

Gegen den Abgeordneten Volkholz sind zur 
Zeit folgende Verfahren anhängig. 

I. Beim Oberstaatsanwalt in Deggendorf: 

1. wegen Beleidigung und übler Nachrede 
a) ·des Landesverbandes der CSU, · 
b) der SPD im Bundesgebiet, 
c) des Abgeordneten Dr. Schumacher, 
d) des Abgeordneten Dr. Strauß, 
e) der bayerischen Justiz; 

2. Wegen Anstiftung des Reimann zum 
Meineid vor dem Ältestenrat des Baye­
rischen Landtags; 

3. wegen versuchter Nötigung der Zeugen 
von Loeben und Straub. 

II. Beim Oberstaatsanwalt in Regensburg, 
Zweigstelle Straubing, wegen der vom ehe­
maligen Amtsgerichtsrat Dr. Franz Glaser 
erhobenen Beschuldigungen der Versamm­
lungssprengung, Beleidigung, Bedrohung 
und des Betrugs. 

III. Beim Oberstaatsanwalt München I wegen 
falscher Anschuldigung und Beleidigung der 
Rechtsanwältin Lammers. Der Abgeordnete 
Volkholz soll die Rechtsanwältin Lammers 

.beschuldigt haben, sie habe versucht, Zeu­
gen zu beeinflussen. 

4 
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Die Immunität des Abgeordneten Volkholz 
ist in diesen Fällen mit den Beschlüssen des 
Bayerischen Landtags vom 5. September 1951 
und vom 15. Januar 1952 aufgehoben worden. 

Die Staatsanwaltschaften München I und 
Landshut haben außerdem . dienstlich Kennt­
nis von Behauptungen, denen zufolge der Ab­
geordnete Volkholz eine Reihe weiterer straf­
barer Handlungen begangen haben soll (Wirt­
schaftsverfehlungen, Wilderei, Betrug, Be­
drohung, Beleidigung). 

Bezüglich dieser Beschuldigungen ist um 
Aufhebung der Immunität bisher nicht nach­
gesucht worden. Ermittlungsverfahren sind 
deshalb nicht eingeleitet worden. 

Das ist der vollständige Inhalt des Schreibens 
des Justizministeriums. Es wurde dann im Aus­
schuß festgestellt, was den Komplex der in Deg­
gendorf anhängigen Verfahren anlangt, sind in­
zwischen die Strafanträge der SPD und des Ab­
geordneten Dr. Schumacher zurückgenommen wor­
den, so daß nur noch übrig bleiben der Antra:g des 
Landesverbandes der· CSU, der Antrag des Abge­
ordneten Strauß und der Antrag des bayerischen 
Justizministeriums wegen Beleidigung. Nicht er­
ledigt ist außerdem nach Auskunft des Justizmini­
steriums das Verfahren wegen Anstiftung zum 
Meineid des Reimann vor dem Ältestenrat des 
Bayerischen Landtags. 

In der Diskussion wünschte der Vorsitzende Aus­
kunft darüber, warum seit der am 15. Januar 1952 
erfolgten Immunitätsaufhebung die anhängigen 
Verfahren nicht durchgeführt wurden. 

Hierzu nahm der . Vertreter des J ustizministe­
riums, [)r. Horb er, mit folgenden Ausführun­
gen Stellung: Die Verfahren hätten deshalb nicht 
durchgeführt werden können, weil der Abgeord­
nete Volkholz seinerzeit von Österreich ausgeliefert 
worden, die Auslieferung aber nur bezüglich be­
stimmter Strafö~.ten erfolgt sei. Infolge dieses Um­
standes sei das Justizministerium durch den Grund­
satz der sogenannten Spezialität der Auslieferung 
an weiteren Maßnahmen gehindert gewesen. Es 
war erst wieder in der Lage einzugreifen, als nach 
Rechtskraft des Urteils ein Monat verstrichen war 
und der Abgeordnete Volkholz sich noch im Bun­
desgebiet alifhielt. Dr. Horber bestritt infolgedes­
sen als Vertreter des Justizministeriums, daß das 
Justizministerium beziehungsweise die Staatsan­
waltschaft die Sache verschleppt hätten, ~nd be­
hauptete, es sei vielmehr durch den Grunds1atz der 
Spezialität der Auslieferung an der Durch.fühDung 
des Verfahrens gehindert gewesen. Diese Sperre, 
die Untersuchung fortzuführen, sei erst Ende Ja­
nuar beseitigt worden, worauf am 5. Februar 1953 
die Aufforderung des Justizministeriums an den 
Generalstaatsanwalt erging, nach Wegfall der aus­
lieferungsrechtlichen Gründe das Verfahren fort­
zuführen. 

Der Vertreter des Justizministeriums führte wei­
ter aus, das Justizministerium habe das Verfahren 

auch deshalb nicht behindert, weil der Abgeord­
nete Volkholz von sich aus gebeten hätte, nicht 
von der Staatsanwaltschaft, sondern vom Richter 
vernommen zu werden, worauf der Generalstaats­
anwalt den Abgeordneten Volkholz gefragt habe, 
ob er in München oder in Bonn richterlich vernom­
men zu werden wünsche. Abgeordneter Volkholz 
habe sich für eine Vernehmung in Bonn ausgespro­
chen und es sei -also auch das Justizministerium 
be.ziehungsweise die Staatsanwaltschaft für die 
eingetretene Verzögerung nicht verantwortlich. 

Der Abgeordnete V o 1 k h o 1 z machte in langen 
Ausführungen geltend, der Staatsanwalt habe bei 
der Vorlage der Revision ~ine Fristversäumnis be­
gangen. Bereits am 27. Oktober sei der Zeitpunkt 
für eine rechtzeitige Revision verstrichen, und die 
Revisionsfrist sei dann nach den Ausführungen des 
Abgeordneten Volkholz am 31. Dezember endgültig 
abgelaufen gewesen. Bereits an diesem Tage aber 
sei die Revision zurückgenommen worden mit der 
Begründung, nach Klärung des Sachverhalts solle 
das Urteil nicht mehr angefochten werden. In der 
Zwischenzeit habe sich aber, wie Abgeordneter 
Volkholz darlegte, herausgestellt, daß die Revi­
sionsrücknahme nur deshalb erfolgt sei, um für 
weitere Verfahren die nötigen rechtlichen Voraus­
setzungen zu schaffen, weil nach den Ausliefe­
rungsbestimmungen nach Rechtskraft des Urteils 
ein Monat verstrichen sein müsse, um ein weiteres 
Verfahren in Gang zu setzen. Vor der Revision 
hätte er sich persönlich nicht gefürchtet, was er 
aber befürchte, sei die Tatsache, daß durch weitere 
Verfahren dem Bundestagswahlkampf Stoff ge­
liefert werd~n soll. Nur aus diesem Grunde habe 
er den Antrag gestellt, seine. Immunität wieder­
herzustellen. Darauf entgegnete neuerdings der 
Vertreter des Justizministeriums, Oberlandesge­
richtsrat Dr. Horb er, und stellte die Sache so 
dar wie bereits in der ersten Ausführung darge­
legt. 

Der Mi t b e r i c h t e r s t a t t e r , Abgeordneter 
Dr. von Prittwitz und Gaffron, erklärte, es komme 
dem Ausschuß nicht darauf an, lange Reden anzu­
hören über den Konflikt zwischen dem Abgeord­
neten Volkholz und dem Justizministerium. Der 
Fall liege heute so klar wie er das letzte Mal ge­
legen habe. Eine Wiederherstellung der Immunität 
durch Beschluß sei überhaupt nicht möglich. Die 
Immunität sei für bestimmte Fälle aufgehoben; 
solange diese Fälle nicht durch Einstellung, Frei­
spruch oder Verurteilung erledigt seien, bleibe die 
Immunität aufgehoben und der Aussc!J.uß könne 
zu keinem anderen Beschluß kommen als zur Ab­
lehnung des Antrags Volkholz. 

Abgeordneter B e z o 1 d hielt dem Abgeordneten 
Volkholz entgegen, es komme diesmal darauf an, 
die Dinge bis zu den Bundestagswahlen ins Reine 
zu bringen, so daß es dann während der Wahlzeit 
unmöglich sei, ihn mit den Behauptungen anzu­
greifen, die aus diesen Tatbeständen sich ergäben. 
Dieses an sich völlig verständliche Ziel könne der 
Abgeordnete Volkholz aber nicht durch Wiederher­
stellung der Immunität erreichen, sondern viel­
mehr durch eine beschleunigte Durchführung und 
Erledigung dieses Verfahrens. Nur durch den Ab-
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schluß der Verfahren könne sich der Abgeordnete 
Volkholz vor dieser Gefahr schützen. 

Der Vorsitze n·d e, Abg1eordneter Dr. Schön­
e c k e r , ging davon aus, ,(Laß das Verfahren wegen 
Anstiftung zum Meineid bereits se.lt J1anuar rechts­
kräftig z;ugunsten von Volkholz erJedigt und trotz­
dem in der Zwischenzeit nichts geschehen sei, ob­
wohl in diesem Verfa!hren die meisten anderen Tat­
bestände bereits ihre Klärung gefunden hätten und 
schHeßlich rauch die 1Staatsanwaltschaft davon Kennt­
nis haben müßte, daß im Sommer der Bundes­
taigswahlkiampf vor sich gehe. In der Zeit von 
Februar :bis heute hätte nach Ansicht des Redners 
hinreichende Möglichkeit bestanden, das Verfah­
ren entweder einzustellen oder die Anklage zu er­
heiben. 

Der iB :e r i c h t er s t a t t e r erblickte die Kern­
frage 1d!arin, ob ein einmal gefaßter iBeschluß auf 
A.ufheibung der Immunität wieder umgestoßen und 
die Immunität entsprechend dem Antrag des Ab­
geordneten Volkholz wiederhergesteiJ.lt werden 
kann, und bat das Justizministerium um Au:;kunft. 

Der Abgeordnete K r a m ·e r führte aus, er könne 
sich nicht entsinnen, daß jemals ein Fall vorge­
kommen wäre, in dem eine ·einmal 1aufgehobene Im­
munität wiederhergestellt wurde. Er schloß sich 
den Ausführungen der Vorredner an mit der Über­
zeugung, daß ,das Verfahren der Immunitätsauf-· 
hebung bis zum Abschluß durchgeführt werden 
müsse. 

Nach inhaltlich schon einmal vorgetr,agenen 
neuerlichen Ausführungen 1des Oberilandes:gerichts­
rats Dr. H o r b er führte der Abgeordnete Mi c ih e 1 
aus, ,er sei kiaum in der Lage, einen Unt,erschied 
zwischen der Wiederherstellung der Immunität und 
einem Eingriff in ,ein schwebendes Verfahren zu 
erkennen. iEin solches Eingreifen müsse der Land­
tag unter allen Umständen· vermeiden; denn da­
. durch könm:e· es leicht zu einer Rechtsbeugung 
kommen. 

Der A!hgeordnete 0 s p 1a· 1 d legte dem Abgeord­
neten Volkholz nahe, seinen Antr,ag zurückzuzie­
hen; denn er sei de:i; Auffassung, daß sich keine 
Möglichkeit erg,ebe, dem Antrag zu wiillfahren, 
ohne mit anderen :grundsätzlichen Überlegungen in 
Konflikt zu 1gieraten. Er empfahl dem Abgeordneten 
Volkholz ebenfalls, auf eine beschleunigte Erledi­
gung des Verfahrens ,besonderen Wert zu legen, um 
diese nach seinen Ausführungen zum Teil ,auch nur 
Lappalien enthailtenden Tatbestände zu finalisieren: 

!Der lB e r i c h t e r s t a t t e r warf die Fraige auf, 
ob nicht nach Artikel 28 Absatz 3 der bayerischen 
Verfassung die Möglichkeit bestünde, dem Antrag 
stattzugeben, und ob eine Wiederherstellung der 
Immunität, zumal sich die :gesamten Überlegungen 
nur auf die formelle Seite konzentrierten, recht­
lich insbesondere nach der Verfassung überhaupt 
möglich sei. Nach dem genauen Wortlaut des von 
ihm zitierten Artikels 28 der Verfassung halte er 
es zwar formell für möglich; er weigere sich aber 
vorerst, eine inhaltliche Meinung zu äußern,. ob 
auch darnach ver:liahren werden solle. 

Der Vertreter des Justizministeriums, Ober­
landesgerichtsrat Dr. Horb er, erwi:derte, man 
könne s,ehr wohl ·annehmen, daß die Auffassung 
des Berichterstatters, nach di1esen Bestimmungen 
und insbesondere in Anlehnung 1an Artikel 56 des 
Bonner Griundgesetzes vorzugehen, theoretisch mög­
lich sei. Trotzdem warnte er d1avor, dem Antrag des 
Abgeordneten Volkholz stattzugeben. 

Der Abgeordnete Bez o l d führte grundsätzlich 
aus, die Immunität sei nicht im Interesse des ein­
zelnen Abgeordneten, sondern lediglich zu dem 
Zweck geschaffen worden, die Arbeit der parla­
mentarischen Körperschaft sicherzustellen. Die Im­
munität eines Abgeordneten sei a:lso kein persön:­
liches ·Recht, sondern ein Recht und ei<ne Angelegen­
heit des gesamten iPar1aments. Dann 'Wlandte er sich 
gegen rdie Ausführungen des .AJbgeordneten Michel, 
indem er er-kilätte, eine Rechtsbeugung komme in 
·diesem Zusammenhang nicht in Frage, weil es sich 
um eine spezifische Angelegenheit des Gerichts und 
der Richter handle. Er faßte seine Ausführungen in 
folgender Feststellung zusammen: Niemals könne 
das P.arlJament zu einer Änderung seines' Beschlus­
ses aus dem Grunciie kommen, weil der betreffende 
Abgeordnete selbst ·erklärt, 1gewisse Hehiauptungen 
seien nicht richt1g, und er sei in der Laige, für seine 
Behauptungen iBeweise :au er,bringen. Würde das· 
P,arlament auf 'eine so[che Behauptung eines Ab­
geordneten hin seinen Beschluß ändern, dann würde 
es sich bereits zum Richter in eigener Sache machen 
und damit weder dem Abgeordneten noch dem Par-
lament dienen. · 

Der Vorsitzende, Abgeordneter Dr. Schön -
-~ c k er, gab der Meinung ArusdruCk, der L·andtag 
könne ·einen Beschluß, den er ·einmal gefaßt hahe, 
sicherlich auch wied.er 1a,ufheben, insbesondere wenn 
die Voraussetzungen, die zu diesem Beschluß ge­
führt hätten, weggefallen seien oder sich erheiblich 
geändert hätten. Nach seiner Meinung treffe das 
im Falle der Anstiftung zum Meineid zweifelsohne 
zu. Im. 1diesem Verfahren sei eine Vel'IUrtehlung theo­
retisch gar nicht mehr möglich, weil das Urteil in 
Rechtskraft erwachsen sei und die Erledigung sei­
tens der J,ustiz nur möglichst beschleunigt werden 
müsse. 

1Der AJbgeordnete Pf e ff e r sprach sich gleich­
fa11s dafür aus, das Justizministerium zu bitten, für 
1eine I'lasch<? 'Erledigung besorgt zu' sein. Der Abge­
ordnete S a iu k e 1 wandte sich gegen die Ausfüh­
rungen des .Abgeordneten Michel wegen des von 
ihm .gebrauchten Ausdrucks „Rechtsbeugung". Im 
wesentlichen sch[oß er sich den Ausführungen des 
Abrgeo11dneten iBezold an und wies ·als Fachmann 
darauf hin, daß es sich um eine spezifische Ange­
legenheit der Richter und Gerichte handle, nicht 
aber um die eines Parlamentsausschusses. 

Der Abgeordnete M i c h e 1 stellte dazu fest, er 
habe nur davon gesprochen, daß ·eine Methode, wie 
sie im F·alle Volkholz ang·estrebt we11de, nämlich die 
Immunität wiederherzustellen, unter Umständen in 
ihrer Wirkung einer Rechtsibeuigung gleichkommen 
könne. Er stehe nicht :an, diese :Behauptung richtig­
_zustellen und sich 1auf die Erklärung zu beschrän­
ken, er ha:be gemeint, ·es würde dadurch nur ein 
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Faktor weiterer Rechtsunsicherheit 1geschaffen, 
wenn der L'andtag in ein schwebendes Verfahren 
eingreife. 

Der Abgeordnete V o 1kho1 z entwickelte neuer­
dings ausführlich seine Geda~en und nahm zu 
dem Verhalten des Justi:zmini~teriums Stellung, das 
nach den .Amsführungen des OberLarndesgerichtsrats 
Dr. Hor·ber auf dem seinerzeit schon eingenomme­
nen Standpunkt mit großem Nachdruck beharre. 

([)e·r Abgeordnete Bez o 1 d gab seiner Verwun­
derung Ausdruck, daß man ein Verfahren, das im­
merhin politisches Interesse beanspruchen könne, 
l]!ach Wegfall der auslieferungsrechtlichen Behinde­
rungen nicht mit größerer Beschleunigung seitens 
der Anklagebehörden behandelt habe. In den aib­
gell.aufenen drei Monaten wäre es ohne weiteres 
möglich gewesen, etwas Positives zu tun. Zum min­
desten hätten die zuständigen Stellen nach Auffas­
sung des Abgeordneten Bezold den A:bgeovdneten 
Volkholz zu einer bestimmten Stellungnahme auf­
fordern können. 

Gegen diese ne1uerl.ichen Vorwürfe wandte sich 
Oberlandesgerichtsrat Dr. Horb er und wie-· 
derholte zum vierten Male den von ihm im Aus­
schuß eingenommenen Standpunkt. Damit waren 
die Ausführungen ·zum Schluß gekommen. 

Der B er ich t e r statte r gab zu bedenken, der 
Antrag auf Wiederherstellung der Immunität sei 
vom Abgeordneten Volkho.lz, also dem unmittelbar 
Beteiligten selbst, ausgegangen. Bei der Verhand­
lung über diesen Antrag am 16. Februar habe Ab­
geordneter Dr. Lacherbauer vorgeschlagen, zuerst 
einmal das Ergebnis der Prüfung durch die Staats­
anwaltschaft abzuwarten, so daß im Augenblick, 
also. im Februar, keine Entscheidung zu treffen sei. 
Es war also klar, daß der Ausschuß Wert darauf 

·gelegt hat, ruerst einmal genau zu wissen, wel­
che Verfahren gegen den Abgeol'dneten Volk­
holz noch anhängig und rechtlich relevant seien, 
daß also der Ausschuß damals seinen Willen zum 
.Ausdruck gebracht hat, vo,r genaue.r Darlegung der 
Lage durch das Justizministerium solle in der Sache 
nichts unternommen werden. 

Oberlandesgerichtsrat Dr. Horb er stimmte die­
sen Ausführungen zu, und damit wurde sozusagen 
der formelle Streit über die V~rzögerung beendet. 

Bei der Antragst e 11 u n g ergab sich folgen­
des Bild: Der. Mitberichterstatter, Dr. von Prittwitz 
und Gaffron, beantragte die Ablehnung des An:.. 
trags Volkholz. Der Berichterstatter schloß sich 
diesem Antrag an, betonte aber, daß er dies ungern 
rund einigermaßen gegen seine Überzeugung tue, 
und zwar weil es sich einmal um einen formellen 
Schritt handle, der nicht geklärt erscheine, und 
zum anderen Mal, weil er der Auffassung sei, daß 
der Zweck der ganzen Sache schließlich die Auf­
findung des wirklichen Rechts sei. 

Angenommen wurde folgender Antrag: 

Der Antrag des Abgeordneten Volkholz auf 
Wiederherstellung seiner Immunität wird ab­
gelehnt. 

Das Justizministerium wird ersucht, für eine 
möglichst rasche Durchführung des Verfahrens 
gegen den Abgeordneten Volkholz besorgt zu 
sein .. 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
liegt mir nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. 
Wer dem Vorschlag des Geschäfto.rdnungsausschus­
ses, den der Berichterstatter wiedergegeben hat, 
zustimmt, wolle sich vom Platz erheben. - Ich 
bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? 
-· Die Mehrheit hat die Zustimmung zu dem Vor­
schlag des Geschäftsordnungsausschusses gegeben. 

Ich rufe nunmehr auf Ziffer 4 der Tagesordnung: 

Haushalt des bayerischen Staatsministeriums 
der Finanzen für das Rechnungsjahr 1953 -
Einzelplan 06 -

Die Berichterstattung nach der Beilage 4059 ist 
bereits erfolgt. Ich ·erteile das . Wort dem Herrn 
Staatsministe'r der Finanzen. 

_ Zietsch, Staatsminister: Hohes Haus! Der Ge­
samtabschluß des Haushalts für den Geschäfts­
bereich des Staatsministeriums der Finanzen stellt 
sich nach dem Ergebnis der Beratungen im Haus­
haltsausschuß wie folgt dar: Auf der Einnahmen­
seite sind es 80 248 000 DM, auf der Ausgabenseite 
sind es 170 802 200 DM, so daß sich el.n Zus'chuß 
von 90 554 200 DM ergibt. Gegenüber dem Zuschuß­
bedarf des Voirjahres, der auf rund 147 Millio­
nen DM festgestellt war, ergibt sich somit eine 
Minderung um 57 Millionen DM. Diese - allerdings 
scheinbare - Verbesserung beruht zum größten 
Teil auf organisatorischen Änderungen sowie auf 

. durch das neue Haushaltsschema bedingten . Ver­
schiebungen innerhalb der Haushaltspläne. Es ist 
jedoch auch eine Reihe von echten Änderungen 
eingetreten, von denen folgende hervorzuheben 
sind: 

Auf der Einnahmenseite ergibt sich, ·abgesehen 
von der Übernahme von Ansätzen aus anderen 
Einzelplänen in Höhe von rund 59 Millionen DM, 
eine Erhöhung der Einnahmen, vor allem bei den 

·Finanzämtern und den Vermessungsämtern durch 
Gebühren, Strafen und Ersatz von Verwaltungs­
kosten in Höhe von 3,8' Millionen DM. Dazu kommt 
,als neuer Einnahmeansatz der Vecrwaltungsk:osten­
beitrag des Bundes für die Durchführung des La­
stenausgleichsgesetzes mit 11 Millionen DM; zu­
sammen 14,8 Millionen DM. 

Eine Minderung der Einnahmen tritt ein beim 
Landesamt für Vermö.gensverwaltung und Wieder­
gutmachung in Höhe von rund 2,5 Millionen DM 
infolge Wegfalls des vom Bund bisher geleisteten 
Kostenersatzes für die Verwaltung des ehemaligen 
Reichsvermögens, das der Bund seit dem 1. August 
1952 selbst verwaltet. Es. muß jedoch hervorge­
hoben werden, daß aus dieser Minderung der Auf­
gaben durch einen entsprechenden Abbau sowohl 
bei der Zentralstelle wie durch Auflösung der 
Zweigstellen München und Nürnberg und von elf 
Außenstellen die notwendigen Folgerungen ge­
togen wurden. Insgesamt vermindern sich die An­
gestellten um 276 und die Arbeiter um 95 Stellen. 



I· 

Bayerischer Landtag - 144. Sitzung. Mittwoch, den 27. Mai 1953 1357 

(Zietsch, Staatsminister) 

Eine Minderung der Einnahmen ist ferner einge­
treten !beim Landesentschädtgungsamt in Höhe von 
10 Millionen DM, die noch im Haushaltsjahr 1952 
für erwartete Zuweisungen aus dem Aufkommen 
des Lastenausgleichs veranschlagt waren und die 
im Lastenausgleichsgesetz nicht mehr vorgesehen 
sind. 

Die Minderung der Einnahmen bei den Finanz­
lmuämtern für Bauleitungskosten beträgt 1 Mil­
lion DM. Diesem Betrag steht eine gleich hohe Ver­
minderung bei den allgemeinen Ausgaben gegen­
über. 

Zur Ausg~benseite ist folgendes zu sagen: 

Bei den Sachausgaben ergibt sich, wenn man von 
der Übernahme von Ansätzen aus anderen Einzel­
plänen und vom neuen Ansatz für die Entschädi­
gung der Kreditinstitute für die Verwaltung der 
Hypothekengewinnabgabe absieht, die durch die 
Verwaltungskostenentschädigung des Bundes ge­
deckt ist, eine echte Einsparung gegenüber dem 
~/o.rjahr von 1 Million DM. Ich darf hiezu bemer­
ken, daß, wie bekannt, nach der Erstellung eines 
ersten Entwurfes des Haushaltsplans zum Abgleich 
des Gesamthaushalts nochmals starke Kürzungen 
vorgenommen werden mußten. Das Finanzmini­
sterium ist dabei mit gutem Beispiel vorangegan­
'gen. Obwohl es sich beim Einzelp1an 06 in erster 
Linie um einen Personalhaushalt handelt, konnte 
eine Kürzung. um 7,4 Millionen erreicht werden, 
wovon auf Sachausgaben allein 2 Millionen ent­
fallen. Dabei ist zu bedenken, daß die starke Meh­
rung des Personals durch Lastenausgleich und an­
dere Aufgaben nicht. eine Kürzung, soridern eher 
eine Erhöhung der Sachausgaben gerechtfertigt 
hätte. Es sind daher im Haushaltsausschuß ver'.. 
schiedentlich Zweifel aufgetaucht, ob die mit äußer­
ster Sparsamkeit angesetzten Beträge ausreichen 
werden. In einem Fall hat sich der Ausschuß sogar 
veranlaßt gesehen; von sich aus den um etwa die 
Hälfte 'gekürzten Ansatz wieder auf den ursprüng­
lichen Betrag zu erhöhen. 

Bei den allgemefneri. Ausgaben ergeben sich fol­
gende Minderungen: Der bereits erwähnte Weg­
fall des Ansatzes für Bauleistungskosten mit 1 Mil­
lion DM. Eine Minderung ergibt sich ferner durch 
einen niedrigeren Ansatz der Mittel für Wieder­
gutmachungsleistungen in Höhe von 4,7 Millio­
nen DM, der deshalb möglich ist, weil aus dem 
Jahr 1952 noch erhebliche Ausgabenreste (9,9 Mil­
lionen DM) zur Verfügung. stehen; dieser Betrag 
wird auf das Rechnungsjahr 1953 übertragen. 

Die einmaligen Ausgaben vermindern sich durch 
den Wegfall des im Vorjahr beim Landesentschädi­
gungsamt ausgewiesenen Ansatzes für die Tilgung 
der von der Stiftung zur Wiedergutmachung natio­
nalsozialistischen Unrechts eingegangenen Ver­
pflichtung für Wiedergutmachungsleistungen in 
Höhe von 39,5 Millionen DM. Dieser Betrag ist 
inzwischen durch den bayerischen Staat bezahlt 
worden. 

Eine Erhöhung der Ausgaben ist lediglich ein­
getreten bei. den Personalkosten. Diese ist bedingt 

zunächst durch die Übernahme von persönlichen 
Ausgaben aus anderen Einzelplänen, insbesondere 
der bisher li.m Haushalt deT Allgemeinen Finanz­
verwaltung veranschlagten Erhöhung der An­
gestellten- und Beamtenbezüge, ferner durch die 
in sämtlichen Einzelplänen durchgeführte Neu­
berechnung der Bezüge nach den Reichswirtschafts­
bestimmungen. 

Es tritt jedoch auch eine ·echte Ausgabenmehrung 
ein, insbesondere bei der Steuerverwaltung. Allein 
bei den Finanzämtern wurden die Beamtenstellen 
um 685 erhöht, teils durch Umwandlung von An­
gestelltenstellen, hier 233, teils durch Neuschaf­
fung von Planstellen, insgesamt 452. Diese Meh­
rung ist notwendig, wenn die Steuerverwaltung, 
an die an sich schon hohe Anforderungen gestellt 
werden, ihre wachsenden Aufgaben, insbesondere 
auf dem Gebiet der Beitreibung und Vollstreckung 
bewältigen soll. Es handelt sich bei der Stellen­
mehrung ausschließlich um Stellen des mittleren 
Dienstes. Neben der Stellenmehrung war mit 
Rücksicht auf die Verantwortung, die auf den Be­
amten des Veranlagungs-, Fahndungs-, Betriebs­
prüfungs- und Kassendienstes bei Ausführung 
ihrer gewiß nicht leichten Aufgaben lastet, in an­
gemessenem Umfang die· Schaffung von Beförde­
rungsstellen notwendig. Auch der Vergleich mit 
den Beförderungsverhältnissen des Bundes und 
anderer Länder ließ eine solche Verbesserung als 
angebracht erscheinep.. 

Der Lastenausgleich zeigt im Bereich der Finanz­
verwaltung folgende Auswirkungen: Für die 

· Dauer der Hauptveranlagung der Lastenausgleichs­
.abgaben müssen allein 1200 Aushilfskräfte im An­
gestelltenverhältnis eingestellt werden. Den da­
durch bedingten Mehrausgaben steht allerdings 
eine Einnahme von etwa 11 Millionen DM aus der 
Erstattung der Verwaltungskosten durch den Bund 
gegenüber. 

Dazu kommen die Vertreter des Interesses des 
Ausgleichsfonds, die nach § 316 des Lastenaus­
gleichsgesetzes bei den Ausgleichsausschüssen, den 
Beschwerdeausschüssen und den Verwaltungs­
gerichten zu bestellen sind und deren Aufgabe es 
ist, in ihrem Bereich darüber zu wachen, daß über 
Mittel des Ausgleichsfonds nicht gesetzwidrig oder 
mißbräuchlich verfügt wird. Da bei diesen Ver­
tretern eine besondere Erfahrung in Finanzdingen 
vorausgesetzt wird, insbesondere Kenntnisse in 
Bewertungsfragen, hat der Ministerrat am 27. No­
vember beschlossen, daß die Bestellung dieser Ver­
treter durch die Finanzverwaltung erfolgen soll. 
Von den zu erwartenden Kosten von et'Y\'as über 
einer Millionen DM erstattet der Bund nach § 361 
des Lastenausgleichsgesetzes die sächlichen Kosten 
in voller Höhe, elie Personalausgaben zur Hälfte, 
so daß mit einer Erstattung von etwa 634 000 DM 
zu rechnen ist. 

Eine weitere Petsonalmehrung um 110 Beamte 
und 55 Angestellte war bei den Vermessungs­
ämtern unabdingbar geworden: Schon seit der 
Währungsreform war es den Vermessungsämtern 
'infolge Mangels an Personal nicht möglich, die an­
fallenden Messungsanträge zeitgerecht zu erledi-
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gen, so daß der Vermessungsverwaltung diese 
Stellenmehrung zugestanden werden muß. 

All diese Maßnahmen erfordern insgesamt einen 
Mehraufwand von 11,6 Millionen DM. Von diesem 
Betrag sind etwa 6,6 Millionen gedeckt durch Ver­
waltungskostenerstattungen, ferner 1,7 Millionen 
durch Minderung von Personalausgaben, insbeson­
dere bei der Vermögensverwaltung, so daß für den 
Staat im Bereich der Finanzverwaltung durch.· 
Stellenänderungen eine echte Erhöhung der Per­
sonalausgaben um 3,3 Millionen DM entsteht. 

Das ständige Steigen der .persönlichen Ausgaben 
ist auch für das Staatsministerium der Finanzen 
ein Gegenstand wachsender Sorge. In monate­
langen Verhandlungen mit den übrigen Geschäfts­
bereichen, aber auch durch Anlegung eines beson­
ders strengen Maßstabes an die Wünsche der eige­
nen Verwaltungen hat das Finanzministerium .ver­
sucht, dieser ständig wachsenden Flut Einhalt zu 
gebieten. Diese Versuche können aber so lange zu 
keinem befriedigenden Ergebnis führen, als es 
nicht gelingt, durch einen Abbau der behördlichen 
Aufgaben die Voraussetzungen für eine Verkleine­
rung des Apparats zu schaffen. Leider sind in der 
heutigen, ständig neue Anforderungen an die 
öffentlichen Verwaltungen stellenden Zeit die Vor­
aussetzungen für eine derartige Besserung der 
Verhältnisse keineswegs günstig. 

Aus diesen Erwägungen heraus, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, erklärt sich die in § 5 
des Entwurfs des Haushaltsgesetzes vorgesehene 
Bestimmung, daß in jedem Geschäftsbereich jede 
dritte freie und frei werdende Planstelle für Be­
amte und Angestellte nicht besetzt werden darf. 
Es soll damit der Versuch unternommen werden, 
den notwendigen Stellenabbau durch eine schritt­
weise Nichtbesetzung freier oder frei werdender. 
Stellen zumindest einmal vorzubereiten. 

Hohes Haus! Ich darf nach diesen allgemeinen 
Bemerkungen zu unserem Einzelplan 06 nunmehr 
auf das Kernstück der Finanzverwaltung, nämlich 
die Steuerverwaltung, zu sprechen kommen. Ich. 
halte es für den schönsten Erfolg unserer Arbeit, 
daß die Leistungen der Finanzbeamten in der 
Haushaltsdebatte die Anerkennung aller Redner 
gefunden .haben und daß auch da, wo Kritik laut 
wurde, sich diese Kritik auf Einzelfälle beschränkt 
hat. Das ist ein erfreuliches Zeichen dafür, daß 
auch in der Öffentlichkeit das Verständnis für 
unsere Verwaltungsarbeit wächst; denn das Auf­
gabengebiet der Finanzverwaltung, insbesondere 
der Steuerverwaltung, ist begreiflicherweise wenig 
populär. 

Es ist mit Recht hervorgehoben worden, daß bei 
den Finanzämtern der Bezirksbearbeiter das Rück­
grat der Verwaltung ist. Ich glaube, es schadet 
nichts, meine Damen und Herren, wenn ich einmal 
kurz darstelle, was zum Arbeitsgebiet eines solchen 
Bezirksbearbeiters gehört. Er muß zunächst dafür 
sorgen, daß alle Steuerpflichtigen seines Bezirks 
€rfaßt werden. An Steuern hat ein normal arbei­
tender Bezirksbearbeiter zu bearbeiten: Die Ein-

kommensteuer, Körperschaftsteuer, das Notopfer 
Berlin, die Umsatzsteuer, die Vermögensteuer und 
demnächst auch die Lastenausgleichsabgaben, da­
neben noch die Investitionshilfe. 

(Abg. Beier: Er muß ein Universalmensch 
sein!) 

- Das muß er sein, das ist richtig! Er muß außer­
dem die Meßbeträge festsetzen, die Einheitswerte 
für das Betriebsvermögen feststellen, Steuerzer­
legungen durchführen, Betriebsprüfungs- und 
Fahndungsberichte auswerten, Rechtsmittel er­
ledigen, die Prüfungserinnerungen des Obersten 
Rechnungshofs und sonstiger Geschäftsprüfungen 
beantworten und schließlich Stundungs- und Er­
laßanträge bearbeiten .. Auf seinem Arbeitstisch 
häufen sich Gesetzblätter und Textausgaben von 
ständig sich ändernden Steuergesetzen, Aus- und 
Durchführungsverordnungen, Veranfagungsricht­
linien, die dicken Kommentaren gleichen, Amts­
blätter und sonstige Steuerzeitschriften. Dazu 
kommen noch unzählige Entschließungen und Ver­
fügungen der Ober- und Mittelbehörden und die 
Urteile des höchsten Steuergerichts, die er eben­
falls kennen soll. Inmitten dieser Flut steht der 

'Veranlagungsbeamte in dauernder Zeitnot, gebun­
den an Termine, in hartnäckigen Verhandlungen 
mit Parteien, oft persönlichen Angriffen ausge-
setzt. · 

(Abg. Donsberger: Das macht ein Inspektor 
und Oberinspektor!) 

Das macht ein Inspektor und Oberinspektor. 
Man verlangt von ihm nicht bloß die Kenntnis all­
gemeiner wirtschaftlicher Zusammenhänge, son­
dern ·er soll sich auch in die persönlichen und .wirt­
schaftlichen Verhältnisse eines jeden . einzelnen 
Steuerpflichtige!). einfühlen. Es gibt, glaube ich, 
kaum noch eine Verwaltung, in der an einen In­
spektor derartige Anforderungen gestellt werden. 

(Abg. Beier: Und die Bezahlung? -
Abg. Donsberger: Nacll. den Gesetzen!) 

- Die Bezahlung ist normal; sie richtet sich nach 
den gesetzlichen· Bestimmu~gen des Besoldungs­
verhältnisses. 

(Abg. Beier: 400 Mark für die Leistung; 
das ist unerhört!) 

Nicht viel besser sieht es in anderen Dienst­
zweigen aus, wie zum Beispiel im Betriebsprü-

. fungs- und Fahndungsdienst, wo es fast nur von 
der Tüchtigkeit und Gewissenhaftigkeit des ein~ 

zelnen Beamten und Angestellten abhängt, ob 
Steuerverkürzungen, die oft in die Hundert­
tausende gehen, aufgedeckt werden. Auch wo Mas­
senarbeit zu leisten ist, wie · in den Lohnsteuer­
stellen und den Finanzkassen, müssen die Be­
amten und Angestellten nicht selten in unzuläng­
lichen Räumen unter beengten Verhältnissen mit 
einem Publikum fertig werden, das durch die un­
vermeidliche Wartezeit leicht die Geduld verliert. 
Im besonderen Maße ist der Steuervollzieher der 
öffentlichen Kritik ausgesetzt, .obwohl die Steuer­
einziehung, wie die vielen noch ausstehenden 
Steuerrückstände beweisen, keineswegs rigoros ge­
handhabt wird. 
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Die Rückstände an Landessteuern betragen nach 
den letzten vorliegenden Zahlen auf den 30. No­
vember 1952 gerechnet rund 158: Millionen DM. 

(Hört, hört!) 

Das entspricht. 9,1 Prozent des Aufkommens des 
Rechnungsjahres 1952. 

Ich gfaube, meine 1Damen und Herren, daß wir 
alle, sowohl Sie als die Vertveter des Volkes wi~ · 
a·uch di·e Staiatsregievung, den ibayerischen Fl.nanz­
beamten Dank schulden für den Eifer und die Hin­
gabe, mit der diese bisher ihre Aufgaben, die zu 
den schwierigsten und unangenehmsten Tätigkeiten 
gehören, die die 1bayerische Staat·sv.erwaltung zu 
vergeben hat, ·erfüllt haben. Erlauben Si:e mir in 
diesem Zus.ammenhang eine Angeleg.enheit zu be­
rühren, die mir besoa:rders am Herzen liegt. Es ist 
in letzter Zeit innerhia[·b der Finanzbeamtenschaft 
und auch der .Beamten anderer Verwailtungen eine 
gew.isse Beunruhigung ·eingetreten, die ihren Grund 
diarin hat, daß die Besoldungsregelung für einen 
ganz .bestimmten T•eil der 'Be·amten:sch:aft speziell in 
Bewegung geraten ist oder .in 'Bewegung gesetzt 
wurde. 

(A!bg. Donsberger: Sehr richtig! Einheit der 
Besoldung im. der Zukunft!) · 

- Von einer ·einheitlichen Beso1diu111gsordnung und 
-reg•elung ist damit nicht mehr die Rede. - Soweit 
diese BeunruhJgung auf der Meinung beruhen 
sollte, daß die Leistungen der Finanzbeamten -
ich sprech·e jetzt einma1l nur von dieser Gruppe der 
Staatsbeamten -, 1aber .auch der übrig•en Beamten 
durch die Staat;;regie11ung nicht genügend aner­
kannt unrd gewürdigt würden, ist sie unbegründet. 
Die iri letzter Zeit zu beobachtende :starke Betonung 
der •Besoilidung ·eines hesonde:rien Teils der Beiam­
tenschaft ·bedeutet keineswegs, daß die StaJatsregie­
rung einseitig sich ·die Inter.essen dieses T·eils der 
Beamtenschaft zu •eigen macht. Die Staatsregierung 
und wohl .auch, wie ich hoffe, da:s Hohe Haius, sind 
sich :durchaus der Bedeutung und hohen Leistung 
1ger1a'de der Be1amten des gehobenen Dienstes in 
allen V.erw1altunigszwectgen und insbesondere auch 
in der Finanzverwaltung bewußt. Wir werden uns 
deshalb stets bemühen, gerade f4r diese größte und 
wichtigste Beamtengruppe alles zu tun, was im 
Rahmen der gesa.mten Beamtenschiaft nun einmal 
mög[ich ist. 

Nach die:ser A!bschweifung darf ich 'Ihnen noch 
efoige Zahlen nennen, aus -denen sich die Arbeits­
belastung der Finanzämter ersehen [äßt: Die Zahl 
der Einkommensteuerpflicht1g•en beispielsweise, die 
zu ver-anlagen waren, hiat sich von 580 794 im Ka­
lenderjahr 1949 auf 625 637 :im Kalenderjahr 1950, 
das ist um 7,7 Prozent, erhöht. 

Die Zahl der eingereichten und bea11beiteten An­
träge auf Eintragung· eines lohnsteuerfreien Be­
trages 1auf den Lohnsteuerkarten hat sich geste.igert 
von 585 000 im Jahre 194'9 auf 1 01'6 000 im Jahre 
1952. Auch hier :ist zu beobachten, daß die Arbeits­
be1astung ständig steigt. Das gleiche i:st 1bei den 
Anträgen auf Durchffilrnung des Lohnsteuer-Jah-

J:'esaus:gleichs festzuste[len. An Anträgen sind ·allein 
bei den Finanzämtern gestellt worden: Für das Jahr 
1950 279 000 Anträge, für das J,ahr 1951 415 000 
Anträge und für das Jahr 1952 ist mit etwa 470 000 
Anträgen zu rechnen. Und dabei keine Stellenmeh­
rungen seit dem Jahr 1948! 

Hinsicht1i.ch des Lastenausgleichs wurde im Haus­
haltsaussch·uß der Meinung Ausdruck gegeiben, das 
für füe V•erwaltung der Lastenaus:gleichsabgabe 
angeforderte Personal sei etwas reichlich .angesetzt. 
Ich möchte aber darauf 1aufmerksam maehen, daß 
beim L:astenia:usgleich di·e eigentiliche Vieranlagungs­
arbecit noch nicht ·einmal begonnen hat. Das einge­
stellte .Personal wird zur Zeit in seine Aufgabe 
eingeavbeitet und wird im wesentlichen in der 
Veranlagungsarbeit beschäftigt, damit es von dort 
herarus diese besondere Aufg.abe, die ihm gestellt 
ist, 1gut und vor rallen !Dingen r.asch -erlediigen kann. 
Deshalb müssen wir ·elben jetzt schon :das erforder-

. Jiche Personal einstellen. · 

·Den Arbeitsanfall für den L·astenausgleich mögen 
Ihnen aber folgende Zahlen veranschaulichen: Wir 
rechnen allein in .Bayern mit etwa 800 000 Vermö­
gensa'bga:bep:föichtigen,. dabei mit 100 000 ·Fällen der 
Kreditgewinnabgabe· unid mit ·schätzungsweise 
250 000 Schuldnern der Hypo.thekengewinnabgabe 
und mit einem Jaih:riesaufkommen aus diesen drei 
Atbgaben von 250 bis 300 MiiJllionen iDM. -Bei der 
Hypothekenige.winna!bgabe leisten zwar die beauf­
tragten :Bankinstitute wertvolle Hilfe, die Finanz­
ämter sind jedoch weit mehr als bi:sher bei :den 
Umstellungsgrundschulden ·e~ngeschaltet. .Auch die 
Ar.beits·oe1'a:stung bei d·er Vermögensabgabe ist weit 
größer als bei ihrer Vorgängerin, der Soforthil:ße-. 
1abgabe. 

Bei der Einkommensteuerveranlagung für das 
Kailenderj·ahr 1'951 können wir sagen, daß diese vor 
dem A!bschluß steht. Das seit langem angestrebte 
Ziel, die 1Einkommensteuerv·eranlagung möglichst 
nahe a:n den Vier.anlagungszeitraum !heranzurücken, 
würde in di·esem Jahr erreicht werden, wenn wir' 
nicht die Vermögen·ssteuerver·anlagunig für den be­
reits abgelaufenen Veranlagungszeitl!'aum 1949 bis 
1952 dazwischen schieben müßten. Für 0die Veran­
lagung 1951 war :als Termin der ·30. April dieses 
Jahres gesetzt, und die Meldungen ll.auteten auch 
so, daß ·bis auf wenige besondere 1Einzelfälle, die 
erst jetzt im Laufe des Monats Mai erled1igt wer­
den können, die Ver.anla,gung. 1951 praktisch Ende 
Apr.il termingerecht zu E·nde gekommen war. Nun 
müssen wir aber die Vermögensteuerveranlagung 
dazw.ischenschieben, und diese muß sehr sorgfältig 
·~urchgeführt werden, weil sie weitg·ehend die 
Grundlage für die Veranlagung zum Lastenaus­
gleich schafft. Unsere Finanzämter werden also 
auch in diesem Jahr keine Atempause haben, son­
dern müssen nach Abschluß der jetzigen Veran- · 
1agung sofort an eine neue V:er-an1'agum.g g·ehen. Es 
muß gelingen - und das i:st nun unser Bestre­
ben -, die V:ermögensteuerv·eranla,gung bis zum 
Herbst durchzuführen, um dann .gleich die Ein­
kommensteuerveranlagiun.g für 1952 .anschließen zu 
können, damit" wir end1i.ch wieder in einen geord­
neten Veranlagurrgsturnus kommen. 
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Die Ergebnisse der Betriebsprüfung und der 
Steuerfahndung sind auch im Rechnungsjahr 1952 
- ich möchte sagen: leider - gestiegen. Die 
rechtskräftigen Steuernachholungen - ich betone: 
die rechtskräftigen Steuernachholungen - betru­
gen im Jahre 1951 bei der Betriebsprüfung in 
15 312 Fällen rund 111,5 Millionen DM, bei der 
Steuerfahndung in 3211 Fällen rund 16,2 Millio­
nen DM. Im Rechnungsjahr 1952 betrugen die 
rechtskräftigen Steuernachholungen bei der Be­
triebsprüfung in 15 364 Fällen rurid 133,1 Millio­
nen DM - eine Steigerung gegenüber 1951 um 
19,3 Prozent-, bei der Steuerfahndung in 3187 Fäl­
len rund 22,9 Millionen DM, gegenüber 1951 eine 
Steigerung um 41,2 Prozent. Diese Steigerung be­
ruht auf einer weiteren Intensivierung der Be­
triebsprüfung. Der notwendige personelle Aufbau 
der Betriebsprüfung und Steuerfahndung konnte 
jedoch immer noch nicht befriedigend durchge­
führt werden. Als Betriebsprüfer und Steuerfahn­
der können nur besonders geeignete Arbeitskräfte 
verwendet werden. Die Ausbildung zu einem voll­
wertigen Betriebsprüfer und Steuerfahnder nimmt 
eine geraume Zeit in Anspruch. Diese Mitarbeiter 
verdienen jede Förderung in ihrem beruflichen 
Fortkommen, da sie nach Persönlichkeit und Kön­
nen zu den Spitzenkräften der Steuerverwaltung 
zählen. Urnen sollen auch die im Stellenplan des 
gehobenen Dienstes vorgesehe.nen Verbesserungen, 
also Schaffung von Beförderungsstellen, Ober­
inspektoren- und Steueramtmannstellen, in erster 
Linie zugute kommen. Besonders tüchtige Kräfte 
haben die Aussicht, als Leiter von Betriebsprü­
fungsstellen als Steuerräte in die Spitzenstellen 
des gehobenen Dienstes und als Regierungsräte in 
die Laufbahn des höheren Dienstes vorzurücken. 
Aber auch diese Maßnahmen werden nicht völlig 
verhindern können, daß immer wieder Betriebs­
prüfer in die Wirtschaft abwandern, die meist bes­
sere Aussichten bieten kann als der Staat. 

Ein hoher Bedarf an Prüfern besteht auch noch 
bei der Rleinbetriebsprüfung. Als Nachwuchsleute 
kommen hierfür insbesondere jüngere Arbeits­
kräfte des mittleren Dienstes in Betracht. Die Kon­
trolle der Betriebe gehört zu den wichtigsten Auf­
gaben der Steuerverwaltung; denn sie muß die 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung sichern und ver­
hindern, daß der unehrliche Steuerzahler im Wett­
bewerb mit dem ehrlichen die Oberhand gewinnt, 
weil er sich durch seine Unehrlichkeit günstigere 
Start- und Wettbewerbsbedingungen zu verschaf­
fen sucht. Das ist der eigentliche Sinn, weshalb wir 
gerade auf Betriebsprüfung und Steuerfahndung 
besondere Aufmerksamkeit verwenden. Daß es not­
wendig ist, mögen Sie, meine Damen und Herren, 
aus. den Zahlen erkennen, die ich nennen mußte. 
Es sind 10 Prozent des Aufkommens an veranlag­
ten Einkommen- und Körperschaftsteuern, was als 
Steuerein- und -zurückhaltung c;lurch den Prüfungs­
und Fahndungsdienst hereingeholt worden ist. 
Diese Summe ist nur das, was wir hereinholen 
konnten. Es ist also noch gar nicht das dabei, was 
wir einfach nicht erreichen können. So1ange diese 

Zustände bestehen, wird es doch wohl notwendig 
sein, um der steuerlichen Gerechtigkeit willen, die­
ser Tätigkeit besondere Aufmerksamkeit zu wid­
men. Es ist unsere unangenehmste Aufgabe. 

(Zuruf: Und die Kosten dieser Verwaltung?) 

- An Kosten entstehen uns nichts weiter als die 
Personalkosten und die dazugehörigen Sachkosten, 
Herr Kollege. Im Verhältnis zu dem, was die Mit­
arbeiter hereinbringen, ist es ein geringer Bruch­
teil; das kann ich Ihnen versichern. 

Es darf auch in diesem Zusammenhange nicht 
übersehen werden, daß eine allgemeine Senkung 
der Steuerlasten, die vor allem dem Steuerehrlichen 
zugute kommen soll, letztlich davon abhängt, daß 
alle gleichmäßig nach ihrem Vermögen, wie es das 
Gesetz verlangt, zu den öffentlichen Lasten bei-. 
tragen und' sich nicht einzelne auf Kosten der All­
gemeiniheit !ihren Verpflichtungen entziehen. 

Die verstärkte Prüfungstätigkeit in den vergan­
genen Jahren hatte naturgemäß die Aufdeckung 
von Steuervergehen zur Folge. Im Rechnungsjahr 
1952 wurden im Verwaltungsstrafverfahren über 
3 Millionen DM Geldstrafen festgesetzt. Die Finanz­
ämter unterstehen als Strafverfolgungsbehörde 
dem sogenannten Legalitätsprinzip. Das heißt, sie 
müssen nach §§ 421 und 440 der Abgabenordnung 
die in ihre Zuständigkeit fallenden strafbaren 
Handlungen beim Vorliegen ausreichender Ver­
dachtsmomente verfolgen, und es 'liegt nicht in 
ihrem Ermessen, ob sie einschreiten wollen oder 
nicht. Es steht auch nicht im Belieben der Finanz­
ämter, ob eine Steuerhinterziehung im Verwal­
tungsstrafverfahren oder im ordentlichen Gerichts­
verfahren abgeurteilt wird. Durch § 9 des Zwei­
ten Gesetzes zur vorläufigen Neuordnung von 
Steuern vom 20. April 1949 ist § 396 Absatz 1 der 
Abgabenordnung dahin abgeändert worden, daß 
für Steuerhinterziehung Gefängnisstrafe angedroht 
ist. Gefängnisstrafen werden durch die ordentlichen 
Gerichte ausgesprochen. Die Finanzämter können 
von einer Abgabe der Strafsache an die Staats­
anwaltschaften nur dann absehen, wenn auf Grund 
des Untersuchungsergebnisses feststeht, daß mil­
dernde Umstände vorliegen können. Von dieser 
Möglichkeit wird, wie die Übung zeigt, in weitest­
gehendem Maße Gebrauch gemacht. 

Eine Anregung, dfe ein Abgeordneter im Aus­
schuß gemacht hat, möchte ich besonders begrüßen. 
Es wurde nämlich angeregt, die Öffentlichkeit mehr 
als bisher über die Steuern und die Steuerverwal­
tung aufzuklären. Wir bemühen uns bereits durch 
monatliche Berichte, die viel Anklang gefunden 
haben, Presse und Rundfunk mit Unterlagen zu 
versorgen, und ich ergreife jede Gelegenheit gern, 
die sich mir bei Ämterbesuchen und Amtsbespre­
chungen bietet, um die Finanzamtsvorsteher immer 
wieder darauf hinzuweisen, in der Öffentlichkeit 
aufklärend zu wirken und insbesondere auf ein 
gutes Einvernehmen mit der örtlichen Presse und 
den Wirtschaftsorgani:sationen bedacht zu sein. Ich 
stimme auch einem Wunsche zu, der im Ausschuß 
ausgesprochen wurde, die Finanzbeamten sollten 
sich nicht nur als Steuereintreiber fühlen, sondern 
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es möge zwischen Steuerpflichtigen und Steuerver­
waltung ein Vertrauensverhältnis bestehen. Ich 
möchte durchaus das Wort aufgreifen, daß der 
Steuerpflichtige unser bester Kunde ist, also auch 
entsprechend behandelt werden soll. 

(Sehr gut! Ausgezeichnet!) 

Wir werden auch hin und wieder sehr freundlich 
als die sichtbaren Vertreter des größten stillen 
Teilhabers bei den Unternehmungen begrüßt, und 
ich lasse mich auch in dieser Form gerne begrüßen; 
denn der stille Teilhaber lenkt dann die Mittel, die 
er bekommt, über den Haushaltsplan wieder in die 
unzähligen Kanäle der Wirtschaft mit all ihren 
Verästelungen und Verzweigungen, worüber ja 
letztlich das Hohe Haus befindet. Darüber wird 
auch in den Vorsteherbesprechungen immer wieder 
gesprochen, und ich selbst versäume keine Ge­
legenheit, wenn ich die Ämter besuche - und ich 
habe mir vorgenommen, kein Amt auszulassen -
den Mitarbeitern durch entsprechende Worte im­
mer wieder begreiflich zu machen, daß jeder von · 
ihnen an seinem Platz wichtig ist für die Auf­
gaben, die wir zu erfüllen haben, daß jeder Diener 
der Allgemeinheit ist und sich entsprechend zu 
verhalten hat. Es dürfen nach unserer Auffassung 
keinesfalls verbitterte Menschen die Amtsstuben 
und die Dienstgebäude verlassen in der Meinung, 
sie seien nfoht angehört und ihr Steuerfall sei nicht 
sachlich und einwandfrei behandelt worden. Es gibt 
allerdings auch Leute, die sich durch nichts über­
zeugen lassen. Für sie giit das Wort: 'Wie man in 
den Wald hineinruft, so schallt es wider. Erst muß • 
man hineinrufen, dann kann es widerschallen. 
Irgendwie ist wohl immer auf der anderen Seite 
der Beginn. 

Es ist im Ausschuß auch der Wunsch ausgespro­
chen worden, die Steuerbeamten sollten auch ein­
mal die Steuerpflichtigen auf die Möglichkeit 
steuerlicher Vergünstigungen hinweisen. Das ist 
für uns nichts Neues. Schon die Abgabenordnung 
schreibt in § 204 vor, daß das Finanzamt die An­
gaben der Steuerpflichtigen auch insofern prüfen 
so.llte, ob sie sich nicht zu ihren Gunsten verrechnet 
haben. 

(Abg. Bezold: Ein frommer Wunsch! - Abg. 
Donsberger: Das geschieht auch häufig!) 

- Das kommt wirklich vor. Wir wollen nicht mehr 
Steuern haben, als uns nach den Gesetzen zu- . 
stehen, wollen aber allerdings die uns zustehenden 
Steuern vollständig haben. Darnach wird auch ver­
fahren. Wir müssen dafür sorgen, daß Steuern 
nicht bloß auf dem Papier festgesetzt werden, son­
dern auch tatsächlich hereinkommen. Soviel 
über die Steuerbeamten. 

Im laufenden Haushaltsjahr 1953 wird die große 
Steuerreform zwar noch nicht in Kraft treten, aber 
sie. ist doch wohl in ihren Umrissen bereits sichtbar 
geworden. Die Vorarbeiten dazu haben schon be­
gonnen, und es ist in diesen Tagen ein ausführ­
liches Gutachten eines Gremiums von Wissenschaft­
lern veröffentlicht worden. Ein weiteres Gutachten 

aus einem Kreis von Ländersachverständigen ist 
·in Vorbereitung. Im Mittelpunkt der Reform wer­
den die beiden Steuern stehen müssen, die das 
größte Aufkommen bringen und die daher die 
Säulen des Haushalts sind, nämlich die Einkom­
mensteuer mit ihrer Abart, der Körperschaftsteuer, 
und die Umsatzsteuer. 

Soll die Einkommensteuer ihre soziale Funktion 
wieder erfüllen und wirtschaftlich tragbar sein, 
dann müssen ausreichende Freibeträge und Fami­
lienermäßigungen eingeführt werden, dann darf 
der allgemeine Tarif nicht zugunsten einzelner 
Schichten durchlöchert werden und dann muß end­
lich die Progression so ausgestaltet werden, daß 
die Wirtschaft an ihr nicht erstickt und es keiner 
Sondervergünstigungen mehr bedarf. Damit würde 
auch einer der entscheidensten Schritte für eine 
Vereinfachung des Steuer.rechts getan sein; denn 
die ganze Unübersichtlichkeit und Kompliziertheit 
gerade bei der Einkommensteuer kommt ja nur 
davon, daß für jeden Sonderwunsch eine Sonder­
bestimmung eingebaut werden mußte. 

Aber, meine Damen und Herren, jede Senkung 
der Einkommensteuer stößt sofort auf die Realität 
des dadurch entstehenden Steuerausfalls. Auf der 
Suche nach einem Ausgleich hat man verschiedent­
lic,h. auf die andere große Steuer, die Umsatzsteuer 
hingewiesen. Die Einfachheit ihrer Erhebung ver­
leitet zu diesem Ausweg. Aber jede Verlagerung 
zwischen der direkten und indirekten. Besteuerung 
muß schon aus sozialen Gründen sehr sorgfältig 
abgewogen werden. Es bedarf gründlicher Prüfung, 
ob die Stärkung der Kaufkraft" durch eine Ent­
lastung bei· der direkten Besteuerung in genügen­
dem Maße den Schichten zugute kommt, die durch 
Erhöhung der indirekten Steuern belastet werden. 

Ich möchte mich auf diese wenigen Bemerkun­
gen hfo.sichtlich der Steuerreform beschränken, die 
ja für das Hohe Haus nur ein Hinweis auf die 
Problematik einer künftigen Steuerreform sein 
sollten. Der Bundestag wird nach seiner Neuwahl 
ein großes und in seiner Bedeutung noch kaum zu 
ermessendes Gesetzgebungswerk zu schaffen haben. 
Es bietet sich ihm eine einmalige Gelegenheit zu 
einer großen gesetzgeberischen Konzeption. Der 
Bundestag wird sich dabei nicht auf eine bloße 
Steuerreform be~chränken können, sondern mit ihr 
wird sich eine Finanzreform verbinden müssen und 
im Anschluß daran wird wohl auch die Diskussion 
über eine Verwaltungsreform wieder in Gang ge­
bracht werden müssen, aber nicht nur so, daß dar­
über nur gesprochen wird, sondern daß dabei auch 
etwas herauskommt. 

In der Haushaltsdebatte ist auch verschiedentlich 
der Besorgnis Ausdruck gegeben worden, daß die 
Tendenzen für die Einführung einer Bundesfinanz­
verwaltung wieder stark an Boden gewonnen hät­
ten. Ein im Bundestag von der Freien Demokrati­
schen Partei eingebrachter Gesetzentwurf zur Än­
derung des Grundgesetzes, der die Einführung der 
Bundesfinanzverwaltung bezweckt, hat in der zwei­
ten Lesung keine verfassungsmäßige Mehrheit ge­
funden .. Ich kann es mir daher ersparen, allgemein 
zur Einführung der Bundesfinanzverwaltung Stel-

6 
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lung zu nehmen, möchte aber auf eine Frage ein­
gehen, die im Ausschuß gestellt wurde, nämlich, ob 
es zutreffe, daß bei Einführung der Bundesfinanz­
verwaltung Verwaltungskosten in Höhe von einer 
Milliarde DM eingespart werden könnten. 

Diese sagenhafte Milliarde wird immer wieder 
genannt, aber es ist nie der Versuch gemacht wor­
den, diese Summe im einzelnen zu belegen. Ebenso 
sagenhaft ist die Summe von 78 Millionen DM, die 
Bayern dadurch verlorengegangen sein sollen, daß 
der bayerische Finanzminister angeblich in den 
Rücken des Herrn Bundesfinanzministers gefallen 
ist. ·Ich weiß nicht, wie der Herr Bundesfinanz­
minister ·die 78 Millionen zusammengerechnet hat, 
von denen er in Weilheim sprach. Ich weiß nur, 
daß der Herr Bundesfinanzminister von uns Geld 
haben will, daß er noch mehr als die bisherigen 
37 Prozent, nämlich jetzt noch einmal 48 Millio­
nen DM mehr haben will. 

(Abg. Kiene: Und die freiwilligen Leistungen 
sperrt!) 

Ja, das halte ich für taktisch besonders unge­
~chickt; denn jet·zt wird es natürlich noch ärger. 
Wir brauchen uns ja schließlich nicht piesacken zu 
lassen. Die Beträge stehen irgendwo im Bundes­
haushalt, und ich glaube, es ist politisch unerträg­
lich, daß der Herr Bundesfinanzminister dann ein­
fach glaubt, zunächst die Länder anpacken zu müs,-

. sen, obwohl er doch in Wirklichkeit zur Zeit Gelder 
in seiner Kasse liegen hat, weil die Besatzungs­
kosten noch nicht ·in voller Höhe abberufen worden 
sind. Sie können heute in einem Artikel der „Süd­
deutschen Zeitung" lesen, daß es sich um eine Mil­
liarde handelt. 

(Abg. Beier: Das ist Föderalismus!) 
- Das hat mit Föderalismus nichts mehr zu tun. 
Ich halte das für eine starke Belastung; denn man 
kann nicht so verfahren, daß man uns jetzt unter 
Druck setzen will, wor der Vermittlungsausschuß 
- das ist mindestens seit vorgestern bekannt -
am 1. Juni bereits zusammentritt, um die Frage 
der Inanspruchnahme zu diskutieren und seine Ent­
scheidung wegen der Steuervorlage zu treffen. 

(Abg. Kiene: Demokratur!) 
Ich glaube, wir sollten hier etwas vorsichtiger 
taktieren. 

(Abg. Beier: Sehr gut!) 

Ebenso schleierhaft ist die Errechnung dieser be­
wußten Milliarde. Bis jetzt hat noch keiner auf 
einem Blatt Papier die einzelnen Positionen aufge-

' führt, deren Addition eine Milliarde ergibt. Aber 
die Behauptung wird immer wieder aufgestellt. 

(Zuruf des Abg. Donsberger) 
- Ja, ich weiß Bescheid, Herr Kollege Donsberger! 
Ich befinde mich hier durchaus nicht in Überein­
stimmung mit der Mehrheit der Bundestagsfraktion 
der SPD. Es gibt Gründe für die eine und für die 
andere Ansicht. 

(Zuruf von der CSU: Erfreulich, das zu 
hören! - Abg. Kiene: Schließlich sind wir 

Bayern!) 

Aber nicht wahr, Herr Kollege Donsberger, dann 
hätten wir uns einmal sehr kräftig unterhalten. 
Bleiben wir einmal bei den 37 Prozent fest! Wir 
wollen mal sehen, wie der Herr Finanzminist~r 
und der Bund mit seinem Haushalt 1952 fertig 
wird. Denn wenn sie die Steuer senken wollen, 
sollen sie auch sehen, wie sie auf der Ausgaben­
seite Einsparungen vornehmen, wie wir in Bayern 
in den letzten Jahren es auch getan haben. 

(Abg. Bantele: Auf Kosten der Städte und 
Gemeinden!) 

- Aber Herr Kollege Bantele, das können Sie 
doch nicht behaupten! 

(Abg. Bantele: Doch, freilich!) 

- Darüber haben wir uns gestritten und werden 
wir uns noch streiten, Der Einzelplan 13 steht uns 
noch bevor. 

Aber ich möchte sagen: Es kann keine Rede da­
von sein, daß eine Milliar:de Verwaltungskosten 
eingespart werden. Denn bei den Oberfinanzdirek­
tionen und bei den Finanzämtern ändert sich am 

· Umfang der Arbeit gar nichts. Denn diese Behör­
den müssen nach wie vor da sein, ob sie nun der 
Bund unmittelbar hat oder ob sie die Länder 
haben; dieser Apparat müßte in seinem bisherigen 
Bestand restlos übergehen. · 

Einsparungen geringen Umfangs lassen sich 
höchstens in den Steuerabteilungen der Länder­
finanzministerien erzielen, aber dafür muß das 
Bundesfinanzministerium verstärkt werden, weil 
ein erheblicher Teil ,des Arbeitsanfalls zur Zeit von 
den Länderfinanzministerien aufgefangen wird. 

" Außerdem müssen bei den Länderfinanzministerien 
noch Steuerreferate bleiben, da die Länder über 
den Bundesrat bei der Steuergesetzgebung mit­
wirken und auch noch Steuern verwalten, die den 
Ländern ausschließlich zufließen. Für Bayern kann 
es sich vielleicht um 150 000 DM im Jahr handeln, 
die nach der Verminderung in der Steuerabteilung 
und der e'ntsprechenden Verminderung von Sach­
kosten· eingespart werden könnten. Ob aber diese 
150 000 DM dann nicht in doppelter Größe beim 
Finanzminister des Bundes wieder erscheinen, 
möchte ich doch sehr·bezweifeln. Denn ich vermute, 
daß sich dann der Apparat wieder etwas vermehrt;. 
bisher machten wir bei allen Ressorts des Bundes 
diese Beobachtung, bei der Beratung des Bundes­
haushalts im Finanzausschuß des Bundesrats 
wurde wiederholt, vor allem in der sorgfältigen 
Referentenarbeit, auf diesen Umstand hingewiesen. 

Die Notwendigkeit einer einheitlichen Bundes­
finanzverwaltung wird auch damit begründet, daß 
nur sie eine einheitliche und gerechte Erhebung der 
Steuern, insbesondere der Einkommen- und Kör­
perschaftsteuer, im ganzen Bundesgebiet gewähr­
leistet. Wie steht's damit in Wirklichkeit? Der Bund 
hat nicht nur auf Grund der konkurrierenden Ge­
setzgebung bei allen wichtigen Steuern das Gesetz­
gebungsrecht, sondern es werden auch die allge­
meinen Verwaltungsvorschriften für diese Steuern 
durch die Bundesregierung mit Zustimmung des 
Bundesrats erlassen. Der Bund wirkt außerdem auf 
Grund des zweiten Finanzverwaltungsgesetzes 
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vom 15. Mai 1952 bei der Verwaltung dieser Steu­
ern durch die Landesfinanzbehörden maßgeblich 
mit. Allgemeine Verwaltungsanordnungen der 
Länder bedürfen der Zustimmung des Bundes. 
Stundung und Erlaß können von einer gewissen 
Höhe ab nur mit seiner Zustimmung gewährt wer­
den und auch sonstige steuerliche Vergünstigungen 
müssen von ihm genehmigt sein. Der Bund ist 
schließlich auch berechtigt, sich durch eigene Be­
amte an Betriebsprüfungen zu beteiligen, die die 
Landesfinanzbehörden durchführen, und er kann 
verlangen, daß . bestimmte von ihm benannte Be­
triebe geprüft werden. Durch all diese Maßnahmen 
ist die einheitliche Anwendung der Steuergesetze 
und die ordnungsgemäße Steuererhebung im Bun­
desgebiet sichergestellt. Die derzeitige Regelung ist 
nach meiner Auffassung durchaus ausreichend. Sie 
hat sich bewährt und es besteht deswegen keine 
sachliche Notwendigkeit, sie zu ändern. Wenn Ver­
besserungen erforderlich sind, bitte, darüber kann 
gesprochen werden. Meine Damen und Herren, 

. soviel über die Steuerverwaltung. · 

Ich komme nun zu den Fragen der Verwaltung 
des staatlichen Vermögens. Die Verwaltung des 
staatlichen Vermögens ist vor drei große Aufgaben 
gestellt: Nämlich einmal die Organisa~ion der Ver­
waltung, zum anderen die Erhaltung des Ver­
mögens un:d ·zum dritten, die möglichst wirtschaft­
liche Verwendung des staatlichen Vermögens. Die 
Verwaltung des staatlichen Vermögens bildet einen 
der wesentlichsten Teile der Aufgaben, die der 
Finanzverwaltung auf Grund Landesrechts ob­
liegen. Die Oberfinanzdirektionen und die Finanz­
ämter sind mit der Steuerverwaltung so belastet, 
daß die Vermögensverwaltung als artfremd be­
trachtet worden ist. Auch ließe das Gesetz über 
die Finanzverwaltung vom 6. September 1950 die 
Übertragung der übrigen Aufgaben der Landes­
finanzverwaltung auf diese Behörden nicht zu. Die 
Notwendigkeit, eine eigene bayerische Finanzver­
waltung einzurichten, wird immer deutlicher und, 
wie bereits in einem anderen Zusammenhang mit­
geteilt, wird zur Zeit in meinem Hause ein ent­
sprechender Gesetzentwurf ausgearbeitet. Nach 
dem Entwurf sollen die nicht zur Steuerverwaltung 
zählenden Teile der Finanzverwaltung selbständi­
gen Mittelstellen und örtlichen Stellen - wir wol­
len sie im Entwurf voraussichtlich Landesrentämter 
und Rentämte~ nennen -· übertragen werden. In 
der Hauptsache würde es sich dann um die Auf­
gaben handeln, die gegenwärtig von den Zweig­
stellen der Oberfinanzpräsidenten erledigt werden; 
das sind die Angelegenheiten der Vermögensver­
waltung, des Beamten-, Besoldungs-, Versorgungs­
und Tarifrechts, der Fiskalate, des Vermessungs­
wesens und der Wiedergutmachung. Die Ober­
finanzdirektionen und das Bundesfinanzministerium 
wünschen seit langer Zeit, die Behörden derSteuer­
verwaltung möchten von diesen sogenannten art­
fremden Gescliäften entlastet werden. Diese Auf­
gaben werden - wie bereits gesagt - nicht als 
zusammengehörig mit den übrigen Geschäften qer 
Steuerverwaltung empfunden. Die zunehmende 

Überlastung mit eigentlichen Steueraufgaben; die 
mit der Steuerreformgesetzgebung mindestens 
übergangsweise noch zunehmen wird, gebietet eine 
solche Entlastung. Das Hohe Haus wird seinerzeit 
den Entwurf vorgelegt bekommen. 

Wegen der Erhaltung des V:ermögei;is ist zu­
nächst 1auf Artikel 81 der ibayerischen Verfassung 
hinzuweisen, der :es zur Pflicht macht, daß das 
Grundstockvermögen :des Staates !in seinem Wert-. 
bestand erhatl.ten bleiben muß. 2Jum Grundstock­
vermögen gehören auch die Anwartschaften auf 
Teile des ehemaligen Reichsvermögens, die die Ar­
tikel 134 und 135 des Grundgesetzes dem Land ein­
räumen. Daher ist es auch eine verfassungsgesetz­
liche Pflicht der Finanzverwaltung, auf e~nen Voll­
zug der genannten Grun:dgesetzartikel ZQl dringen, 
der dem föderalistischen Geri.st des Grundgesetzes 
und dem Grundgedanken idi!eser Artikel entspricht, 
der Verwaltung der Länder, denen das Grundge­
setz rdi:e Fülle der öffenhlichen Au:Dgaben übertra­
gen hat, auch das h!i.erzu·erforderliche Vermögen 
des Reiches zu übertragen. Diesem Grundgedanken 
entspricht ·es nicht, den Begrä.ff des V:ermögens, das 
öffentlich!=n Aru:figaben gewidmet ist, einzuengen 
o:der den Eundesbedarf nicht nach rden grundge­
setzlich festgelegten Verhältnissen zur Zeit des In­
krafttretens des Grundgesetzes, sondern nach den 
1unbesmmmten künftigen ißedürfnissen ·einer sich 
ausweitenden Bundesverwaltung zu bemessen. 
Warum zum lßeisp~el sollen Grundstücke, rdie staat­
lichen lßibliofüeken, Mruseen, land- und forstwirt­
schaftlichen Muster-, Lehr- 'Ull!d Versuchsbetrieben 
gevvilldmet sind, nicht für Verwaltungsaufgaben be­
stimmt sein? Warum sollen Grundstücke, die 
Zwecken -einer Universität dienen, die noch von, 
·altersher eine rechtsfähi:ge Anstalt ist, aber auf 
Kosten des Landeshaushalts lebt, nicht solchen Auf­
gaben gewidmet sedn? Kann die Möglichked.t, ein 
Grundstück später für Zwecke der Y.erte1digung 
des Bundes her.anzuziehen, :dazu führen, die Rück­
gabe von Heimfalilvermögen des Landes wegen 
Bundesbedarfs zu verzög·ern? _Ein Unterausschuß 
des Finanzausschusses 1des Bundesr·ats, dessen Vor­
sitz Bayern übernommen hat, V-ersucht Grundsätze 
auszuarbeiten, dlie -eine Regelung her.beiführen sol­
len. 

Die finanzi:el1e Bedrängnis der Gemeinden, Be­
z.irke, Anstalten und Vereinigungen der Wohlfahrt 
und Fürsorge führt immer stärker zu rdem Ver­
such, Grundbesitz des 1Staates, der für Zwecke die­
ser Körperschaften und Anstalten- benötigt wird, 
unentgeltld.ch oder zu sehr entgeg·enkommenden 
Bedingungen zu erhalten. So sehr -auch Aufg.abe 
des Staates sein muß, diese im öffentltichen In­
teresse des Ganzen liegenden Arufgaben zu fördern, 
so sehr muß auch die Vermögensverwaltung den 
verfassungsrechtlichen Grundsatz des Artikels 81 
beachten. Es kann nicht Aufgabe der Vermögens­
verwaltung des La1ndes sein, durch V:erwendung 
von :Staatseigentum eine kleiine Verbesserung des 
F.inanzausgled.chs herbeizuführen. Dies um so we­
niger, ,als eine solche Handhabung eine ·einseitige 
Begünstigung der Körperschaften ä.n sich schlösse, 
in deren Gebiet oder Tät1gkedtsbereich gerade ge­
eignetes Staatsvermögen ge1egen ist. Die notwen-



1364 Bayerischer Landtag - 144. Sitzung. Mittwoch, den 27. Mai 1953 

(Zietsch, Staatsminister) 

füge Hilfe muß auf dem Wege des Finanz,ausgleichs 
oder ider Verwendung der haushaltsmäß:igen Zu­
schußmitte[ gewährt werden. V.ielleti.cht lassen sich 
bestimmte Bewirtschaftungsreserven solcher Mittel 
zurückhalten, um in geeigneten Fällen eine Lö­
sung zu bring·en. 

Eine möglti.chst wirtschaftliche Verwendung des 
Vermögens verlangt, daß das vorhandene Vermö­
gen, insbesonder·e Grundstückie und Gebäude, für 
etwaigen Bedrarf auch erfaßt und 1eingesetzt wird. 
Sie verlangt weiter, daß das Vermögen, das nicht 
für eigene Verwaltungszwecke des Staates benötigt 
wird, möglii.chst ·ertragbringend verwendet wti.rd. Im 
großen Umfang müssen noch immer angemietete 
Räume zur Unterbringrung von Behörden verwen­
det wevden. Allein in München fallen jährlich rund 
560 000 DM für Mieten an. Die Raumkommission 
ibeä. der bayerischen Staatskanzleä. bemüht sich, 
durch Instandset:cung Zi.erstörter Gebäude wieder. 
Räume verfügbar zu machen und so zu belegen, 
daß Mietausgaben eingespart werden. 

1~Ahg. Dr. Lippert: Ma:x;biurig!) 

- Die Maxburg beis1pielsweise. 

Das Verwaltungsvermögen steiht in Bayern je­
weils in der Verwaltung des Geschäftsbereä.chs, des­
sen Zweck es dient. W1r haben also bei der Ver­
mögensverwaltung das sogenannte Ressortsystem. 
Um unnötige Beschaffungen zu vermeMen, muß 
die Finanzverwaltung darauf achten, daß die an­
deren Geschäftsber·eiche Vermögen, das nicht mehr 
für deren 1eigenen Zweck v·erwendet wd.rd, zurück­
geben, damit 1es zusammengefaßt und irgendwo in 
d1ie Finanzverwaltung eingefügt wird. iDas würt­
tembergische System der zentralen Verwaltung 
allen Vermögens durch die Finanzverwaltung ließe 
die·ses Ztl:el am besten erreichen. Es muß auch beim 
System der Ressortverwaltung der verständnisvol­
len Zusammenarbeit d:er Ressorts gelingen, ver­
mei!dbare Ausgaben auch zu verme1den. Die im 
Vorjahr fertiggestellten Grundbesitzverzeichnisse 
werden der Finanzv·erwaltung dti:e Aufgabe erleich­
tern; die notwendige Anweisung, um die j1eweii.ligen 
Veränderungen im Besitzstand und in der Ver­
wendung zu ·erfassen, ist bereits in Bearbeä.tung. 

Die Liegenschaftsverwaltung war !im vergange­
nen Jahr bemüht, durch Anwendung besonderer 
Finanzie:riungsmethoden unter möglichster Scho­
nung der laufenden Haushaltsmittel zusätzlichen 
Raum für drti:ngenden staatlichen Bedarf zu schaf­
fen und brachlä.egende Objekte zu aktivieren. Als 
Beispä.ele seien der Ausibau des Odeons für das 
Innenministerium iunrd der Wiederaiufbau des Ar­
kadentrakts 1an der Galeriestriaße im Erbbaurechts­
wege sowie der Ausbau des Thronsaals der Resi­
denz zu einem Konzertsaal mit Hilfe des Bayeri­
schen Rundfunks ·angeführt. Dlie staatliche Liegen­
sch,aftsv·erwaltung wird ihre Bemühungen auch im 
kommenden !Haushaltsjahr in dieser R!ichimng fort­
setzen; es wirid vor 1allem aiuch die Maxburg mit­
einbezogen wer:den. 

(A:bg. •Dr. Lippert: Die Alte Akademie!) 

- Die Alte Akademie ist bereits in Angriff genom­
men. Es wird mit dem Bau begonnen; die Verträge 
sind inzwischen abgeschlossen. 

. (Abg. Wimmer: Ist wenigstens auch das 
Geld da?) 

An sonstigen bedeutsamen Bewegungen im Rah­
men des staatlichen Grundstockvermögens seien 
erwähnt die tauschweise Hingabe staatlichen 
Grundbesitzes im Wert von rund 3,7 Millionen DM 
an die Stadt München gegen Überlassung der 
Krankenhausstiftung links der Isar, der Erwerb 
des Erweiterungsgeländes für die Technische Hoch­
schule in der . Theresienstraße und Luisenstraße, 
der im kommenden Haushaltsjahr im wesentlichen 
abgeschlossen sein wird, und der noch laufende 
Grunderwerb zur Erweiterung des Klinikviertels 
in der Goethe-, Schiller-, Pettenkofer- und Nuß­
baumstraße. 

Groß sind die Aufwendungen, die für Tren­
nungsentschädigungen anfallen. Es sind noch im­
mer 3,1 Millionen DM. Überlegungen und Berech­
nungen sind darüber im Gange, wie weit es mög­
lich ist, Wohnungsbauten auf staatseigenen Grund­
stücken unter Zuhilfenahme von Beträgen zu finan­
zieren, die ersparte Trennungsentschädigungen zur 
Aufbringung des Kapitaldienstes liefern könnten. 

Ein möglichst hoher Ertrag aus dem Finanzver­
mögen kann nur das Ergebnis einer mühevollen 
Kleinarbeit der Verwaltung sein. Die geringen Er­
träge aus den Beteiligungen des Staates an wirt­
schaftlichen Unte1·nehmen und alis den Eigenbe­
trieben des Staates waren wiederholt Gegenstand 
von Erörterungen in den Ausschüssen des Land­
tags, im Senat und auch hier im Hohen Hause. 
Jedoch darf bei den Beteiligungen an wirtschaft­
lichen Unternehmen nicht übersehen werden, daß 
der größte Teil der Beteiligungen des Staates auf 
Unternehmen entfällt, die ihrer Natur nach nicht 
ertragbringend sein können. Es sei hier nur auf die 
Unternehmen des Wohnungsbaues, der landwirt­
schaftlichen Förderung und des Unterrichts ver­
wiesen. Sie allein machen 17 von 50 Beteiligungen 
aus. Die Beteiligungen an den großen Unterneh­
men der Energiewirtschaft, also Bayernwerk AG, 
Bayerische Wasserkraftwerke AG, Rhein-Main­
Donau AG, Innwerk AG und des Bergbaues (Baye­
rische Berg-, Hütten- und Salzwerke AG) bedurf­
ten und bedürfen höherer Aufwendungen an Neu­
investitionen. Da der Kapitalmarkt - als Folge 
der Steuerbelastung - nicht voll funktionsfähig 
ist, mußten durch die zulässigen Abschreibungen 
möglichst eigene Mittel gewonnen werden. Daraus 
erklärt sich das Fehlen von Dividende in den letz­
ten Jahren. Die Bayernwerk AG hat jedoch die 
Zahlung von Dividende aufgenommen, ebenso die 
Bayerischen Wasserkraftwerke AG und die Inn­
werk AG. Die Rhein-Main-Donau AG verwendet 
ihre Erträge zum Bau der Großschiffahrtsstraße; 
Meinungsverschiedenheiten können nur darüber 
bestehen, ob die Erträge auszuschütten und von 
den Aktionären über den Haushalt für den Bau 
der Sehiffahrtsstraße zur Verfügung zu stellen 
seien oder ob die Bauaufwendungen bereits Be­
triebsausgaben sein können. Die Bayerischen Berg-, 
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Hütten- und Salzwerke AG wird wegen der hohen 
Aufwendungen für den neuen Schacht in Peißen­
berg die Zahlung von Dividende unterbrechen 
müssen. Die Notwendigkeit, die Versorgung mit 
Energie und Kohle sicherzustellen, muß dem Be­
streben vorangehen, in jedem Jahr Dividende zu 
beziehen. Daß in der Sicherstellung der Energie­
versorgung seit 1948 Wesentliches erreicht worden 
ist und daß die Bayernwerk AG sich damit große 
Verdienste erworben hat, darf in diesem Zusam­
menhang nicht verschwiegen werden. Ic;h will je­
doch auf die Fragen der staatlichen Regiebetriebe 
bei der Beratung des Einzelplans 13 noch näher 
eingehen. Auf die Probleme, die sich für Bayern 
hinsichtlich des Reichsvermögens ergeben, bin ich 
bereits zu sprechen gekommen. 

Eine besondere Bearbeitung erforderte auch das 
nach der Kontrollratsdirektive Nr. 50 und dem 
Militärregierungsgesetz Nr. 58 auf den Freistaat 
Bayern zu Eigentum übertragenen Vermögen der 
ehemaligen NSDAP, ihrer Gliederung und ange­
schlossenen Verbände sowie aller sonstigen von 
der ehemaligen NSDAP errichteten und abhängi­
gen Organisationen und Einrichtungen. Es sind von 
diesem Vermögen etwa 2000 Einzelobjekte in dem 
von der Besatzungsmacht vorgeschriebenen Ver­
fahren übertragen worden. Der Übergang des ehe­
maligen Parteivermögens ist damit im wesent­
lichen abgeschlossen. Der Wert der aus dem Ver­
mögen auf den Freistaat Bayern übergegangenen 
Objekte beläuft sich auf rund 200 Millionen DM. 
Davon ·mußten nach Prüfung der Rechts- und 
Eigentumsverhältnisse die Vermögenswerte nach 
Artikel III der Kontrollratsdirektive Nr. 50 und 
aus sonstigen rechtlichen Gründen den früheren 
Eigentümern oder deren Rechtsnachfolgeorganisa­
tionen in ungefährem Wert von 10,5 Millionen DM 
z~rückgegeben werden. 

Weiterhin wurden Vermögenswerte im Betrag 
von 46 Millionen DM für die Wiedergutmachung 
verwendet oder nach dem Rückerstattungsgesetz 
Nr. 59 an die früheren Eigentümer zurückerstattet. 
Vermögenswerte in einer Höhe von etwa 70 Mil­
lionen DM sind der Verfügung des bayerischen 
Staates zunächst noch entzogen, weil sie zur Zeit 
noch von der Besatzungsmacht in Anspruch ge­
nommen sind. Verkauft wurden aus dem NS-Ver­
mögen bisher vom Freistaat Bayern Vermögens~ 
werte im Betrag von zirka 19,3 Millionen DM, wo­
von bis zum Schluß des Rechnungsjahres 1952 
8,5 Millionen als Beitrag für die Wiedergutmachung 
zur Verfügung gestellt wurden. 

Die Geschäftsanteile der Anorgana mußten in­
zwischen übernommen werden. Die Satzung wurde 
neu gefaßt, worüber man ja im Hohen Haus be­
reits gesprochen hat. Das besondere Bemühen des 
Finanzministeriums galt der Sorge, im Rahmen 
des Gesetzes über die Entflechtung des ehemaligen 
Reichsfilmvermögens die Interessen der Ateliers 
in Geiselgasteig zu wahren, um so mehr als diese 
Interessen sicherlich nicht im Widerstreit mit 
denen der gesamtdeutschen Filmwirtschaft stehen 

können. Diese Ateliers sind sicherlich die besten 
Deutschlands, und es wäre schade, wenn sie nicht 
im Rahmen des überhaupt Möglichen und im Rah­
men der berechtigten Interessen anderer Länder. 
beschäftigt würden. In erfreulicher Übereinstim­
mung mit Nordrhein-Westfalen, Berlin und Hessen 
wurde gegenüber andersartigen Bestrebungen be­
sonders innerhalb der Bundesministerien die Auf­
fassung vertreten, daß die Ordnung des Filmver­
mögens selbst die erste Grundlage für einen Auf­
bau der deutschen Filmwirtschaft ist. In diesem 
Zusammenhang, meine Damen unc;l Herren, erhält 
die Bürgschaftspolitik des bayerischen Staates noch 
einen besonderen Sinn; denn durch die Möglichkeit 
des Arbeitens in Geiselgasteig ist Filmvermögen 
erhal~en und auch vermehrt worden. 

Ich komme nun noch auf die Einzelverwaltungen 
zu sprechen. Die Verwaltung der Staatliche;n 
Schlösser, Gärten und Seen ist neu in den Einzel­
plan 06 eingegliedert worden. Diese Behörde ver­
waltet wertvollsten Kultur- und Kunstbesitz sowie 
umfangreiches wirtschaftliches Vermögen .des 
bayerischen Staates, das sich zusammensetzt aus 
52 Schloß:. und Burgobjekten, Kunstdenkmälern 
und Kunstsammlungen, 18 historischen Garten­
und Parkanlagen mit rund 1407 Hektar, 19 Seen 
mit rund 27 000 Hektar, 2 Staatsgütern in Schleiß­
heim und Herrenchiemsee, den Schiffahrten auf 
dem Königsee und dem Tegernsee, 15 Gastwirt­
schp.ften und zahlreichen über ganz Bayern ver­
teilten Gebäuden mit Mietwohnungen. Seit 1952 
betreut die Schlösserverwaltung auch rund 300 KZ­
Friedhöfe und KZ-Grabstätten, darunter die auf 
dem Leitenberg bei Dachau und in Flossenbürg. 
Seit 1952 ist auch die Betreuung der Gartenanlagen 

· in unseren Staatsbädern in den Arbeitsbereich der 
Schlösserverwaltung übernommen. 

Für die Verwaltung können bei der vorherr­
schenden Besonderheit ihrer.kulturellen Aufgaben 
die Grundsätze einer völligen Rentabilität nicht im 
Vordergrund stehen. Indessen hat sie bereits im 
abgelaufenen Rechnungsjahr mit ihrem Einnahme­
aufkommen, <las mit rund 600 000 DM über dem 
veranschlagten Haushaltssoll lag, eine beachtliche 
Verbesserung ihrer Einkünfte erreicht. Dieses Be­
streben wird fortgesetzt. Auf die Maßnahmen zur 
Erhöhung des Besuches der Schlösser, Museen und 
Burgen hat die Bevölkerung gut angesprochen. Die 
neu eingeführten Volkstage, an denen in zahlrei­
chen Museen und Residenzen. stark verbilligte Ein­
trittspreise gewährt werden, haben großen ·An­
klang gefunden. In- und Ausländer haben in ge­
steigertem Maß ihr Interesse an den Kulturobjek­
ten der Schlösserverwaltung bekundet. Die Schlös­
ser Linderhof, Herrenchiemsee und Neuschwan­
stein ---'- um nur einige Zahlen zu nennen - wur­
den von insgesamt 818 000 Personen besucht, die 
Schloß- und Museumsanlagen in Nymphenburg 
von 115 000 Personen, die Befrerl.ungshalle in Kel­
heim von 754 000 Personen. 

(Abg. Bezold: Du lieber Gott!) 

Insgesamt wurden in Besichtigungsobjekten der 
Schlösserverwaltung im Rechnungsjahr 1952 rund 

7 
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2 212 000 Besucher gezählt gegenüber 1 581 000 im 
Jahre 1951. 

(Abg. Bezold: Der Geschmack hebt sich 
anscheinend!) 

- Ja, man kann das sagen. 

(Zuruf von der BP: Die Neugierde!) 

Die 19 Schloßbeleuchtungen in Herrenchiemsee be­
suchten rund 25 000 Personen. 

Daß die bayerischen staatlichen Schlösser über 
die Form der Benützung hinaus noch besonders ge­
arteten kulturellen Zwecken dienen, möchte ich- be­
sonders hervorheben. Sie werden mehr und mehr 
zum Mittelpunkt großer kultureller Veranstaltun­
gen. Ich erinnere an die Sommerfestspiele in Schloß 
Nymphenburg, die Barockwoche im alten Opern­
haus in Bayreuth, die Mozartfeste im Kaisersaal 
der Residenz Würzburg und an die Bach-Woche in 
der Orangerie Ansbach. 

Die Vorhaltung der schmuckhaft und anmutig 
gestalteten großen Garten- und Parkanlagen in 
den Gemeinden mit Schlössern und Residenzen ge­
reicht der Bevölkerung dieser Geme!i.nden zum be­
vorzugten. Nutzen. Sie bilden besondere An:.. 
ziehungspunkte und sehr willkommene Ausflugs­
ziele. Dies gilt vor allem in München für den Eng­
lischen Garten, den Hofgarten und den Schloß­

. garten in Nymphenburg; in Schleißheim, Dachau, 
Würzburg, Bamberg, Bayreuth, Ansbach und 
Aschaffenburg für die Hof- und Residenzgärten 
und die Parkanlagen. Hiefür wendet der Staat ohne 
finanzielle Beihilfe der genannten Städte und Ge­
meinden sehr tbeträchtliche Ausga!ben auf, die sich 
auf 1 MHlion DM beziffern lassen. Wenn einem et­
was nicht Il.rrnner in der Anlage der Gartenanlage 
gefällit, dann mag man sich beteiligen und es besser 
machen. Es genügt wohl nicht, ein Bäumchen da­
neben zu pflanzen, damit wir wieder die Mühe 
haben, es an einen richtigen Ort zu pflanzen. Aber 
wir sind dankbar für das Bäumchen. Wir haben . 
150 DM an Ausgaben - -

(Zuruf des Abg. Wimmer) 

- Deswegen haf>e ich ja gemeint. 

(Abg. Wimmer: Er hätte es dort pflanzen 
sollen, wo die anderen Stadträte gepflanzt 
haben. So viel Disziplin hätte ich von dem 
Herrn erwartet. - Abg. Bantele: Es war 

doch auch ein Stadtrat!) 

Die wirtschaftlichen Betriebe führt die Schlösser­
verwaltung mit dem Ziel einer angemessenen 
Rendite. Das landwirtschaftlich und gartenbaulich 
genutzte Grundvermögen; das in räumlichem Zu­
sammenhang m,it den Schloßobjekten verwaltet. 
wird, dient der Erzeugung für den Eigenbedarf. 
Im übrigen wird die Produktion überwiegend an 
Großabnehmer und Wiederverkäufer abgesetzt. 
Wettbewerb mit der freigewerblichen Wirtschaft 
wird vermieden. In der Unterhaltung von ihr ver­
walteter umfangreicher Gebäude hat die Schlösser­
verwaltung einen großen Nachholbedarf zu befrie­
digen, der durch den Ausfall zulänglicher Haus-

haltsmittel in früheren Jahren ständig angewach­
sen ist. 

Bei der Verwaltung des Seen-Besitzes läßt sich 
die Schlösserverwaltung von den Grundsätzen der 
Natur- und Landschaftspflege und von den Be­
stimmungen des Artikels 141 der bayerischen Ver­
fassung leiten. Der geordneten Regelung der 
schwierigen Abwasserverhältnisse besonders in den 
Ufergemeinden der bayerischen Seen schenkt sie 
erhöhte Aufmerksamkeit. 

Die Schiffahrt auf dem König- und Tegernsee 
mit 17 großen und 8 kleineren Schiffen, 40 Ruder­
booten und 5 Flachbooten hat sich im vergange­
nen Jahr sehr erfreulich entwickelt. · 

(Abg. Bezold: Jetzt brauchen wir bald einen 
Admiral!) 

So wurden auf dem Königsee 406 400 und auf dem 
Tegernsee 457 000 Personen befördert. Leider hat 
man mir den Admiralshut nicht gegönnt. Man hätte 
wenigstens den Starnberger und den Ammersee 
noch dazunehmen sollen; dann hätte es gelohnt. 

(Zuruf: Ludwig-Donau-Main-Kanal!) 

- Vielleicht kommt dann einer. 

Die Schlösserverwalturig wird im laufenden 
Rechnungsjahr durch die bereits eingeführte 
Kostenstellenrechnung ihren gesamten Betrieb 
durchleuchten, um zu genauen Erkenntnissen über 
den Grad der Produktivität ihrer einzelnen An­
lagen, Einrichtungen und Betriebszweige zu ge­
langen. Es wird seinerzeit dem Hohen Hause über 
das Ergebnis berichtet werden. 

Ich komme zu der staatlichen Besatzungskosten­
verwaltung. Die Bedeutung der 15 staatlichen Be­
satzungskostenämter in Bayern für die gesamte 
bayerische Wirtschaft zeigt die Tatsache, daß von 
diesen in Bayern aus Bundesmitteln im Rechnungs­
jahr 1951 insgesamt 1 065 000 DM, im Rechnungs­
jahr 1952, ohne Nachmonate, 624 000 DM ausge­
zahlt worden sind. Die Größenordnung dieser Aus­
gaben aus Bundesmitteln bildet einen der Gründe, 
warum sich das Land Bayern ebenso wie die mei­
sten übrigen Länder des Bundesgebiets gegen die 
Bestrebungen zur Errichtung einer bundeseigenen 
Besatzungslastenverwaltung wendet und seine Mit­
wirkung bei der Durchführung dieser schwierigen: 
Aufgaben durch die eigene staatliche Besatzungs­
lastenverwaltung aufrecht halten muß. 

Einen erfreulichen Ausblick innerhalb der Tätig­
keit der Besatzungskostenämter bietet die vor 
wenigen Tagen erfolgte Einigung zwischen den 
deutschen Behörden und der US-Besatzungsmacht 
über die Durchführung eines ersten Ersatzbau­
programms zur Freigabe beschlagnahmter privater 
Wohngebäude. Im Rahmen dieses ersten Pro­
gramms werden in Bayern 558 Wohnungen für die 
US-Besatzungsmacht noch in diesem Jahre errich­
tet werden, so daß die gleiche Anzahl von Woh-

. nungen - namentlich kleinere Einfamilienhäuser 
- ihren Eigentümern wieder zurückgegeben wer­
den können. 

Die US-Lohnstellen. sind inzwischen auf die 
bayerischen Besatzungskostenämter übernommen 
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worden, wobei es den Bemühungen aller Beteilig­
ten gelungen ist, Überleitungsschwierigkeiten zu 
vermeiden. Die Lohnberechnung und die Aus­
zahlung der Löhne und Gehälter für zur Zeit 
etwa 50 000 Zivilbeschäftigte der Besatzungsmacht 
in Bayern erfolgt ordnungsgemäß und fristgerecht 
trotz der ständigen Fluktuation bei dieser Gruppe 
von Arbeitnehmern. 

Bei der Vermessungsverwaltung herrscht noch 
immer eine Personallage, die keineswegs befriedi­
gen kann. Das derzeit vorhandene Personal reicht 
zwar aus, trotz des ständig steigenden Geschäfts­
anfalls die vordringlichen Arbeiten, insbesondere 
für den sozialen Wohnungsbau, zeitgerecht zu er­
ledigen und auch von den Rückständen die 'Yich­
tigsten Anträge aufzuarbeiten; die •vollständige 
Aufarbeitung der zahlreichen Rückstände ist jedoch 
noch nicht möglich. Eine spürbare Verbesserung 
deT personellen Verhältnisse lbei den Vermessungs­
ämtern ist wohl erst vom Jahre 1955 ab zu erwar­
ten, weil in diesem Jahre die ersten der bei den 
Vermessungsämtern in dreijähriger Lehrzeit aus­
zubildenden Katastertechniker als vollwertige Ar­
beitskräfte für den inneren Dienst zur Verfügung 
stehen. Etwa im Jahre 1957 wird das Personal der 
Vermessungsverwaltung in allen Laufbahngruppen 
voll aufgefüllt sein, so daß die Vermessungsämter 
dann allen neuzeitlichen Anforderungen gewachsen 
sein werden. Die zur Behebung der angespannten 
Arbed.tslage eingeleiteten organisatorischen Maß­
nahmen, wie cler vermehrte Einsatz· des gehobenen 
Dienstes für den Außendienst; die Hereinnahme 
aller geeigneten verfügbaren Fachkräfte aus dem 
Kreis der Heimatvertriebenen, die Vermehrung der 
Messungsgehilf~n entsprechend der Verstärkung 
der Außendienstbeamten und die Motorisierung 
der Vermessungsämter, die 1m Haushaltsjahr 1953 
abgeschlossen werden kann, haben sich auf die Ar­
beitsleistung der Vermessungsämter bereits gün­
stig ausgewirkt. Die an die Vermessungsverwal­
tung derzeit gestellten hohen Anforderungen und 
die Notwendigkeit, diese Verwalt'ung auch für die 
weitere Zukunft entsprechend der Bedeutung ihrer 
Aufgaben auszubauen, verlangen und rechtfertigen 
die im Haushalt 1953 veranschlagten Stellenhebun­
gen und Stellenmehrungen und die für die ver­
besserte Einrichtung und Ausstattung der Ämter 
mit neuzeitlichen Geräten und Instrumenten ange­
forderten Haushaltsmittel. 

Zur Wiedergutmachung ist zu sagen. daß für 
Entschädigungsleistungen nach dem Gesetz zur 
Wd.eder.gutmachung nationalsozd.alistischen Unr·echts 
im Haushaltsjahr 1953, wie bereits erwähnt, 25,26 
Millionen DM aTugesetzt sind. Davon stehen für d1ie 
Gewährung von 1Darlehen an Verfolgte 2,55 Millio­
nen DM zur' Verfffgung. Es scheint also, als ob 
gegenüber dem Vorjahr die Mittel um rund 5 Mil.:. 
Honen DM gekürzt woriden seien. Diese Kürzung 
wird jeJdoch dadurch ausgeglichen, daß von den im 
Vorjahr bereitgestellten Mitteiln von 30 Millionen 
DM, die für übertragbar erklärt worden waren, bis 
zum 31. März 1;953 nur rurJJd 20,l Millionen DM 
ausgezahlt wurden, so daß im Haushaltsjahr 1953 

ein Gesamtbetrag von über 35 Md.llionen DM 2lUr 
Verfügung st'eiht. Auch drl.ese Mittel sind wieder 
übertragbar un'.d stehen daher im nachfolgeTuden 
Jahr für Entschä:digungsleisturrg.en zur V·erfügung, 
wenn sie im laufenrden Jahr :ruich t erschöpft wer­
den soJlten, was wir jedoch wünschen„ Das Finanz­
md.nisterium hat •aber ein ganz ibesonderes Interesse 
daran, daß diese Mö.ttel nicht übertragen werden 
müssen, ,sondern Tuach Möglichkeit im Jahre 1953 
voll ausg.egeben werden. Zlllr Erreichung dieses 
Zieles wurde einerseits eine Reihe von Vorschrif­
ten erlassen, die dlie Bewirkung von Wti.edergut­
machungsleistungen .in größerem Ausmaß als bis­
her gestatten. [)abei !ist die Dritte Durchführungs­
V•erordnung vom 23. August 1952 besonders zu. er­
wähnen. Zu erwähnen ist ferner die Fünfte Ver­
ordmmg zur Durchführung des Entschädi1gungsge­
set:?Jes vom 12. März 1953, durch die alle in Klasse II 
und III ·zu lbefniedigenlden 111:nd daher bisher noch 
nicht fälligen Wiedergutma:chungsansprüche zur 
HäJfte fällig werden, wenn und sowed.t sie durch 
rechtskräftigen Feststellüngsbeschetd des Landes­
_entschädigung.s.amtes, durch rechtskräf1J1gen ·Be­
schluß der lEntschädigungsgerichte oder im Weg 
ednes Vergleichs formell festgestellt sind. 

Di:e kürzlich vom ißayenischen Landtag beschlos­
sene weitere Erhöhung der 'Beamtengehälter um 
20 v. H. des Grundgehalts hat zur .~o1g.e, daß auch 
die Renten für Verfo;J,gte wieder entsprechend er­
höht werden. :Schl~eßlich hat das Finanzministerium 
einen Gesetzentwurf ausgearbeitet, der d!ie G~wäh­
rung von vorläufigen Renten 1an Personen vorsieht, 
die durch Auflösung ihrer Verso11gungseinrichtun­
gen durch den Nationalsozialismus ihr·e Altersver­
sorgung verlor~:n haben. 

Es sind auße11dem ftm Laufe des J1ahres 1952 
orgarnisatorö.sche und personelle Maßnahmen im 
Landesentschädigungsamt getroffen wo:r;den - ich 
darf dab:ei nur auf ·die V:erbesserung des Stellen­
plans des Landesentschä:digungS'amtes hinweisen-, 
ilie eine raschere Bearbed.tung der eingebrachten 
Anträge gewährJeisten, und dde sich ,bereits zum 
Vorteil der Geschädigten auszuwirken beginnen. 

Ich darf daher feststellen, daß von seiten des 
Staatsministedums der Finanzen alles getan wor­
den ist, um die Durchführung der Entschädd.gui:J.g 
der Op:5er des Nationalsozialismus nach dem zur 
Zeit im Lande .geltenden Entschädi·gungsgesetz 
siche]'.'zustellen. Es muß anerkannt werden, daß 
damit den 1ber·echfilgten Wünschen der Verfo1gten 
nicht voll entsprochen wird. Led.der steht die Ge­
setzgebung auf diesem Gebiet, wi!e ibereö.ts mehr­
fach. gesagt werden mußte, nicht mehr dem Lande 
zu. Das in Bayern gelltende Entschädigungsgesetz 
der amer.ikand.schen Zone vom 12. August 1949 ist 
gemäß Artikel 74 :Oiffer ,9 in V:erbindung mit Ar­
tikel 125 des Grundgesetzes partielles Bundesrech.t 
geworden und kann daher auf Landesebene nicht 
mehr geändert werden. 

Das Sta·atsministerium der Finanzen ihat aber in 
Anerkennung der Mängel des bishenigen Entschä­
digungsgeset:?Jes das Landesentschädigungsamt an­
geWd.e.sen, in Anpassung an die Haager Empfeh­
lungen a·b sofort in Härtefällen Leistungen aus den 
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für dlie Wiedergutmachung in besonderen Fällen 
bereitstehenden Mitteln zu gewähren. Im Vorjahr 
waren dafür 700 000 DM bel'etitgestellt; für das 
Haushailtsjahr 1953 sind 595 000 D!M vorgesehen. 

Ziur Wiedeigutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts an Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
ist zu sagen, daß id!ie nach dem 1Bu:nde~gesetz vom 
11. Mai 1951 und der Merzu ergangenen bayeri­
schen v,erordnung vom 16. August 1951 vorzuneh­
mende Wiedergutmachung in der Erfüllung sehr 
gute Fortschritte gemacht hat. Bei den zuständigen 
Anmeldebehörden sind rund 2700 Anträge ein­
gegangen. In über 2300 Fällen konnte soweit der 
Bund zu entscheiden hat, dä.e VOI'beh~ndlung der 
Anträge abgeschlossen beziehungswetise die Ent­
scheidung von den zuständigen obersten Landesbe­
hörden getroffen werden. Es kann daher damit 
gerechnet werden, daß die Wiedergutmachung für 

·Angehörige des öffentlichen Dienstes, soweit baye­
iüsche Dienststellen damit befaßt ,sind, ·in Kürzie 
damit ahgeschilossen werden kann. 

In diesem Zusammenilmng muß hervorgehoben 
werden, daß der bayerische Staat erheblich mehr 
Leistungen für die Wiedergutmachung auf.bringt, 
als in dem Ausgabenansatz des Haushaltsp1'ans fÜr 
das Landesentschädigungsamt in Erscheinung tritt. 
Die Letistungen für Berufsschäden von Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes werden nämlich, der Kon­
struktion des Bundeswiedergutmachungsgesetzes 
und des ibayerischen Entschädigungsgesetzes fol­
gend, als Versorgungsbezüge v·eransch1'agt und da­
her nicht gesondert ausgewiesen. 

In der Frage d:er Beschäftigung von Schwerbe­
schädigten hatte es sich dd:e F\inanzverwaltung stets 
angelegen sein fassen, den schwerbeschädigten 
Opfern der beiden Kriege im Bereich ihl'er Ver­
waltung.en die ihnen zukommenden Arbeti.tsplätze 
zu sichern. Die Zahl der Schwerbeschädigten in der 
Finanzverwaltung ,beträgt über 2500, das sin:d rund 
12 Prozent aller Beschäfti1gten. Die Finan:zv·erwal­
tung hat damit den durch das Gesetz Nr. 81 zur 
Änderung rund Ergänzung des Gesetzes über die 
Beschäftigung 'Schwer'beschädigter vom 15. Sep­
tember 1947 vorgeschriebenen Beschäfti<gung.san.teil 
an Schwer1besChädi1gten von 10 Prozent ·erhe•bld.ch 
überschritten. 

Zur Rückerstattung ist festzustellen, daß in den 
Fällen, in denen Rückerstattungsansprüche gegen 
das Deutsche Reich geltend gemacht werden, gemäß 
Artikel 61 des Rückerstattungsgesetzes die Finanz­
minister der betreffenden Länder das Reich in 
R.ückerstattungsverfahren zu vertreten haben. Auf 
Grund einer Vereinbarung zwischen dem Bund 
und den Ländern über die Vertretung des Reichs 
in Rückerstattungsverfahren, dem der Freistaat 
Bayern mit Wirkung vom 1. Januar 1953 beige­
treten ist, wird in den sogenannten Reichsfällen 
das ehemalige Deutsche Reich in Bayern nunmehr 
von den hierfür zuständigen Bundesvermögensab­
teilungen der Oberfinanzdirektionen München und 
Nürnberg vertreten. 

Für die im übrigen gegen den Freistaat Bayern, 
die ehemalige NSDAP und deren Organisationen 
geltend gemachten Ansprüche haben gemäß Arti­
kel 61 des Rückerstattungsgesetzes weiterhin die 
Finanzminister der Länder die Vertretung wahr­
zunehmen. 

Der Freistaat Bayern hat, wie das Hohe Haus 
durch Beschlußfassung weiß, einen Vergleich mit 

·der JRSO über eine globale Abgeltung der der 
JRSO zustehenden Rückerstattungsansprüche ab­
geschlossen. Die Abwicklung der nach diesem Ver­
trag übernommenen Verpflichtung ist im Gang. 

(Abg. Beier: Und die Rückerstattung an die 
Israelitischen Kultusgemeinden?) 

Die fällt nicht darunter; die ist anders zu be­
handeln. Dazu werde ich unter Umständen, wenn 
die Frage aufgeworfen werden sollte, naehher noch 
eine Bemerkung machen. 

Meine· .sehr geehrten Damen und Herren! Das 
Finanzministerium hat, wie Sie wissen, neben sei­
nen finanzwirtschaftlichen Aufgaben auch die Fe­
derführung in allen allgemeinen Fragen der staat­
lichen Bediensteten: Es ist zuständig für das Be­
amtenrecht, für das Beamtenbeso.ldungs- und Ver­
sorgungsrecht; für das Tarifrecht der staatlichen 
Angestellten und Arbeiter. Alle diese Gebiete sind 
in jüngster Zeit mehrfach im Blickpunkt des öffent­
lichen Interesses gestanden. Da außerdem die Per­
sonalausgaben wie in jedem Haushalt so auch im 
bayerischen Staatshaushalt eine bedeutende Rolle 
spielen, möchte ich die Gelegenheit benützen, einige 
zusammenhängende Bemerkungen über dieses Ge­
biet zu machen, die über den Einzelplan 06 hin­
qUS den gesamten Staatshaushalt betreffen.· 

· Ich darf zunächst einige Zahlen nennen, die uns 
das Statistische Landesamt erarbeitet und soeben 
zur Verfügung gestellt hat. Am 2. Oktober 1952 
standen im Dienst des bayerischen Staates an Be­
amten 71227, an Angestellten 29 109, an Arbeitern 
30 864, also zusammen 131200 Bedienstete, das sind 
5758 Bedienstete weniger als am 2. September 1950 
und 12 695 Bedienstete weniger als am 2. Oktober 
1949, so daß also der Abbau und die Abgabe von 
Aufgaben, zum Beispiel an die Bundesanstalt für 
Arbeitslosenversicherung, sich stärker auf den Per­
sonalhaushalt des Staates ausgewirkt hat als die 
Übernahme neuer Aufgaben. Zu den staatlichen 
Bediensteten kommen die gemeindlichen Kräfte. 
In den Gemeinden sind beschäftigt an Beamten 
23 651, an Angestellten 33 164, Arbeiter 41 006, ins­
gesamt 97 821. Die in Bayern beschäftigten Be­
diensteten des Bundes einschließlich Bahn und Post 
betragen an Beamten 78 912, Angestellte 14 571, 
Arbeiter 78 103, insgesamt 171 586 Bedienstete. Es 
ergibt sich also, daß im gesamten öffentlichen 
Dienst in Bayern einschließlich Bundesbedienstete 
an Beamten tätig sind 173 790, an Angestellten 
76 844, Arbeiter 149 973, zusammen 400 607. In die­
ser Zahl von rund 400 000 Bediensteten kommt in 
recht eindrucksvoller Weise die Bedeutung der 
öffentlichen Hand als Arbeitgeber zum Ausdruck. 
Dabei ist in dieser Zahl sowohl die öffentliche 
Hand im engeren Sinn, die sogenannte Hoheits-
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veTwaltung enthalten, als auch alle öffentlichen 
Betriebe ohne eigene Rechtsform, zum Beispiel 
das Personal der Forstämter, die sonstigen staat­
lichen Betriebe, Bundesbahn, Bundespost usw„ die 
kommunalen Verkehrs- und Versorgungsbetriebe. 
Will man den öffentlichen Dienst im Rahmen aller 
Erwerbstätigen in Bayern oder der gesamten baye­
rischen Bevölkerung betrachten, dann muß man 
die Hoheitsverwaltung allein . ins Auge fassen, da 
ja die öffentlichen Betriebe genau wie die Betriebe 
der Privatwirtschaft werbende Betriebe sind, die 
sich, wenn auch nicht immer im vollen Umfang, so 
doch überwiegend selbst erhalten. Es ergibt sich 
dann folgendes Bild: 

In der Hoheitsverwaltung des Staates, der Ge­
meinden und des Bundes sind in Bayern 198 736 
Personen beschäftigt, wobei nicht nur die Beamten, 
sondern das gesamte Büropersonal, alle Arbeiter, 
Reinigungsfrauen usw„ mitgezählt sind. Diese 
198 736 Personen machen 4,6 Prozent der Erwerbs­
tätigen - 4 399 000 in Bayern - und rund 2,2 Pro­
zent der bayerischen Gesamtbevölkerung von 9,2 
Millionen aus. Anders m,i.sgedrückt: Etwa jeder . 
22. Erwerbstätige und etwa jeder 45. Einwohner 
Bayerns ist in der öffentlichen Verwaltung - wie 
gesagt ohne die öffentlichen Betriebe, ohne Bun­
desbahn und Bundespost - als Beamter, Ange­
stellter oder Arbeiter tätig. 

Betrachtet man nur die Hoheitsverwaltung des 
bayerischen Staates, also ohne Gemeinden und 

·.ohne Bund, dann ergeben sich folgende Zahlen: 
In der Hoheitsv.erwaitung des Staates waren am 

2. Oktober 1952 108 994 Personen beschäftigt, das 
sind 21/2, Prozent der Erwerbstätigen und 1,2 Pro~ 
zent der Gesamtbevölkerung. Anders ausgedrückt: 
Etwa jeder 40. Erwerbstätige und etwa jeder 

· 84. Einwohner Bayerns steht als Beamter, Ange­
stellter oder Arbeiter im Dienst der bayerischen 
Staatsverwaltung, das heißt der Hoheitsverwal­
tung. 

Auf dem Gebiet des Beamtenrechts werden der 
Gesetzgebung in diesem Haushaltsjahr wichtige 
Aufgaben erwachsen. Ein brennendes Problem ist 
der Erlaß einer Novelle zum Bayerischen Beamten­
gesetz von 1946. Die Staatsregierung hat bisher 
trotz des dringenden Bedürfnisses nach Überarbei­
tung des Bayerischen Beamtengesetzes davon ab­
gesehen,, dem Landtag einen Gesetzentwurf vor­
zulegen, weil die Verabschiedung des Bundes­
beamtengesetzes im Bundestag vor dem Abschluß 
steht und zu erwarten ist, daß zum mindesten die 
in diesem Gesetz enthaltenen grundsätzlichen Be­
stimmungen im Wege der Rahmengesetzgebung für 
die Länder verbindlich gemacht werden. Dagegen 
wird dem Hohen Haus in allernächster Zeit schon 
der Entwurf einer kleinen Novelle zum Beamten­
gesetz zugehen, in der einige dringliche Angelegen­
heiten geregelt werden sollen, so die Versorgung 
. der Polizeibeamten bei Dienstunfällen, die Ver­
sorgung von Beamten, die noch nicht auf Lebens­
zeit ernannt sind, die Beseitigung des § 27 a des 
sogenannten Einsatzfürso.rge- und Versorgungs­
gesetzes usw. 

Mit Gesetz vom 28. November 1952 hat der 
Bund das für Bundesbeamte bisher geltende Diszi­
plinarrecht der Reichsdienststrafordnung refor­
miert. Auch die im Jahre 1948 geschaffene bayeri­
sche Dienststl'afordnung bedarf einer Überarbei­
tung und Verbesserung, wobei es sich als zweck­
mäßig erweisen wird, einige Neuerungen des Bun­
desrechts in Bayern zu übernehmen, zum Beispiel 
Vermehrung der Strafarten zur besseren Ermög­
lichung einer schuldangemessenen Bestrafung, An­
wendung des Dienststrafrechts auf Ruhestands­
beamte für im aktiven Dienst begangene Verfeh­
lungen, Regelung des Wiederaufnahmeverfahrens 
bei politisch beeinflußten Dienststrafurteilen aus 
der Zeit von 1933 bis 1945 und Bestimmungen, die 
der Beschleunigung der Verfahren dienen. Mit der 
Vorlage eines entsprechenden Gesetzentwurfs ist 
in Bälde zu rechnen. Der Erlaß von Durchführungs­
bestimmungen zur Dienststrafordnung wird diesem 
Gesetz unmittelbar folgen. · 

Unabhängig davon wurden irh Benehmen mit 
dem Dienststrafhof und den Staatsministerien der 
Justiz und des Innern geeignete Maßnahmen zur 
Beschleunigung der Durchführung der anhängigen 
Dienststrafverfahren in die Wege geleitet. 

Inwieweit das dem Bundestag zur Zeit zur Be­
ratung vorliegende Personalve1·tretungsgesetz des 
Bundes den bayerischen Gesetzgeber vor neue Auf­
gaben stellen wird, läßt sich noch nicht übersehen. 
Einstweilen gilt in Bayern noch das bayerische Be­
triebsrätegesetz, das in seinen §§ 106 bis 117 das 
Betriebsräterecht in öffentlichen Verwaltungen und 
Betrieben regelt und das auch nach Inkraft.tr~ten 
des Bundesbetri~bsverfassungsgesetzes vom 11. Ok­
tober 1952 in diesem Teil zunächst weiter gilt. 

Wenn so auf dem Gebiet des Beamtenrechts 
wichtige Aufgaben noch zu erfüllen sind, kann ich 
feststellen, daß auf dem Gebiet der Besoldung der 
Beamten, der Angestelltenvergütungen und der 
Arbeiterlöhne nunmehr eine gewisse Stabilität ein­
getreten sein dürfte. 

Während das Haushaltsjahr 1951 noch im Zeichen 
der steigenden Preise und der Teuerungszulagen 
für die staatlichen Bediensteten stand und das· 
Haushaltsjahr 1952 durch die zweimalige Gewäh­
rung eines „halben Monatsgehalts" und einer 
steuerfreien Weihnachtszuwendung gekennzeichnet 
war, hat das Haushaltsjahr 1953 bereits zu Beginn 
einen Abschluß in der Frage der Gehalts- und 
Lohnerhöhungen gebracht, und es ist meine feste 
Hoffnung, daß die seit dem 1. April geltende Rege­
lung nunmehr für längere Zeit Bestand haben. 
wird. Ich meine damit die Maßnahmen, die man 
als die ·„kleine Besoldungsreform" bezeichnet. Diese 
hat den Beamten und Angestellten eine weitere 
Zulage zum Grundgehalt von 20 Prozent gebracht; 
ferner wurden die Kinderzuschläge und der Woh­
nungsgeldzuschuß erhöht, die Ortsklasse D ist weg­
gefallen. Bei den zuletzt genannten Verbesserungen 
handelt es sich um solche, die sich insbesondere 
auch zugunsten der geringer besoldeten Beamten, 
des Beamtennachwuchses und der kinderreichen 
J!'amilien auswirken. Damit dürften die Beamten­
gehälter, die nach dem Kriege und insbesondere 
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nach der Währungsreform hinter der allgemeinen 
Erhöhung der Lebenshaltungskosten und im Ver­
gleich mit den Gehältern und Löhnen in der Privat­
wirtschaft wesentlich zurückgeblieben waren, den 
heutigen Lebensbedingungen einigermaßen ange­
glichen sein. 

Wie bereits bei der Beratung des zweiten Be­
soldungsänderungsgesetzes dem Hause des näheren 
mitgeteilt wurde, betragen die Gesamtko.sten für · 
die „kleine Besoldungsreform" für Beamte, Ange­
stellte und Versorgungsempfänger rund 128 Mil­
lionen DM. 

Die Bundesregierung hat zwar schon seit langem 
eine sogenannte „große Be·soldungsreform" ange­
kündigt, allein deren Inhalt zeichnet sich noch nicht 
ab, und der Zeitpunkt, in dem sie verwirklicht wer­
den wird, läßt sich noch nicht absehen. Ebenso­
wenig kann heute schon gesagt werden, inwieweit 
Sonderwünsche einzelner Beamtengruppen, zum 
Beispiel der Richter und der Lehrer, berechtigt sind 
oder bereits als durch die allgemeine zwanzigpro­
zentige neuerliche Besoldungserhöhung erfüllt be­
trachtet werden können. 

Das Finanzministerium bereitet einstweilen eine 
Neufassung des sehr unübersichtlich gewordenen 
bayerischen Beamtenbesoldungsrechts vor, womit 
zugleich einem dringenden Verlangen der Verwal­
tungen nach klaren gesetzlichen Besoldungsbe­
stimmungen entsprochen werden kann. 

Was für die Beamtenbesoldung hervorgehoben 
wurde, gilt im wesentlichen auch für die Tarif­
politik des Finanzministeriums hinsichtlich der 
staatlichen Angestellten und Arbeiter. Sie spielt 
sich in Zusammenarbeit mit dem Bund und der 
Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbande 
im Rahmen der Tarifgemeinschaft deutscher Län­
de.r ab, in der der bayerische Finanzminister den 
Vorsitz führt. Nur für die Betriebsarbeiter, das 
heißt für die staatlichen Forst- und Bauarbeiter 
und die Arbeiter in den landwirtschaftlichen Be­
trieben, werden wegen der besonderen örtlichen 
Verhältnisse zur Zeit noch besondere bayerische 
Tarifverträge geschlossen, obwohl auch hier die 
Tarifgemein§:chaft deutscher Länder ihren Einfluß 
im Sinne einer einheitlichen Tarl.fpolitik in imm~r 
stärkerem Maße geltend macht. Im sachlichen Er­
gebnis haben die Angestellten die gleichen Er­
höhungen ihrer Grundvergütungen, des Wohnungs­
geldzuschusses und der Kinderzuschläge erhalten 
wie die Beamten. Der Ecklohn der Arbeiter wurde 
mit Wirkung vom 1. April 1953 um 9 Dpfg. erhöht. 
Die Kinderzuschläge der Arbeiter betragen gleich­
falls wie bei den Beamten und Angestellten nun­
mehr 25, 30 und 35 DM, je nach dem Alter des 
Kindes. 

Nachdem die Gehalts- und Lohnfrage eine, wie 
ich hoffen möchte, befriedigende Lösung gefunden 
hat, geht mein Bestreben nunmehr dahin, die 
Stellenpläne künftig so zu gestalten, daß der. Vor­
wurf einer Überbesetzung des Personalkörpers 
nicht mehr erhoben werden kann. Wie Sie wissen, 
hängt die ständige Erhöhung des Personalaufwands 

nicht nur mit dem Steigen der Lebenshaltungs­
kosten, sondern auch damit zusammen, daß dem 
Staat immer neue bedeutende Aufgaben erwach­
sen. Ich erinnere nur an den Lastenausgleich, an 
die Notwendigkeit, das Steuersoll restlos zu erfas­
sen, an die Verwaltung zahlreicher Bundesaufgaben 
im Vollzug des Artikels 83 des Grundgesetzes, an 
die dringende Notwendigkeit, das Personal bei den 
Gerichten, bei den Universitäten und höheren 
Schulen zu vermehren usw. Auch für das Haus­
haltsjahr 1953 muß ich Ihnen eine Vermehrung 
der Stellen für Beamte, Angestellte und Verwal­
tungsarbeiter in den einzelnen Zweigen der Staats­
verwaltung vorschlagen. Die Vermehrung ist je­
doch nur geringfügig; sie beträgt 3953 Bedienstete, 
das sind bei einem Gesamtpersonalstand im Jahre 
1952 von 131200 Bediensteten rund 3 Prozent. Im 
Haushalt tritt diese Mehrung nur mit 348 Stellen 
in Erscheinung, weil auf der anderen Seite 3605 
Stellen mit den Arbeitsämtern und Landesarbeits­
ämtern an die Bundesanstalt abgewandert sind. 
Für den Haushalt 1954 habe ich mir vorgenommen, 
die Stellenpläne erneut eingehend zu überprüfen, 
ob nicht da und dort weitere Personaleinsparungen 
stattfinden können. Als Vorbereitung hierfür ist 
eben der § 5 im Entwurf zum Haushaltsgesetz 1953 
gedacht. 

Die Angleichung der Beamtengehälter an die 
verteuerten Lebensbedingungen hatte jeweils eine 
entsprechende Erhöhung der Pensionen zur Folge. 
Die Teuerung ist unteilbar, sie trifft die Pensioni­
sten in gleicher Weise wie jede andere Bevölke­
rungsgruppe. ·Auch die Versorgungsempfänger 
kamen deshalb in den Genuß der Weihnachts­
zuwendungen, auch sie erhielten im Haushaltsjahr 
1952 zweimal einen halben Monatsbezug, auch sie 
nahmen teil an der sogenannten kleinen Besol­
dungsreform mit der Verbesserung der Kinder­
zuschläge, des Wohnungsgeldzuschusses und der 

·Erhöhung der Grundgehaltssätze. 

Es wäre jedoch falsch, anzunehmen - und da­
mit möchte ich einmal -eine häufig auch in diesem 
Hause anzutreffende irrige Rechtsauffassung rich-, 
tigstellen -, daß etwa aus dem Grundsatz des 
Berufsbeamtentums ein Rechtssatz des Inhalts ab­
geleitet werden müßte, daß jede Änderung der Be­
soldung automatisch zu einer entsprechenden Maß­
nahme bei den Versorgungsbezügen zu führen 
habe. In der bewegungsvollen Geschichte des deut­
schen Besoldungs- und Versorgungsrechts gab es 
häufig Gehaltserhöhungen in Gestalt der Gewäh­
rung von ruhegehaltfähigen Zulagen, Zuschlägen, 
Verbesserungen des Wohnungsgelds, Änderung der 
Stelleneinstufung usw. für diese oder jene Be­
amtengruppe, ohne daß eine entsprechende Ver­
änderung zugunsten der Versorgungsempfänger 
eintrat. Dienstbezüge und Versorgungsbezüge 
führen grundsätzlich ein rechtliches Eigenleben 
unabhängig voneinander, und dieses Prinzip hat 
sich heutigen Tages nur deshalb verwischt, weil 
jede Veränderung der Aktivitätsbezüge nach oben 
als eine Anpassung an die steigenden Lebens­
haltungskosten empfunden wird und sofort den 
Ruf nach gleichmäßiger Behandlung der Versor­
gungsempfänger laut werden läßt. Hinzu kommt 
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noch ein weiterer allgemeiner Rechtsgrundsatz, 
nämlich daß sich Änderungen des Versorgungs­
rechts nicht ohne weiteres auf diejenigen Versor­
gungsempfänger erstrecken, die sich im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der Änderung im Ruhestand be­
funden haben. 

Wir müssen auf die Einhaltung dieser Grund­
sätze bedacht sein, denn die Versorgungslast des 
bayerischen _Staates· ist außerordentlich hoch. Der. 
Hauptgrund hierfür - von den erwähnten Teue­
rungsmaßnahmen abgesehen - liegt in der im Be­
reich der gesamten zivilisierten Welt zu beob..: 
achtenden Steigerung der Lebenserwartung. Nach 
den statistischen Berechnungen werden die Pen­
sionisten in Bayern durchschnittlich 73 Jahre alt, 
ja die Beamtenwitwen erreichen ein Alter von 
durchschnittlich 78 Lebensjahren. Daneben hat das -
Bayerische Gesetz zu Artikel 131 des Grundgesetzes 
im Bereich der Versorgung eine Ausgabenmehrung 
im Rechnungsjahr 1952 von ca. 5 Millionen DM 
gebracht, und zwar dadurch, daß die bis zum Som­
mer 1952 häufig noch gekürzten Pensionen wieder . 
auf ihre volle Höhe aufgestockt wurden und über­
dies noch entsprechende Nachzahlungen für die Zeit 
ab Inkrafttreten' dieses Gese_tzes, also ab April 1951, 
geleistet werden mußten. Für das Haushaltsjahr 
1953 wird der Mehraufwand nur mehr 2,5 Millio­
nen DM betragen, da die Nachzahlungen künftig 
entfallen. 

Das Verhältnis zwischen Besoldungs- und Ver­
so:;:gungsaufwand in den Rec...11.nungsjahren 1950 bis 
1952 ergibt sich aus folgender Gegenüberstellung: 
Im Jahre 1950 betrug der Versorgungsaufwand 
130,6 Millionen DM, der Besoldungsaufwand 287 
Millionen DM; beides stand also in einem Verhält­
nis von 45:100. 1951 ergab sich das Verhältnis von 
43,8:100 und 1952 ein Verhältnis von 41,2:100. Das 
Verhältnis zwischen Versorgungsausgaben ·und 
Aktivitätsbezügen, da.s in den zwanziger Jahren 
noch ungefähr 25:100 betrug, muß uns immer wie„ 
der nachhaltig dafür interessieren, wie die hohen 
Versorgungslasten verringert und in ein erträg­
liches, wohl ausgewogenes Verhältnis gebracht 
werden können, ohne daß wir den in der Verf.as­
sung verankerten Grundsatz der Aufrechterhaltung 
des Berufsbeamtentums aufheben. Es ist nicht 
wünschenswert, daß Bayern auf diesem Gebiet 
selbständig ohne Rücksicht auf die Entwicklung des 
Beamten-, Besoldungs- und Versorgungsrechts im 
übrigen Bundesgebiet vorgeht. Jedoch werden das 
vor der Verabschiedung stehende Bundesbeamten­
gesetz und die - wie ich bereits gesagt habe -
im Anschluß daran zu erwartenden Gesetzesvor­
lagen der Länder bald Gelegenheit geben, sich mit 
Maßnahmen zu befassen, die geeignet sind, ein an­
gemessenes Verhältnis zwischen Besoldungs- und 
Versorgungsaufwand wieder herzustellen. 

Ich muß noch auf ein besonderes Gebiet des Be­
amtenrechts zu sprechen kommen, das uns in den 
vergangenen Jahren beschäftigt hat u_nd uns auch 
noch einige Zeit beschäftigen wird. Das ist die 
D.urchführung des Gesetzes zu Artikel 131 des 
Grundgesetzes. In der Öffentlichkeit ist ·viel von 

den sogenannten 131ern die Rede. In der Tat ist 
die Durchführung mit großen Schwierigkeiten ver­
bunden. Am 1. April 1953 lagen in Bayern 
38 300 Anträge auf 1Jnterbringungsscheine vor. 
Rund drei Viertel dieser Meldevorgänge sind von 
der Landesunterbringungsstelle und den insges.amt 
32 sachbearbeitenden Fachverwaltungsdienststellen 
bereits abschließend bearbeitet worden. In rund 
13 000 Fällen waren die Voraussetzungen für die 
Erteilung des Unterbringungsscheins gegeben, in 
rund 8000 Fällen erübrigte sich die Ausstellung 
des Unterbringungsscheins durch entsprechende 
Wiederverwendung, die inzwischen erfolgt war, 
bei rund ·6500 Fällen war Ablehnung geboten. Es 
ist anzunehmen, daß im Laufe des Sommers alle 
bisher noch nicht im öffentlichen Dienst wieder 
verwendeten Unterbringungsteilnehmer in den Be­
sitz des Scheins kommen. Es dürfte sich um rund 
4500 Fälle handeln. Diese Zahl kann sich allerdings 
beträchtlich erhöhen, wenn der Bundestag dem von 
der FDP-Fraktion eingebrachten Antrag auf Ände­
rung des Bundesgesetzes zu Artikel 131 des Grund­
gesetzes auch nur annähernd entspreche_n sollte. 

Die Unterbringung der verdrängten Angehöri­
gen des· öffentlichen Dienstes hat im Bereich der 
bayerischen Staatsverwaltung gute Fortschritte ge­
macht. Hinsichtlich der Beamtenplanstellen sind 
in der bayerischen Verwaltung die ,vorgeschriebe­
nen 20 Prozent, die mit verdrängten Personen zu . 
besetzen sind, bereits seit Juni 1952 erreicht. Die­
ser Erfolg ist, wie ich anerkennend bemerken muß, 
der verständnisvollen Zusammenarbeit und dem 
vereinten· Bemühen aller Staatsministerien zu ver­
danken. Im einzelnen waren am 1. Oktober 1952 
von insgesamt 69 974 Beamtenplanstellen 14 111 
mit anrechenbaren verdrängten Personen besetzt. 
Das sind 20,16 Prozent des Gesamtsolls an Beam­
tenplanstellen bei einem Durchschnitt der Bundes­
länder von rund 17,5 Prozent. Der mit der Erfül­
lung des Pflichtanteils nach § 13 erreichte Wegfall 
der gesetzlichen Besc..hränkungen bei der Besetzung 
von Beamtenstellen kommt in erster Linie dem 
Beamtennachwuchs zugute, dessen Übernahme auf 
Planstellen seit dem Inkrafttreten des Gesetzes zu 
Artikel 131 des Grundgesetzes außerordentlich er­
schwert war. Der Pflichtanteil an Besoldungsauf­
wand war im ersten Erhebungszeitraum vcim 
15. August 1951 bis 3·1. März 1952 in der Staats-'­
verwaltung zu 19,2 Prozent und für die Zeit vom 
1. April bis 30. September 1952 mit 19,97 Prozent 
nahezu erreicht. Inzwischen dürften wir ihn voll 
erreicht habe,n. Auch hier liegt das Land Bayern 
erheblich über dem Durchschnitt der Bundeslän­
der, der sich auf 17 Prozent errechnet. Für die ge­
nannten Zeiträume waren an den Bund Ausgleichs­
beträge in Höhe von 708 000 DM (1951) und 
21 000 DM (1952) abzuführen. Weniger günstig ist 
der .Stand der Erfüllung der Pflichtanteile bei den 
unterbringungsp:fiichtigen Gemeinden, Gemeinde­
verbänden und sonstigen Körperschaften, Anstal­
ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, insbe­
sondere in den Großstädten. Zuverlässige Zahlen 
über die Höhe der im einzelnen erreichten Pflicht­
anteile· können zur Zeit noch nicht angegeben 
werden. 
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Die genannten Pflichtanteile nach den §§ 12 
und 13 des Bui;1desgesetzes zu Artikel 131 des 
Grundgesetzes müssen ständig erfüllt sein. Bei 
einem Absinken unter 20 Prozent leben die ge­
setzlichen Beschränkungen und Verpflichtungen 
wieder auf. Es muß daher jeder Abgang von an­
rechenbaren Personen und jede Planstellenvermeh­
rung wieder ausgeglichen werden durch Neuein­
stellung und Verbeamtung .von Unterbringungs­
teilnehmern. Die Ausführungsbestimmungen zum 
Gesetz nach Artikel 131 sind fertiggestellt, auf 
Grund der eingegangenen Stellungnahmen der 
übrigen Ministerien und sonstigen beteiligten Stel­
len überarbeitet und befinden sich zur Zeit im 
Druck. Die staatlichen Dienststellen verfahren wei­
sungsgemäß bereits seit Monaten nach diesen Aus­
führungsbestimmungen. Es ist zu erwarten, daß in 
absehbarer Zeit eine endgültige Bereinigung die­
ser Fälle durchgeführt sein wird. 

Nach den letzten Erhebungen erhalten in Bayern 
über 50 000 Personen Versorgungsbezüge nach dem 
Gesetz zu Artikel 131 des Grundgesetzes. Die Um­
stellung der vorläufigen Bezüge, die als Abschlags­
zahlung oder als Leistungen nach den früheren 
landesrechtlichen Bestimmungen gewährt werden, 
in die endgültigen Pensionen wird noch einige Zeit 
in Anspruch nehmen. Hier muß. darauf hingewie­
sen werden, daß der Vollzug des Gesetzes nach Ar­
tikel 131 den Ländern übertragen ist und Sach­
und Personalaufwand, den der Vollzug erfordert, 
demgemäß zu Lasten der Länder geht. Hier müs­
sen also die Länder ebenso wie beim Vollzug ande­
rer wichtiger Bundesgesetze dem Prinzip des Föde­
ralismus nun €inmal einen gewissen finanziellen 
Tribut zollen. 

Nichts trägt mehr zur Verringerung der Per­
sonalausgaben bei als eine straff und zweckmäßig 
geführte Personalwirtschaft. Nach Überwindung 
der außerordentlichen Verhältnisse, die durch 
Krieg, Zusammenbruch, Entnazifizierung, Wäh­
rungsreform usw. eingetreten waren, ist die Perso­
nalwirtschaft nun wieder in normale Bahnen zu­
rückgekehrt. Das Bemühen des Finanzministeriums 
als Beamtenministerium geht dahin, zu erreichen, 
daß bei allen Einstellungen, Beförderungen, Ver­
setzungen usw. der leistungsmäßig günstigste und 
im Hinblick auf die hohe Personallast sparsamste 
Weg gegangen wird. Aus der Fülle der ministeriel­
len Alltagsarbeit auf diesem Gebiet möchte ich nur 
einige Gedanken allgemeiner und grundsätzlicher 
Art hervorheben. 

Der Einhaltung der Bestimmungen über die 
Altersgrenze der Beamten widme ich besondere 
Aufmerksamkeit und entspreche damit zugleich 
auch einem Wunsch und Beschluß des Hohen Hau­
ses. Die Zahl der noch im Dienst befindlichen Be­
amten, die bereits das 65. Lebensjahr überschritten 
haben, ist im Laufe des Jahres 1952 weiter erheb­
lich zurückgegangen. Am 1. Januar 1953 waren in 
der gesamten Staatsverwaltung nur noch 191 Fälle 
dieser Art vorhanden. Hiervon treffen auf Hoch­
schullehrer 32 und auf Richter 29. Im Bereich der 

Finanzverwaltung ist die Zahl der noch im Dienst 
befindlichen über 65 Jahre alten Beamten von 45 
am 1. Januar 1952 auf 19 am 1. Januar 1953 zu­
rückgegangen. Hierbei handelt es sich fast aus- . 
schließlich um Angehörige der ·Vermessungsver­
waltung, die augenblicklich wegen des Mangels an 
Vermessungsfachleuten noch nicht voll ersetzt wer­
den können. 

Im Vollzug des Beschlusses des Bayerischen 
Landtags vom 18. Januar 1952 hat das Staatsmini­
sterium der Finanzen Richtlinien erlassen, die es 
den Verwaltungen zur Pflicht machen, die Ver­
setzung von Beamten zur Einsparung von Tren­
nungsentschädigungen und Umzugskosten auf das 
unbedingt notwendige Maß zu beschränken. Auch 
das Finanzministerium selbst beachtet diese Richt­
linien. Es liegt jedoch iri den besonderen Verliält• 
nissen, insbesondere der Steuerverwaltung, begrün­
det, daß sich Versetzungen nicht völlig vermeiden 
lassen. Dies gilt bei der Besetzung der leitenden 
Stellen - Amtsvorsteher, stellvertretender Amts­
vorsteher, Leiter wichtiger Sachgebiete - ganz be­
sonders. Durch eine allzu lange Beschäftigung von 
leitenden Steuerbeamten an einem Dienstort ent­
stehen Bindungen verwandtschaftlicher oder 
freundschaftlicher Art, die von der steuerpflich­
tigen Bevölkerung mit Argwohn und Mißtrauen 
betrachtet werden. Allzu leicht wird durch solche 
Bindungen das Vertrauen in die Objektivität und 
Gerechtigkeit der Steuerbeamten erschüttert. Von 
Zeit zu Zeit sind daher Umbesetzungen, die sich 
auf die leitenden Stellen beschränken, in der Fi­
nanzverwaltung mehr als bei anderen Verwaltun­
gen unvermeidlich. Ich bin wiederholt von Mit­
gliedern dieses Hauses hierwegen angesprochen 
worden und benütze die Gelegenheit, Sie, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, zu bitten, für 

, diese Versetzungen, die im übrigen auf einem be­
währten Grundsatz aller Finanzverwaltungen be­
ruhen, trotz der damit verbundenen Kosten Ver­
ständnis zu haben. 

Der Ausbildung der Beamten wie auch der An­
gestellten muß zur Herbeiführung eines möglichst 
hohen Leistungsstandes besondere Aufmerksam­
keit gewidmet werden. Ausgaben auf diesem Ge­
biet kommen in den folgenden Jahren vermehrt 

. infolge gesteigerter Leistung wieder herein. 

In diesem Zusammenhang sei mir ein Wort über 
unsere Finanzschulen gestattet. Wir haben zur Zeit 
noch zwei Finanzschulen, eine in Tutzing und eine 
in Pappenheim, während die Finanzschule in Klin­
genberg am 1. Januar 1953, da nicht mehr erfor­
derlich, aufgelöst wurde. Die Finanzschulen, die zu­
sammen etwa 160 Person_en aufnehmen können, 
dienen in erster Linie der Schulung des Nachwuch­
ses der bayerischen Finanzverwaltung. Es werden 
dort die Anwärter für den mittleren, den gehobe­
nen und den höheren Dienst nach ihrer praktischen 
Ausbildung an den Finanzämtern theoretisch ge­
schult. Besonderer Wert wird bei dieser Schulung 
auch auf die staatsbürgerliche Erziehung gelegt. 
Darüber hinaus dienen die Finanzschulen auch der 
Fortbildung der älteren Angehörigen der Finanz­
verwaltung auf allen besonders aktuellen Gebieten. 
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:Pie Kenntnis der zahlreichen Gesetze, Verord­
nungen und Verwaltungsrichtlinien stellt an alle 
Steuerbeamten besonders hohe Anforderungen. 
Ohne gründliche Ausbildung des Nachwuchses und 
ohne laufende Weiterbildung der Beamten und 
Angestellten der Steuerverwaltung wäre es unter 
den heutigen Verhältnissen unmöglich, die schwie­
rigen Aufgaben zu meistern. 

Ich möchte nicht versäumen, Sie auch auf die 
neuen Maßnahmen zur sozialen Betreuung der 
staatlich Bediensteten hinzuweisen, die in dem 
Ihnen vorliegenden Haushaltsplan ihren Nieder­
schlag gefunden haben. So21i!ale Gesichtspunkte sind 
beispie1swe.ise erkennbar in der neu eingeführten 
Erhöhung und Staffelung der Kinderzuschläge, in 
der Erhöhung der E1inkommensigrenze für den Kin­
derzuschlag von 40 \DiLVI auf 75 DiLVI, in der Er­
höhung und Neuregelung des Wohnungsgeldzu­
schusses, im Wegfall der Ortsklasse D, der im Er­
gebnis ed.ne zusätzliche Verbessemmg der Gehalts-
1.md Lohnsät:öe auf dem Lande, insbesondere also 
für Lehrer, Förster, Landpolizei und Straßenbau­
ar:beiter usw. :bedeutet, in der li.m Jahre 1952 ein­
geführten Beteli.li!gung des Staates an der Renten­
versicherung auch der wegen der Höhe "ihrer Be­
züge nicht mehr versli.cherungspflichti!gen Ange­
ste1lten und in der Einbeziehung der Beamtenan­
wärter rin die Krankenversicherung. Für dais Haus:­
haltsj,ahr 1'953 habe ich Ihnen li.ni Einzelplan 13 
weiter eine wesentliche Erhöhung der se!i.t langem 
nicht mehr ausreichenden Mittel für Beihilfen in 
Krankhe!i.ts-, Geburts- und Todesfällen "für alle 
staatlichen Bedli.ensteten vorgesch•lagen. 

In diesem Zusammenhang wurde von Mitglie­
dern dieses Hauses wiederholt gerügt, daß der 
Bund seinen iBeamten höhere soziale Leistungen 
zukommen lasse als das Land ißayern. Ich bin 
grundsätzllich der Meinung, daß die Bediensteten 
der öffentlichen Ha•nd g1eichmäßi:g betreut und be­
handelt werden sollen, schon damit keine Unzufrie­
denheit aufkommt und der Arbeitsfriede erhalten 
bleibt. Gewiisse Unterschiede werden freilich im­
'mer bleilben. 

Ich möchte dieses Kapitel, in dem ich Ihnen, 
meine Damen und Herren, etwas ausführld.cher frber 
Personalfragen henichtet habe, nicht abschließen, 
ohne einmal in aller Öffenthlchkeit den erfreulichen 
Stand der fachlichen Tüchtigkeit, des ArbeitswH­
lens und der charakterlichen FestiJgkeit der Ange­
höriigen des öffentlichen Dienstes lobend hervor­
gehoben zu ha·ben. Die Anforderungen, die der mo­
derne Staat 1an das Wissen und Können, den F1e!i.ß 
und die Tatkraft, den Mut und die Charakterfestig­
keit, an das sozi,ale Empfindl:ln und die Staatsge­
sinnung seiner Bediensteten stellt, sind außer­
ordentlich hoch. 

iEs spnichit für diie hohe Moral der Beamten, An­
gestellten und Arbeiter des öffentlichen Dienstes, 
daß das Mißverhältnis ·zwischen Besoldung und 
erheblich gestedgerten Lebenshaltungskosten, das in 
jüngst ve:rigangener Zeit noch bestand, zu keinem 
Albsinken der Ledstung.en und des Le!i.stungsw.illens 

geführt hat. Es darf freilich nicht verkannt wer­
den, daß sich auch in Bayern ernste Anzeichen da­
für bemerkbar machen, daß gerade tüchtig.e junge 
Leute ·nich1t mehr in den öffentlichen Dienst treten, 
sondern den günshlgen Ang.eboten, die fünen die 
freie Wirtschaft macht, folgen. Diese Zeichen dür­
fen bei allen künftigen Maßnahmen auf dem Ge­
biet des gesamten Beamtenrechts, nicht e'twa nur 
des Besoldungsr,echts, keinesfalls übersehen wer­
den. Es wird notwendig sein, daß wir gerade den 
Personalfragen und den Nachwuchsfragen auch 
für die gesamte Verwaltung und ihre Arbeit 
höchste Aufmerksamkeit zuwenden; denn die Al­
terspyramide d.n allen anderen Wirtschafts- und 
sonstigen Zweigen des öffenthlchen Lebens stimmt 
mit der bei uns in der Staatsverwaltung übereiin. 

'(Abg. !Dr. Lippert: 'Die Unterschiede zwischen 
den ed.nzelnen Mini.stenien sind noch zu groß!) 

- Auch diese Dinge, Herr KolLege Dr. Lippert, 
müssen einmal Üiberprüft werden. 

Als verantwortlicher Minister darf ich, meine 
Damen und He:rren, zusammenfassend wohl fest­
stellen, daß im vergangenen Rechn:ungsjahr die An­
gehörigen der 1bayerischen Flinanzverwaltung auf 
allen Gebieten dlieses so vielseitigen Ressorts sehr 
Erfreu,I.iches geleistet haben. Ich kann deshalb kei­
nen besseren Abschluß meiner Etatrede finden, als 
allen Angehörigen der bayerischen Fd.nanzverwal­
tunig meinen Dank und meine Anerkennung . für 
die in tr,euer Hingabe an !i.hr·e Aufgaben geleistete 
Arbeit auszusprechen. Dieser Dank gilt für alle, 
die in der Veranlagung, in den Lohnsteuerstellen, 
:in der .Bewertung tätig sind. 1Der Dank gilt für dde 
Betriebsprüfer und die Steuerfahnder, für die An­
gehörigen der Strafsachenstellen und die Angehöri­
gen der Vollzieh'UTI!g, für alle, die dazu beigetragen 
haben, dem •bayenischen :Staat die Millionen zur 
Verfügung zu stellen, üiber die Sie, meine Damen 
und /Herren, nunmehr in den Haushaltsberatungen 
verfügen können. Mein Dank gilt f.erner den .i.Ih 
Liegenschaftswesen des Staates Tätd.gen, denen 
wertvolles Gut anver·traut ist. Zu danken habe ich 
weiterhin den Angehöriigen der !Besatzungslasten­
verwaltung und dter Finanzbauämter, die verant­
wortliche Aufgaben zu erfüllen haben. Auch den 
im Vermessungswesen Täti1gen, die bei beschränk­
ter Zahl von Krä[ten e!i.nem ÜbeTmaß von Arbeit 
gegenüberstehen, gilt meine Anerkennung. Dank 
v,el'ddenen ferner jene Mitar.beiter, die sich im v;er­
sorgungswesen /bemühen, mit den ,sich immer wie­
der ändernden schwierigen ißestimmungen Schritt 
zu halten. Nicht zu v·ergessen sind die Ang·ehörigen 
der Regierungshauptkassen und der Staatshaupt­
kasse, dd:e mitunter in er.schreckend schlechten · 
Raumv·erhältnissen ständiJg neuen Arbeiten gegen­
üiberstehen. Nicht zuletzt möchte. !i.ch meine Aner­
kennung jenen Mitarbeitern übermitteln, die sich 
der schönen Aufgabe gewidmet haben, begangenes 
Unrecht wiedergutzumachen. Ihnen allen \Dank und 
Anerkennung! Und Ihnen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, Dank, daß Sie mich so lange 
angehört . haben! 

{Beifall 1bei den Regierungsparteien) 



1374 Bayerischer Landtag - 144. Sitzung. Mittwoch, den 27. Mai 1953 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich schlage vor, die 
Beratungen j·etzt zu unterbrechen. 

Der Vorsitzende dies A'USschrusses fü_r Angelegen­
heiten der HeimatvertrJ.ebenen bittet mlich, darauf 
aufmerksam zu machen, daß die auf 14 Uh!r anbe­
raumte Sitzung nicht stattfindet. 

I;:>as Plenum nimmt seine 1Beratungen wieder auf 
nachmittags um 15 Uhr. iDie Sitzung li.st runt·er­
brochen. 

1(Die Sitzung wird um 12 Uhr ·37 Minuten 
unterbrochen) 

Präsident Dr. Dr. Hundlhammer nimmt die Sit­
:zui:J.ig um 15 Uhr 1 il.Vfinute w1eder auf. 

Präsident Dr. Hundhammer: [)i:e Beratungen sind 
wieder au:ligenommen. 

Im Rahmen der 

Aussprache zu dem Haushalt des Staatsmini­
steriums der Finanzen 

erteile ich das Wort dem Herrn .A:bgeordneten 
Elsen. 

Elsen (CSU): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Ich beabsichtige nicht, dem rhetorischen 
Marathonlauf des Herrn Finanzministers zu folgen 
und mit dem gleichen Zeitaufwand nun auf die 
einzelnen Fragen der bayerischen Finanzverwal­
tung einzugehen, sondern ich möchte nur ein paar 
einzelne Probleme herausgreifen und zu ihnen 
Stellung nehmen. 

Der Herr Finanzminister hat in seiner Rede zu­
nächst den Beamten der Finanzverwaltung seinen 
Dank ausgesprochen und ich möchte mich diesem 
Dank für meine Fr~unde und mich anschließen; 
denn wenn man draußen einmal ein kleines Finanz­
amt im Lande oder auch die Stellen der mittleren 
Instanz oder des Ministeriums das Jahr über be­
obachten kann, dann muß man sagen, daß mit 
einem verhältnismäßig geringen Personalaufwand 
wirklich sehr viel geleistet wird. Diese Dinge müs­
sen und sind mit Recht gebührend beleuchtet wor­
den. Dieser Dank gilt auch den beiden Oberfinanz­
präsidenten, die mit großem Verständnis und mit 
großer Hingabe ihr Amt erfüllen. Ich glaube, daß 
man auch das einmal offen und deutlich sagen 
sollte. Der Herr Finanzminister hat davon gespro­
chen, daß man diese Arbeit nicht so entgelten kann, 
wie sie entgolten werden müßte, und er hat mit 
Recht davon gesprochen, daß man nicht eine Gruppe 
von Beamten zur Besoldungsreform herausgreifen 
und die anderen Gruppen vernachlässigen kann. 
Ich glaube, daß wir uns quer durch alle Fraktionen 
die ·Worte, die der Herr Finanzminister hinsicht­
lich dieses Problems gesagt hat, bei den Beratun­
gen der kommenden Monate - auch über die Leh­
rerbesoldung - zu Herzen nehmen müssen; denn 
wenn wir eine Gruppe herausgreifen und hier be­
deutende Verbesserungen anbringen, dann ist es 
unausbleiblich, daß die Lawine ins Rollen kommt 
und auch die anderen Gxuppen nicht zu Unrecht 

verlangen, besser gestellt zu werden. Ich weiß, daß 
der Herr Kollege Pittroff mit diesen Worten nicht 
einverstanden sein kann. 

~Heiterkeit) 

Ich habe dafür auch Verständnis. Es ist ganz klar,· 
daß bei der Lehrerbesoldung das eine oder andere 
angeglichen werden muß, was heute fehl ain Platze 
ist. Das ist selbstverständlich. Aber es darf nicht 
dazu führen, daß nun die Gruppe der Finanz­
beamten, dann die Richter und alle anderen Be­
amtengruppen kommen und wir von einem Keil 
zum andern getrieben werden und auf diese Art 
und Weise zu einer Besoldungsreform kommen, die 
nicht gleichmäßig, sondern unorganisch ist und nie 
ein Ende findet. 

Den Herrn Finanzminister möchten wir bitten, ~ 

auch auf dem Gebiet seines Ressorts, soweit es 
irgendwie möglich ist, den Papier- und Formular­
krieg einzuschränken und hier nach Einsparungen 
zu trachten. Denn was man nach dieser Richtung 
draußen manchmal noch sehen kann, ist enorm. 
Ich habe mir gedacht, es müßte im Gutachten zur 
organischen Steuerreform, das der wissenschaft­
liche Beirat beim Bundesfinanzministerium aus­
gearbeitet hat, auch über dieses Problem etwas 
stehen. Aber ich muß sagen, ich habe leider ver­
gebens danach gesucht, daß hier etwas im größeren 
Umfang zur Einfachheit und Klarheit der Steuer­
gesetzgebung ausgeführt würde. 

Ein weitere.r Wunsch, den wir gegenüber dem 
Herrn Finanzminister haben und den wir schon 
einmal ausgesprochen haben, ist der, daß wir die 
Vermögensaufstellung· des bayerischen Staates be-

. kommen. Ich weiß, welch große Schwierigkeiten , 
die .. Zusammenstellung der Vermögenswerte und 
die Bewertung der Vermögenswerte des bayerischen 
Staates macht. Ich kann mir auch vorstellen, daß 
man dieses umfangreiche Opus nicht binnen kür­
zester Frist komplett vorlegen kann. Aber ich 
möchte den Vorschlag machen, daß die Dinge, so­
weit sie vo.rliegen, wenigstens sukzessive an die 
Abgeordneten gegeben werden. Wenn wir Schritt 
für: Schritt und Stück um Stück von den Ver­
mögensbestandteilen des bayerischen Staates in 
Kenntnis gesetzt werden, glaube ich, daß beiden 
gleichermaßen gedient ist, der Regierung und dem 
Landtag. 

Der Herr Finanzminister hat dann davon ge­
sprochen, was Steuerfahndung und Betriebsprü­
fung eingebracht haben. Das sind erstaunliche Zif­
fern. Das sind aber auch Ziffern, die uns zu den­
ken Anlaß geben müssen. Kein einziger in diesem 
Hause wird sich vor die Steuersünder stellen und 
sie verteidigen wollen. Unserer· Auffassung nach 
ist aber vielleicht noch manches zu tun hinsicht­
lich der Art, wie die. Betriebsprüfungen vorgenom­
men werden. Ich glaube, daß man hier mit kon­
zilianten Menschen und konzilianten Methoden 
vielleicht das eine od.er andere noch besser er­
reichen könnte. Ich glaube ein zweites: daß die 
Betriebsprüfungen nicht dazu führen sollten, daß 
die Betriebe notleidend werden und daß man auf 
den einen oder anderen Umstand auch Rücksicht 
nehmen sollte. Für ganz gefährlich halte ich es, 
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wenn solche Betriebsprüfungen auf Grund von 
Denunziationen vorgenommen werden. Ich weiß, 
daß das einzelne Fälle sind und daß hier das 
Finanzministerium sehr vorsichtig ist. Aber ich 
glaube, daß man die vo.rsicht gerade bei dieser 
Methode des Denunziantentums noch mehr und 
noch stärker walten lassen sollte. Es ist im Jahre 
1948 .in Frankfurt schon einmal die Ftage erörtert 
worden, .inwieweit Prämien an Leute bezahlt wer­
den sollen, die dem Ministerium oder den Steuer­
behörden Verstöße gegen die Finanzgesetze zur 
Kenntnis bringen. Ich glaube, daß das eine im 
Grundsatz falsche Methode · ist. . Diese Methode 
wurde im Dritten Reich von der Finanzverwaltung 
auf andere Sparten übernommen und hat sich sehr 
s.chlecht ausgewirkt. 

Eine weitere wichtige Frage scheint mir die der 
'Aufklärung zu sein, die im Volke über Steuer­
und Finanzfragen getätigt wird. Ich kann mir den­
ken, daß diese Aufklärung schon verhältnismäßig 
früh einsetzen müßte. Wir sollten unsere Jugend 
in unseren Berufsschulen und vielleicht sogar in 
den. oberen Klassen unserer Mittelschulen auch 
über diese Probleme unterrichten, um dq.s Ver­
ständnis für . diese Fragen frühzeitig zu wecken. 
Ich kann den Worten des Herrn Staatsmin~sters in 
dieser Beziehung durchaus beipflichten. Ich glaube, 
daß das Kultusministerium das eine oder andere 
bei den Unterrichtsplänen noch tun müßte. 

Der Herr Minister hat dann von der zentralen 
Vermögensverwaltung und den Dingen gesprochen, 
die sich daraus ergeben, von der Entwicklung zu 
den sogenannten Landesrentämtern. Ich glaube, 
daß wir diese Entwicklung durchaus bejahen kön­
nen, Vor zwei Jahren hat der Bayerische Landtag 
beschlossen, daß die Ministerien und Staatsbetriebe 
koordiniert werden und sich gegenseitig stützen 
und helfen sollten. Es wäre für uns einmal ganz 
interessant, zu hören, wie sich diese Koordinierung 
ausgewirkt hat und ob, um ein Beispiel zu neh­
men, heute eine Koordinierung zwischen dem Hof­
bräuhaus auf der einen Seite und der Staatsbrauerei 
Weihenstephan auf der anderen Seite besteht. Ich 
kann mir vorstellen, daß eine derartige Koordinie­
rung nicht zu einer unberechtigten Machtposition 
führen muß,' sondern wirklich Vernünftiges und 
Ersprießliches leisten kann. Es ist in diesem Hause 
wiederho.It - und ich. glaube, quer durch alle Frak­
tionen - die Anregung gegeben worden, wie in 
früheren Zeiten für dfo Staatsbetriebe und Staats­
beteiligungen Referenten aufzustellen. Wenn ich 
mich nicht täusche, hat der Kollege Beier in der 
Diskussion über die große Haushaltsrede des Herrn 
Finanzministers diesen Gedanken erneut aufge­
griffen. Aber leider hat dieser Gedanke noch keine 
Verwirklichung gefunden. Ich glaube, daß w~r alle 
zusammen uns einmal mit diesem Problem be­
schäftigen sollten, weil dann dem Problem Staat 
und Wirtschaft von vornherein manche Spitze ge- -
nommen würde. 

Der Herr Finanzminister hat dann unter anderem 
auch von· den Filmbürgschaften gesprochen. Er hat 
durchblicken lassen, man sollte es zunächst einmal 

wohl bei dem lassen, wie es augenblicklich ist. Es 
sollten wahrscheinlich keine neuen Filmbürgschaf­
ten übernommen werden. Die Fraktionen dieses 
Hohen Hauses l?.aben ja bei der Aussprache über 
die alten Filmbürgschaften alle die Meinung ge­
äußert, daß es wohl zweckmäßig wäre, nochmals 
Filmbürgschaften zu geben, um Geiselgasteig zu 
halten. Die bayerische Filmwirtschaft ist an eine 
Reihe von Ihnen und auch an mich herangetreten 
mit der Bitte, es möchte dieses Problem nochmals 
aufgerollt werden. Ich kann mir vorstellen, daß 
man im Rahmen des neuen Sicherheitsleistungs­
gesetzes auch einen bestimmten Betrag für Film­
bürgschaften einsetzt und dabei allerdings die Er­
fahrungen, die man bezüglich der Sicherung ge:. 
macht hat, verstärkt anwendet. Man kann doch 
dieses Geiselgasteig, bis es den Anschluß an die 
Deutsche Filmbank findet, nicht auf der Durst­
strecke liegen lassen! Ich glaube, daß der Landtag 
vielmehr die Verpflichtung hat, das Problem wei­
terer Filmbürgschaften so oder so zu lösen, und 
halte es für unrichtig, die Filmwirtschaft im un­
klaren darüber zu lassen, was der Landtag beab­
sichtigt. Diese Unklarheit ist ja das Schlechteste 
für einen Wirtschaftszweig. Wenn die Entscheidung 
so oder so ausfällt, und zwar klar und eindeutig, 
kann die Filmwirtschaft sehen, wie sich die Dinge 
weiter entwickeln. Man darf aber die Leute meiner 
Meinung nach nicht aµf die Dauer in Unklarheit 
lassen. 

Die Staatliche Verwaltung der Schlösser, Gärten 
und Seen hat ein ausgezeichnetes Beispiel dafür 
gegeben, wie man in einem Staatsbetrieb ratio­
nalisieren und rationell wirtschaften kann. Wir 
würden nur zu sehr wünschen, daß dieses Beispiel 
auch in anderen Zweigen unserer Verwaltung 
Schule machen würde. 

Zu dem Probl.em dier. Besatzungskostenverwal­
tung habe ich nur den einen Wunsch, daß die An­
träge möglichst 'rascher verbeschieden werden soll­
ten. Es ist für die Geschädigten furchtbar, wenn 
sie ein halbes oder dreiviertel Jahr auf die Ent­
schädigung warten müssen und während dieser 
Zeit aus Mangel an Geldmitteln und Krediten nicht 
viel anfangen können. Zwar werden vom Finanz­
ministerium Vorschüsse gegeben, mit denen gewiß 
sehr viel Nutzen gestiftet worden ist, aber diese 
Vorschüsse werden ja nur für bestimmte Dinge 
und in einem verhältnismäßig geringen Ausmaß 
gegeben. Außerdem wäre es notwendig, daß auch 
die Gemeinden, soweit sie stark von:· Besatzungs­
schäden getroffen sind, in den Genuß der Vor­
schüsse kämen. 

Die gesamte bayerische Finanzpolitik ist, wie 
der Herr Staatsminister schon ausführlich darge­
legt hat, weitgehend abhängig von den Bundes­
finanzen. Lassen Sie· mich daher noch ein paar 
Worte sagen zu dem Problem Bayern und Bund 
auf dem Gebiete der Finanzen! Wir haben in den 
letzten Tagen erlebt, daß der Herr Bundesfinanz­
minister das milde Brünnlein der Zuschüsse des 
Bundes zugedreht und damit zum mindesten die 
Verhandlungsbasis im Vermittlungsausschuß be­
stimmt nicht erleichtert hat. Das Problem der 
Finanzen des Bundes und der Länder ist meines 
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Erachtens nur auf der Basis zu lösen, daß der 
Bund die einzelnen Länder gestaffelt nach ihrer 
Steuerkraft für seine Zwecke in Anspruch nimmt. 
Es ist unmöglich, daß man das föderative Gefüge 
des Bundes ändert. Und hier bin ich über diese 
Denkschrift des wissenschaftlichen Beirats des 
Bundesfinanzministeriums so enttäuscht. Wenn ich 
die Namen dieses wissenschaftlichen Beirates lese, 
die so bekannt und ausgezeichnet klingen, dann, 
muß ich sagen, bin ich eigentlich über das, was sie 
zustandegebracht haben, sehr enttäuscht. Denn in 
dem Gutachten des wissenschaftlichen Beirats lau­
tet einer der Kernsätze: „Auch bei der Einkom­
men- Körperschaft-, Vermögen-, Erbschaft- und 
Ums~tzsteuer sowie der Lastenausgleichsabgabe ist 
nur die ungeteilte Verwaltung für den Bund ge­
eignet, die Einheitlichkeit der Erhebung und das 
Höchstmaß der Erträge zu sichern. Ungeachtet der 
Streitfrage, ob diese Lösung mit dem Grundgesetz 
vereinbar ist oder ob es zu einer Grundgesetzände­
rung kommt, wird vorgeschlagen, ihre Verwaltung 
auf den Bund zu übertragen, beziehungsweise, so­
weit sie ihm bereits zusteht, dem Bund zu be­
lassen." 

Das ist nichts anderes als eine Ankündigung der 
Bundesfinanzverwaltung. Ich muß Ihnen sagen; .der 
Bayerische Landtag hat allen Anlaß, sich auch mit 
diesem Gutachten zu beschäftigen. Wenn der Bund 
föderativ aufgebaut ist, dann ist es das Einfachste 
und Billigste zu sagen: Bitte, wir ändern den föde­
rativen Aufbau des Bundes und machen ihn zen­
tralistisch. Das ist das Einfachste. Aber ich glaube, 
es wäre wirklich wert gewesen, daß die Herren des 
wissenschaftlichen Beirats ihr Gehirnschmalz an­
gestrengt und eine föderative Lösung dieses Pro­
blems gesucht hätten. Denn diese föderative Lö­
sung kann auch gefunden werden und sie ist wie­
derholt aufgezeigt worden. Ich glaube, gerade des­
halb war es falsch, daß der Bundesfinanzminister 
diesem Weg, der durch das wissenschaftliche Gut­
achten mit vorgezeichnet wurde, durch die Sper­
rung der Bundeszuschüsse jetzt entgegengekom­
men ist. Denn je stärker sich die Fronten gegen­
seitig verhärten, um so schwieriger wird es wer­
den, einen wirkli.ch föderativen Aufbau der Finanz­
verwaltung und der Finanzen des Bundes, jenes 
Kernstückes des föderativen Aufbaus des Bundes, 
zu erzielen. 

Unter diese Sperrung der Bundeszuschüsse -
das müssen wir uns auch genau überlegen - fällt 
naturgemäß der Betrag von 12 Millionen DM der 
Grundförderung der wertschaffenden Arbeits~ 
losenfürsorge. 

(Abg. Junker: Sehr richtig!) 

Was das für unsere Bauvorhaben bedeutet, muß 
man sich einmal vergegenwärtigen. Ich glaube, es 
muß auch Aufgabe des Finanzministeriums sein, 
hier eine Bresche zu schlagen und wenigstens diese 
12 Millionen DM locker zu machen. 

(Abg. Dr. Lacherbauer: Sehr richtig!) 

Die Bundesfinanzverwaltung und die große 
Steuerreform, die vor uns stehen, erheischen es, 

daß auch die Länder dazu in ausreichendem Maße 
gehört werden und man die Länder bei diesen Pro­
blemen nicht wieder vor vollendete Tatsachen 
stellt, wie das in einigen Fällen in der Vergangen­
heit geschehen ist. 

Ich möchte zum Schluß nur noch auf eine Frage 
eingehen, die mir wesentlich erscheint und über 
die ich - ich muß sagen, erfreulicherweise - vom 
Herrn Finanzminister in dieser seiner heutigen 
Rede nichts mehr gehört habe. Der Herr Finanz­
minister hat seinerzeit in seiner großen Haushalts~ 
rede von der zyklischen Budgetgestaltung gespro­
chen. Er hat den Satz geprägt: „Mit Rücksicht auf 
die immer und immer größer werdenden Aufgaben, 
die die öffentliche Hand, insbesondere Bund und 
Länder, durchzuführen haben, werden wir uns zu­
künftig in der Durchführung unserer Haushalts­
wirtschaft und der Finanzpolitik nicht mehr auf 
einen Zeitraum von 12 Monaten beschränken kön­
nen. Wir müssen zu einer zyklischen Budgetgestal-: ' 
tung kommen, das heißt das Ende des' Haushalts­
jahres, der 31. März, beziehungsweis: d.er ~eginn 
des neuen Haushaltsjahres, der 1. April, ist fur uns 
nur ein Stichtag wie ein Bilanzstichtag; an sich 
müssen die Probleme· in ihrer dynamischen Wir­
kung weit über das Rechnungsjahr gesehen, beob­
achtet und geplant werden." 

Ich halte diese Betrachtungsweise für außer­
ordentlich gefährlich, und zwar aus folgenden 
Gründen: Das Wesen der zyklischen Budgetgestal­
tung besteht darin, daß das Budget nicht mehr 
- wie zur Zeit - jährlich, sondern zyklisch ab­
geglichen wird. Für die Dauer des Zyklus sind die 
verschiedensten Gesichtspunkte maßgebend, je nach 
dem Zweck, den man mit dieser Art der Budget­
gestaltung verfolgt. Man kann das nach de:U Kon­
junkturzyklus machen oder nach einer Reihe von 
anderen Gesichtspunkten. Ich glaube, daß von der 
Jährlichkeit des Budgets - und dieser Meinung ist 
auch Heinig, der große Finanzexperte der Sozial-

. demokraten - immer dann abgewichen wird, wenn 
man slch diktatorisch einer finanziellen Abrech­
nungspflicht - wie Heinig schreibt - entziehe~ 
will. Ich glaube, daß die Staatsführung nur mit 
einer jährlichen Budgetierung wirksam und be­
stimmt kontrolliert werden kann und daß das 
jährliche Budget ein unumstößliches Kennz:ich~n 
eines demokratischen Staates ist. Wenn man m die 
Zeit des Dritten. Reiches zurücksieht, findet man 
dort die Begriffe von zyklischer und dynami~cher 
Budgetgestaltung. Diese zyklische und dynamische 
Budgetgestaltung hatte die Aufgabe, di.e ~ud­
getierun·g zu verschleiern und dem Volke die Dmge 
nicht klar und eindeutig zu zeigen. 

(Abg. Wimmer: Die haben die Noten einfach 
gedruckt, wenn sie sie gebraucht haben!) 

- Auch das haben sie gemacht. 

(Abg. Wimmer: In einer Form, daß uns grau 
vor den Augen wird, wenn man die Ziffern 

heute noch schwarz auf weiß nachliest!) 

- Ganz richtig! Ich weiß genau, Herr Oberbürger­
meister, daß Sie in diesem Thema ganz besonders 
beschlagen sind. - Wenn man sich die Dinge in 
der Geschichte ansieht, findet man, daß das zyk-
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lische Budget immer dann auftaucht, entweder 
wenn eine Demokratie ihre Funktionsfähigkeit 
verliert oder wenn irgend etwas verschleiert wer­
den soll. Ob das in England, in Dänemark, in 
Österreich, in· Schweden oder in Frankreich der 
Fall ist, es ist immer dasselbe. Das zyklische Bud­
get. finden Sie genau so unter Napoleon wie unter 
Mussolini. Das fängt schon sehr früh an, nämlich 
bei Joseph von Ägypten, der ja bekanntlich mit 
seinen sieben mageren und seinen sieben fetten 
Jahren das erste zyklische Budget gemacht hat. 

(Vereinzeltes Lachen) 

Was dabei herausgekommen ist, ist auch ganz in­
teressant zu verfolgen. Man sagt immer, die jähr­
liche Budgetierung diene lediglicli der Macht­
lüsternheit der Parlamente und sei eine Giftblüte 
des Liberalismus. Das ist durchaus nicht der Fall, 
sondern die jährliche Budgetierung dient dazu, 
dem Bürger klar und eindeutig vor Augen zu füh­
ren, was mit den Geldern des Staates geschieht. 
Es ist hochinteressant, daß beispielsweise die 
Sowjetunion von ihren Finanzplänen immer mehr 
abgeht und wieder zurückkehrt zur jährlichenBud­
getierung. In diesem Falle ist bestimmt eine ge.­
wisse Tendenz festzustellen. 

(Zuruf von der SPD: Soll das ein Muster 
sein?) 

- Ein Muster ist das bestimmt nicht, aber es zeigt, 
daß das Vertrauen zum Staat durch zyklische Bud­
gets nicht gefördert wird. Ich glaube, dieses Ver­
trauen zum. Staat ist gerade dann notwendig, wenn 
er auf die Kredithingabe des kleinen Mannes an­
gewiesen ist. Der bayerische Staat scheint mir auf 
die Kredithingabe so sehr angewiesen zu sein, daß 
mir Gedankengänge ·vom zyklisch-dynamischen 
Budget außerordentlich gefährlich erscheinen. 

(Abg. Dr. Schier: Keine Regel ohne 
Ausnahme, Herr Kollege!) 

Man könnte zu diesen Dingen sehr viel und sehr 
ausführlich sprechen. Ich glaube aber, es ist not­
wendig, daß man dieses Problem einmal aufzeigt 
und sich mit ihm in ganz sachlicher und nüchter­
ner Form auseinandersetzt; denn der eine oder 
der andere greift den Gedanken der zyklischen 
Budgetierung draußen auf, ohne zu wissen, welch 
schwierige Dinge er damit ins Rollen bringt. Viel­
leicht gibt sich an anderem Ort und zur anderen 
Zeit einmal die Möglichkeit, sich über diese Pro­
blemstellung noch zu unterhalten. Auf alle Fälle 
sollte man mit derartigen Formulierungen vorsich­
tig sein, um nicht falsche Vorstellungen und damit 
Unruhe bei der Bevölkerung zu erwecken. 

Der Haushalt des bayerischen Staatsministeriums 
der Finanzen hat sich gegenüber dem in den ver­
gangenen .Jahren in seinem Volumen etwas ver­
ringert und in seiner Sparsamkeit zweifellos ver­
größert. Das ist das, was die Fraktion der CSU 
anerkennt, und aus diesem Grund wird sie auch 
diesem Haushalt ihre. Zustimmung geben. 

~Beifall bei der CSU) 

' Vizepräsident. Hagen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Beier. 

Beier (SPD): Herr Präsident, Hohes Haus! Die 
heutigen Ausführungen des Herrn Staatsministers 
der Finanzen lassen es geboten. erscheinen, doch 
noch einige Gesichtspunkte hervorzuheben, die an 
sich schon in den Debatten des Ausschusses für den 
Staatshaushalt vorgebracht worden sind. Es han­
delt sich hier nicht um den Etat der Finanzverwal­
tung, sondern um den des Finanzministeriums, und 
damit eigentlich um den Etat des sogenannten Be­
amtenministeriums. Infolgedessen spielen die Per­
sonalfragen eine sehr große und entscheidende 
Rolle. Daneben hat aber das bayerische Staatsmini­
sterium der Finanzen die Vertretung der finanz­
politischen und finanzwirtschaftlichen Interessen 
des Landes gegenüber dem Bund wahrzunehmen. 
Das ist wohl mit die wichtigste und die entschei­
dendste Aufgabe; denn wenn auch beim Bund die 
Steuerhoheit liegt, so hat doch das Land über den 
Bundesrat die Möglichkeit, ·auch auf die Steuer­
gesetzgebung einzuwirken und damit also auf_ efoe 
so wichtige Frage Einfluß zu nehmen. 

Der Herr Staatsminister der Finanzen hat heute 
von der Notwendigkeit und von der Dringlichkeit 
der großen Steuerreform gesprochen. Wir bejahen 
sie im Interesse des Lebens unserer Wirtschaft. Er 
hat darauf hingewiesen, daß der Wissenschaftliche 
Beirat beim Bundesfinanzministerium sein Gut­
achten erstattet und jetzt veröffentlicht hat. Dieses 
Gutachten wird wahrscheinlich nur einigen weni­
gen bisher zugänglich gewesen sein. Es wird in­
folgedessen eine Aufgabe sein, dieses Gutachten 
tatsächlich sehr eingehend zu studieren, und zwar 
sowohl hinsichtlich der Ergiebigkeit der Steuer­
gesetzgebung als solcher als auch hinsichtlich sei­
ner Rückwirkung auf die Finanzorganisation. In· 
Verbindung damit darf ich darauf hinweisen, daß 
die kleine Steuerreform ihre Erledigung noch im­
mer nicht gefunden hat. Wir bedauern, daß der 
Bundesfinanzminister die kleine Steuerreform mit 
der Forderung auf einen erhöhten Anteil des Bun­
des an der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
verbunden hat; er verlangt anstatt 37 Prozent 
nunmehr 40 Prozent. Ich bin der Auffassung, daß 
der Bayerische Landtag zu dieser Frage eine sehr 
klare und eindeutige Haltung einzunehmen hat, 
um den Vertretern des bayerischen Landes im 
Bundesrat den Rücken zu stärken. Denn ich bin 
der Meinung, daß der Bundesrat in der letzten 
Zeit wiederholt Schwächen unterlegen ist und nicht 
immer mit entsprechender Würde und Stärke die 
Landesinteressen wahrgenommen hat. 

Es wurde auch gesagt, daß die Bundesfinanzver­
waltung mit zu erörtern ist. Der Bundestag hat 
zwar diesen Antrag auf Errichtung einer eigenen 
Bundesfinanzverwaltung abgelehnt. Nach meiner 

· Kenntnis hat auch der Bundesfinanzminister selbst 
gegen diesen Antrag gestimmt, aber nach meiner 
Überzeugung stehen seine Taten im Gegensatz zu 
dem, was er spricht. Infolgedessen muß festgestellt 
werden, daß seine heutige Haltung, einfach die Zu­
schüsse an die Länder zu kürzen, wenn sie dem 
erhöhten Bundesanteil nicht zustimmen, unwürdig 
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ist. Dieses Verhalten läßt doch nur darauf schlie­
ßen, daß der Bund seine Stärke gegenüber den 
Ländern zum Ausdruck bringen Wird. Man kann 
nicht als Föderalist sprechen und als Zentralist 
handeln. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Diese zentralistisch-föderalistische Haltung des 
Bundesfinanzministers 

(Zuruf des Abg. Donsberger) 

scheint nunmehr einer wirklich begründeten Kritik 
zu unterliegen. 

(Zuruf des Abg. Elsen) 

- Es mag sein, es wird in jeder Partei Vertreter 
verschiedener Auffassungen geben. Ich glaube, 
auch in der CDU und in der CSU sind nicht alle 
einer Meinung. Wir lieben auch die Vielfalt der 
Meinungen und wir können nach der Richtung hin 
auch anderer Auffassung sein, weil wir der Über• 
zeugung sind, daß wir abzuwägen haben, welche 
Organisationsform die richtige, die zweckmäßigste, 
die billigste und die ergiebigste ist. Das allein steht 
nach unserer Meinung zur Erörterung. 

Das bayerische Staatsministerium der Finanzen 
hat aber auch die Haushaltspläne aufzustellen und 
für ihren Vollzug zu sorgen. Bei allen Haushalts­
plänen hat das bayerische Staatsministerium der 
Finanzen an die Spitze die allgemeine Forderung 
gestellt: Es muß die größte Sparsamkeit herrschen. 
Hier entsteht die Frage: Hat auch das bayerische 
Staatsministerium der Finanzen bei seinem eige­
nen Etat diese Sparsamk_eit obwalten lassen? Bei 
der Beratung des Etats im Haushaltsausschuß 
wurde Kritik daran geübt; daß Planstellen und 
Beamtenstellen vermehrt wurden. Es wurde dar­
auf hingewiesen, daß Nordrhein-Westfalen 50 Mil­
lionen DM weniger Personalausgaben hat als das 
Land Bayern; damit wollte man beweisen, daß die 
Personalausgaben in Bayern zu hoch sind. Ich 
glaube .aber darauf hinweisen zu dürfen, daß das 
Land Bayern hinsichtlich der wirtschaftlichen 
Struktur nicht mit Nordrhein-Westfalen verglichen 
werden_ kann; die Struktur der ländlichen, der ge­
werblichen und der industriellen Bevölkerung ist 
bei uns eine ganz andere. Während dort die Zahl 
der Großbetriebe überwiegt, sind hier die mittle­
ren und kleinen Betriebe viel zahlreicher. Infolge­
dessen entstehen selbstverständlich auch viel mehr 
Arbeiten. Wir sind deshalb dem bay'erischen Staats­
minister der Finanzen dankbar, daß er die Plan­
stellen vermehrt hat und daß er verbesserte Auf­
stiegsmöglichkeiten geschaffen hat und heute im­
merhin verhältnismäßig tragbare Aufstiegsverhält­
nisse beim mittleren Dienst bestehen. Wir müssen 
aber darauf hinweisen, daß ein solch günstiges 
Verhältnis im gehobenen Dienst noch nicht vor­
handen ist, und wir bedauern insbesondere, daß 
der Gemeinsame Ausschuß der Betriebsräte vor 
der Aufstellung dieses Etats nicht gehört wurde, 
wie es an sich heute die Vorschrift verlangt. Zwar 
ist nachträglich dieser Ausschuß gehört und sind 
gewisse Wünsche erfüllt worden, aber auch der 

Vertreter des Finanzministeriums mußte bei den 
Beratungen zugeben, daß berechtigte Wünsche, die 
vom Gemeinsamen Ausschuß der Betriebsräte vor­
gebracht und in eine·r Eingabe des Vereins der 
Steuerbeamten erhoben wurden, nicht erfüllt wur­
den. Wir erwarten deshalb, daß diese berechtigten 
Wünsche alsbald nachgeprüft Werden, damit auch 
hier für wirkliche Gerechtigkeit gesorgt wird. Denn 
das, was der bayerische Staatsminister der Finan­
zen heute gesagt hat, muß uns zu denken geben: 
Es kommen nicht die tüchtigsten Beamten in die 
staatliche Verwaltung und es bleiben auch nicht 
die tüchtigsten Beamten und Angestellten bei der 
Staatsverwaltung, weil an sich ihre Bezahlung ge­
genüber den Privatbetrieben unzureichend ist. Das 
muß durch eine entsprechende Verwaltungs- und 
Besoldungsreform wettgemacht werden. 

Ich möchte aber auch ihier dem .Herrn Finanz­
minister sagen, daß sein 'Persönlicher 1Besuch bei 
den staatlichen Behörden den günsti!gsten Eindruck 
hinterlassen hat und allgemein die Aud:fassung ver­
tr.eten wird, .daß .sich deOC' Herr Staatsmirni.ster per­
sönlich um di.!e Wünsche der Beschäftigten, aber 
auch um die Notwendigkeiten kümmert, die tat­
sächlich zunächst einmal zu erfüllen sind. Es s!i.nd 
sowohl im Ausschuß bei der iEtatberatung als auch 
r:eute bereits anerkennende Worte über die Lei­
stungen der Finanzbeamten gesprochen worden. 
Wir haben uns damals dieser Aner kenming ange­
schlossen und tun es auch !heute. Wir sd.nd aber der 
Meä.nung, wenn solche Leistungen anzuerkennen 
sind, dann muß auch rlie Besoldung der betreffen­
den Kräfte entsprechend sein. Infolrgedessen wer­
den wir alles tun, um auch hi.ler diese Härten aus­
zugleichen. 

Nunmehr ist vom Herrn Staatsminister der F.i­
nanzen das Er.gelbnis der Betriebsprüfungen und 
der Tätd.gkeit des Fahndungsdienstes zahlenmäßig 
dargelegt worden. Diese Mitteilungen können hin­
sichtlich des Ergebnisses edveulich sein, sile können 
aber auch zu Schlußfolgerungen führen, die zu 
unliebsamen Erscheinungen ä.m Wirtschafts}eben 
führen können. Infolgedessen ist die Frag·e berech­
tigt: Sind diese hohen Ergebnisse der Betriebsprü­
fungen auf ·ein Sd.nken der !Steuermoral und damit 
auf ein Nä.chtbeachten der gesetzlichen Bestimmun­
gen zurückzuführen oder darauf, daß Steuerver­
günsttgung·en versagt wurden, die bei der Vieran­
lagung bereits ane·rkannt wmden, und zwar in der 
J!auptsach·e deshalb, weil aus formalen Gründen 
die .Buchfülhrung verworfen wurd!e? Ich glaube 
schon sagen zu müssen, daß wir die Steuerpflich-, 
tigen doch etwas unterscheiden miüssen. Während 
drie Großbetriebe in de·r Lage sind, sich entspre­
chende KrMte für Buchführung zu halten, ist es 
doch so, daß im Mittelstand, im Handwerkerstand 
und rbei den Kaufleuten, die eigenen Unternehmer 
in der Hauptsache diesie Buchführungs.arbeiten ne­
ben ihrer sonstigen Berufstätigkerit erfüllen. In­
folgedessen entstehen selbstverständlich immer 
wieder Möglichkeiten, daß dd.e Buchführung g'ewiss-e 
formelle Fehler aufweist. Aber wenn heute Ste;uer­
vergünsti.gungen versagt werden, sei ·es daß Son­
de['abschrelibungen oder eine Inanspruchnahme des 
nicht entnommenen Gewinns vorgenommen wur-
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den, dann müßte geprüft werden, ob diese Fehler 
aus A:bsicht oder aus andreren besonderen Gründen 
hegrangen worden sind. Denn es kommt tatsächlich 
vor, daß dann der ,betre:fife111c1e Betirieib in eine 
.große .ge1dliche Schwierirg~eit · g:erät, weä.l eben die 
Flüssigkeit darunter le'idet und dri.e Betriebe :i:hren 
Aufgaben nicht mehr .gerecht werden können. Wir 
müssen ü1fol.gedessen gerade hier den Fragen des 
Mittelstands, der Kaufleute und des Handwerker-' 
stands, unsere besondere Aüfmerks:amkeit zuwen­
den. 

In diesem· Zusammenhang möchte ich dem Herrn 
Staatsminister aber doch besonders .danken, daß er 
dafür Sorge getragen hat, daß das Ansehen der 
steuerheratenden Berufe d.n allen Kreisen deT Be­
völkerung .gestiegen ist und ·auch :ihre Tätigkeri.t 
als im Inter·esse des Volkswohls liegend anerkannt 
wurde. Dies betone ich deshalb, weil im Dritten 
Reich dri.e steuer•beratenden Beru:fie zum Teri.l ein­
seitirg im Interesse des Staates tätig sein mußten 
und nicht die Inter.essen des Steuerpflichtigen be­
achten durften, während nunmehr die steuerbe­
r.atenden Berufe nichts anderes zu tun ha1ben als 
dafür zu sorgen, daß sich dri.e Steuerpflichtigen an 

·die .gesetzlichen Bestimmungen halten. Ich glaube 
heute sagen zu dürfen, daß in manche'!'.' Hinsicht die 
Steuergelder dem Lande und dem Bunde nicht 
rechtzeitig und auch nicht in der entspr·echenden 
iHöhe zur Verfüigung stünden, wenn dri.e steuer­
beratenden Berufe niicht tätig wären. 

{Sehr .gut! :bei rde:r CSU) 

Wir .glauben deshalb, daß die ,steuerberatenden Be­
ru:ße durch den bayerischen Staatsminister der Fi­
nanzen entsprechend ihrer' objrektiven Arbeit wei­
teirhri.n unterstützt werden müssen, damit s~e ihre 
schwere und verantwortungs;volle Arbeit auch 
wirklich edüllen können. !Sie erleichtern den Fi­
nanz•beamten in vieler Hinsicht illre zum Teil 
kaum zu ii'berwindenden Schwri.eri.gkeiten, die ihre 
Tätigkeit mit sich ·brin:gt. 

Auch heute wurde wieder davon .gesprochen, daß 
eine Verwaltungsvereinfachung geiboten erscheint. 
Wir wissen, daß schon seit Jahrzehnten von eriner 
Ver·einfachung der Verwaltung die Rede ist, daß 
aber nri.chts .geschieht. Ich möchte nlllI' wiederholen, 
was ich bereits bei der Haushaltsrede allgemein ge­
sargt habe: Das ·Ministeriu:rp. muß sich freimachen 
von verwaltender Tät1gkeit; das M!inisterium soll 
regieren, es so11 daher die weitschrauenden Maß­
nahmen errgreifen und die Verwaltunrgsarbeit nun­
mehr auf d,ie unteren und mittleren Dienststellen 
a·bgeben. Ich halte das für unbedingt notwendig, 
um auch nach dieser Richtung hin wirklich zu einer 
Vereinfachung unserer Verwaltung zu kommen. 

rich möchte nicht versäumen, noch dar.auf hinzu­
weisen, daß sich auße,r den personellen Schwierig­
keiten, die ich vorhin erwähnt haibe, räumliche 
Schwierigkeiten er.geben. Der Herr Kollege Raas 

· hat im Haushalts.ausschuß besonders auf die räum­
lichen Schwierigkeiten in Nürniberg hiil'gewiesen. 
Wirr wissen, auch in anderen Städten sind die räum­
lichen Schwierigkeiten so groß, daß man von einer 

Gefährdung des Steuergeheimnisses sprechen kann. 
Wenn ä.n einem Zimmer zweä. Bezirksbearbeiter 
tätig sind und dort die Steuerpflichtiigen aufklären 
und untenichten sollen, liegt hierin schon die Ge­
fahr der Verletzung des Steuergeheimnisses. Ich 
bitte deshalb den Herrn Staatsminister der Finan­
:Zen, diesen räumlichen Schwierirgk!eiten sein be­
sonderes Augenmerk ZUziLlWenden. Das ist auch im 
Interesse deT [Bediensteten; k:lenn letzten Endes 
haben driejenirgen, die beruflich tätig sind, einen 
Anspruch darauf, daß ·ihre Räumlichkeiten auch in 
rgesundfheitlicher Hinsicht einwandfrei sind. 

iDer Herr Staatsmi:nJ.ister der Frinanzen !hat weiter 
davon gespTochen, es sei die Errichtung von Lan­
desrentämtern geplant. Man denkt also nunmehr 
an die früheren bayerischen Landesrentämter. 
Damals war allerdings die Steuer;verwaltung da­
mit verhunden. Dies wilT.de heute nicht mehr ge­
schehen. Infolgedessen ist zu pr'Ü/fen, ob d!Le Erl"ich­
tung von Landesrentärritern tatsächlich eine Ver­
·einfachung mit sich br.inrgt üder ob doch nicht 'eine 
weitere Zusammenlegling notwendirg wär·e. 

Mit :besonderer !Be:B.rri.edri.gung halben wir heute 
gehört, daß die Bemühungen des bayerischen 
Staatsministeriums der Finanzen von Erfolg ge­
krönt waren, die dahin gethen, neue Wohnungen 
für die Besatzungsmacht oo schaffen, damit die 
iHo:fifriuDJgen der Altbesatzungsv,erdrängten, ba}.d 
wd.edeT d.n ihre alten Wohnungen :ZU kommen, eT­
füllt werden. Ich glaube, damit dürfte auch den 
Bemühungen des Bayerischen Landtags Rechnung 
getragen werden. 

Im Etat des bayerischen Staatsministerliums der 
Finanzen ist auch das Landesentschädigungsamt 
ent!halten. Dieses Amt hat uns schon sehr viele Sor­
gen bereitet. ·Es war d.m vergangenen Jahr rnicht in 
der Lage, die etatmäfägen Positionen auszuschöp­
fen. Wir müssen hoffen, daß rdie 'Organisatorischen 
Maßnahmen da·zu ffrhren, idaß in diesem Jahre die 
nach dem Wliedergutmachcmgsgesetz Anspruchsbe­
rechtiirgten wirklich zu ihrem Recht kommen, und 
rqaß auch 1alles geschä.eht, die Etatmittel auszu­
schöpfen. 

Ich glaube, :insoweit dürfte der Etat des bayeri­
schen .Staatsmi.nisteriruins der Fananzen den allge­
mein~n Grundsätzen entspr.echen, die wir immer 
wieder gefordert haben, nämlich den Grundsätzen 
der wri.rtschaftlichen Spa·rsamk!eit. 

Der Herr Staatsmil11ister der FinaD!Zen hat' nach­
her auch noch auf die ·ed.nzelnen selbständigen Un­
ternehmungen hingewiesen, a:rnf die staatliche 
iSchlösserv.erwaltung usw. Er hat betont, daß die 
bisherige kameralistisch·e Buchführung rnicht mehr 
'aufrechterhalten werden soll. Wir freuen uns1 daß 
nunmehr eine Kostenstellenrechnung aufgestellt 
wlird. Wir werden seitens des Haushaltsausschusses 
immer wieder 1d'l'.'ängen, daß auch .in den übrigen 
Verwalfongszweri.gen die kaufmännä.sche Buchfüh­
rung mit größtmöglicher lBeschleunigung eri.rngerich­
t.et wird, um ed.ne entsprechende Übersichtlichkeit 
·zu erhalten. 

Der Herr Staatsmind.ster der Finanzen hat darauf 
hingewiesen, daß die Bayernwerke AG diesmal 



1380 Bayerischer Landtag - 144. Sitzung. Mittwoch, den 27. Mai 1953 

(Beier [SPD]) 

zum ,ersrtenmal Dividenden ausschütten werden. 
Wir würden uns freuen, wenn die 1Divi1denden zwar 
gegeben, die Aktionäre aber auf iihre Ausschüttung 
verzichten würden, um zunächst einmal Kapital 
freizubekommen, damit weitere Maßnahmen er.grif­
fen werden können, um die Versorgung des Landes 
Bayern mit Elektrizität sicherzusrtellen. Wir können 
immer wieder feststellen, daß Bayern in der Strom­
zulieferung auch · heute noch von Österreich und 
von anderen, norddeutschen Ländern abhängig !ist, 
so daß es bei irgendwelchen :katasitrophen zum 
Teil auf diie Zulieferung, zum TeH auf die Ab­
sperrung angewiesen ist. Wir glauben, daß die 
Frage der Versorgung des Landes Bayern mit 
Strom im Vordergrund stehen muß und deshalb 
der Ausbau des Rhein-Ma.Ji.n-Don:au-Kanals mehr 
als bisher ,betrielben werden muß, weil auch bei 
ihm wesentliche wirtschaftliche Interessen mitspie­
len. 

Mit ibesonderem Nachdruck !hat der Herr Staats­
mlinrl.ster auf die Maßnahmen hingewiesen, die nun­
mehr zur Entflechtung des Filmvermögens ergrif­
fen werden sollen. Wir haben woM 1al1gemein die 
Auffassung, daß das Filmvermögen erhalten wer­
den muß und nrl.cht irgendwie zerstört werden darf. 
Wir sind aber der Meinung, nachdem eli.ne so harte 
und schwere Krlitik an der Hergabe der Bürgschaf­
ten für FiJmkr,edite geübt wurde, .muß das baye­
rische Staatsministerium der lfünanzen diiese Frage 
mit besonderer Sorgfalt noch einmal überprüfen, 
um zu verhindern, daß Verluste eintreten. Wir 
glauben, daß auf diiesem Gebiet eine Atempause 
doch am P1artze dst, b!Ls zunächst einmal die erfor­
derlichen Klarstellungen durch den Untersuchungs­
ausschuß getroiffen wurden. 

(AJbg. Elsen: Die Atempause darf aber nicht 
btis ·zum Ersticken führen!) 

~ Die · Aribeiten werden wahrscheinlich beschleu­
nrl..gt werden; denn es ist beschlossen worden, daß 
der Bericht innerhalb von dr1eli Monaten vorliegen 
soll. Dadurch trttt meines Erachtens keine Ver­
zögerung elin. Aber das bayerische Staatsministe­
rdum der Finanzen tut meines Erachtens recht, 
wenn es zunächst einmal md.t besonderer Sorgfalt 
prüft, um der Kritik draußen dann auch stand­
halten zu können. 

(Abg. Stock: Sehr richtig!) 

·Wir werden auch alles tun, um di1e übrigen Unter­
nehmungen des bayerischen Staates rentabel zu 
machen. Es giiibt aiber Verwaltungsstellen, die das 
auf Grund der Aufgaben, die slie zu erfüllen 
haben, gar nrl.cht tun können. Infolgedessen müssen 
wir dafür Sorge tragen, daß die Zuschüsse, die 
gefordert werden, so gering als möglich sind, weil 
dazu öffentliche Gelde·r h~11genommen werden. 

So wollen wir diesem Etat unsere Zustimmung 
geben in der Gewißheit, daß das bayerische Staats­
ministerium der Finanzen seinen Beamten, Ange­
stellten und Arbeitern das notwendige Maß von 
Verständnis entgegengebracht hat, daß es vor allen 
Dingen auch mehr als notwendig Schwerkriegs­
beschädigte eingestellt hat, daß die noch freien 

Stellen, insbesondere bei den Vermessungsämtern, 
besetzt werden und daß es im übrigen auch die 
wichtigen Beziehungen des L,andes zum Bunde 
stärkt„ daß die Gesamtinteressen des Land.es auch 
beim Bund wahrgenommen werden, damit die Lei­
stungsfähigkeit des bayerischen Raumes aufrecht­
erhalten bleibt. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident. Hagen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Piehler .. 

Piehler (SPD): He!'r Präsident, meine. Damen 
und Herren! Herr Kollege Beier hat mit seinen 
Ausführungen über die beabsichtigte Dividenden­
ausschüttung beim Bayernwerk das vorausgenom­
men, weshalb ich mich zum Wort gemeldet habe. 
Ich möchte dazu aber doch noch einiges sagen, 
Auch ich würde es tief bedauern, wenn der Auf­
sichtsrat des Bayernwerks, in dem ja die bayeri­
schen Staatsministerien maßgebend vertreten sind, 
die Ausschüttung einer Dividende beschließen 
würde. Ich kann mir nicht vorstellen, daß die Strom­
not, selbst wenn man das ganze Bundesgebiet in 
Betracht zieht, schon behoben ist. Bestimmt ist 
aber die Stromnot in Bayern nicht beseitigt, sie 
steigt vielmehr von Jahr zu Jahr. Wenn Bayern 
vor einigen Jahren noch einige Millionen Kilowatt­
stunden aus dem Norden eingeführt hat, so ist die 
Stromeinfuhr im Jahre 1951 bereits auf 1 Milliarde 
Kilowattstunden und im Jahre 1952 auf 1,5 Mil­
liarden gestiegen. Wir beziehen nicht nur vom 
RWE Strom, sondern Bayern ist bereits gezwun­
gen, auch von Tirol und Italien Strom zu beziehen 
und dafür Devisen zu bezahlen. Deshalb müßte 
doch alles getan werden, um die bayerische Energie­
versorgung weiter auszubauen. Es war beabsich­
tigt, die Untere Isar voll auszubauen, doch sind 
anscheinend keine Mittel mehr vo,rhanden. Vor 
kurzem ist festgestellt worden, daß Bayern noch 
ein Energiewerk bauen könnte, das sehr billig 
käme und billigsten Strom erzeugen könnte, näm­
lich das Obemach-Kraftwerk, das nur 16 Millio­
nen DM kosten soll. Wenn das Bayernwerk 4 Pro"' 
zent Dividende ausschüttet, so sind das 4 Millio­
nen DM. Dazu kommt aber noch, daß obendrein 
Steuern zu bezahlen sind, wenn eine Dividende 
ausgeschüttet wird, und diese Steuern betragen 
bei einer Dividende von 4 Millionen DM 8 Mil­
lionen DM. Das Bayernwerk müßte also insgesamt 
12 Millionen DM aufbringen, um eine Dividende 
von 4 Prozent bezahlen zu können. Wenn man be­
denkt, daß das Obernach-Kraftwerk nur 16 Mil­
lionen DM kosten soll, dann wäre mit den 12 Mil­
lionen DM, die da ausgeget>en werden müßten, 
fast das Obernach-Kraftwerk zu bauen. Außerdem 
könnten beim Bau dieses Werkes einige hundert 
Arbeiter einige Jahre beschäftigt werden. Ich bin 
daher der Auffassqng, daß man alles tun müßte, 
um das Obernach-Kraftwerk so schnell wie möglich 
zu bauen, und daß man darüber hinaus auch ver­
suchen müßte, die Untere Isar auszubauen. Ich 
vermag also wirklich nicht einzusehen, warum auf 
einmal beim Bayernwerk, dem es nämlich finan­
ziell gar nicht so sehr gut geht, eine Dividende 
verteilt werden so.U, zumal neben den 4 Millio-



Bayerischer Landtag - 144. Sitzung. Mittwoch, den 27. Mai 1953 1381. 

(Piebler [SPD]) 

nen DM, wie gesagt, noch 8 Millionen DM Steuern 
aufgebracht werden müssen. Von den 12 Millio­
nen DM verbleiben dem bayerischen Finanzmini­
sterium nur 60 Prozent; 40 Prozent, also 4,8 Mil­
lionen DM, gehen nach dem hohen Norden. Meine 
Damen und Herren, es geht doch so nicht weiter, 
daß man den Strom vom Norden bezieht und daß 
man dann die Steuern droben bezahlt, während 
wir herunten die Arbeitslosen haben. Mir ist neu­
lich gesagt worden, daß die 220 000 Voltleitung -
ich glaube der technische Ausdruck ist so, ich bin 
ja kein Elektrotechniker -, die vom Rheinland­
Westfalen aus nach Bayern gebaut wurde, jetzt 
schon wieder nicht mehr ausreicht, um den benötig­
ten Strom nach Bayern zu bringen, und daß man 
sich mit der Absicht trägt, jetzt eine 380 000 Volt­
leitung zu bauen. Wir sind uns doch darüber klar: 
Wenn heute irgendwie wieder einmal Stromknapp­
heit eintritt und das RWE nicht in der Lage ist, 
den Strom zu liefern, der gebraucht wird, dann 
sind wir in Bayern die ersten, die abgeschaltet 
werden.· 

(Abg. Stock: Sehr richtig!) 

Das muß doch verhindert werden! Wir streiten uns 
hier im Landtag seit 5 oder 6 Jahrer:i darum, wie 
es möglich ist, die bayerische Energieversorgung 
auszubauen, und jetzt auf einmal sollen vom 
Bayernwerk 4 Prozent Dividende verteilt werden. 
Mein Gott, die Dividendenbezieher sind ja der 
bayerische Staat und Nordrhein-Westfalen. Das 
sind ja nicht irgendwelche private Geldgeber, bei 
denen könnte man es noch verstehen, wenn Divi­
dende verteilt würde. Es ist ja der bayerische 
Staat zu 60 Prozent und die VIAG zu 40 Prozent 
am Bayernwerk beteiligt. Wenn man also„ bloß um 
den Schein zu erwecken, daß das Bayernwerk jetzt 
in . der Lage sei, Dividende zu verteilen, 12 Mil­
lionen DM hinauswirft, so kann ich das nicht ver­
stehen; denn wenn das Obernach-Kraftwerk mit 
dem Geld gebaut werden könnte, wäre doch ein 
Wertzuwachs geschaffen, der dem Bayernwerk und 
der VIAG ebenfalls wieder zugute käme. 

Ich weiß nicht, ob der Landtag gewillt und in 
der Lage ist, einen Antrag einzubringen. Ich weiß 
momentan auch nicht, wie die rechtlichen Grund­
lagen sind, ob die bayerische Staatsregierung ver­
pflichtet werden kann, auf die Dividende zu ver­
zichten. Ich möchte deshalb nicht bloß an den Herrn 

·Finanzminister, sondern an die gesamte bayerische 
Staatsregierung die Bitte richten, im Interesse der 
bayerischen Volkswirtschaft, im Interesse. der Ar­
beitslosen, die beim Bau des Obernach-Kraftwerks 
beschäftigt werden könnten, doch auf die Divi­
dende zu verzichten und mit der Dividende und 
den Steuern, die dadurch erspart \Verden, den Bau 
des Obernach-Kraftwerks oder irgendeines anderen 
Kraftwerks in Angriff zu nehmen. 

(Abg. Stock: Richtig!) 

Ich möchte sämtliche Herren KoUegen aller Frak­
tionen ersuchen, die Bitte mit zu unterstützen. 

(Abg. Stock: Bravo!) 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Lanzinger. 

Lanzinger (BP): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Bei der Beratung des Einzelplans 06 
wurde des öfteren darauf hingewiesen, daß man, 
weil es sich ja mehr oder weniger nur um einen 
Personaletat und nicht um einen sogenannten poli­
tischen Etat handle, sich doch nicht so weit ver­
breiten und zu den einzelnen Posten nur wenig 
Stellung nehmen sone, und zwar deshalb, weil die 
größten Summen und die größten Beträge dieses 
Etats ja doch nicht mehr beeinflußbar seien. Wir 
sind allerdings der Meinung, daß wir im Bayeri­
schen Landtag nicht unbedingt all das, was der 
Herr Finanzminister als nicht beeinflußbar gehalten 
und als nicht beeinflußbar vorgelegt hat, im Haus­
haltsausschuß oder im Parlament ebenfalls als nicht 
beeinflußbar hinnehmen müssen. Trotzdem werden 
wir uns von der Opposition zu diesem Etat nur zu 
einigen wesentlichen Punkten äußern und uns dar­
auf beschränken, später beim Einzelplan 13 wei­
tere Ausführungen zu machen. 

Der Herr Kollege Elsen hat vorhin erklärt, die­
ser uns vorliegende Haushalt habe sich in seinem 
Volumen vergrößert und in seinen Ausgaben ver­
ringert, weshalb ihm seine Fraktion zustimmen 
werde. Ich bin allerdings der Meinung, daß dieser 
Etat nicht ohne weiteres mit dem aus dem ver­
gangenen Jahr verglichen werden kann. Der Zu­
schußbedarf von 901

/2 Millionen Mark kann mit 
der Endabrechnung des gleichen Etats aus dem 
Jahr 1952 nicht verglichen werden, weil eine ganze 
Reihe von Aufgaben und Ämtern in andere Mini­
sterien beziehungsweise Verwaltungen übergegan­
gen sind. Eben deshalb ermöglicht ein Vergleich 
des vorliegenden Etats mit dem Abschluß von 
1952 kein klares Bild. 

(Zuruf von der SPD) 

Nach unserem Dafürhalten hätte das Finanzmini­
sterium bei der Vorlage seines Etats den übrigen 
Ministerien hinsichtlich sparsamer Bewirtschaftung 
und der Sparsamkeit überhaupt beispielgebend 
vorangehen müssen, und zwar deshalb, weil der 
Herr Finanzminister bei jeder sich bietenden Ge­
legenheit - und mit Recht, ich möchte das unter­
streichen - geradezu diktatorisch Einsparungs­
maßnahmen fordert und immer wieder erklärt, 
daß wir sparen müssen, daß wir endlich eine 
Durchforstung vornehmen und mit energischen 
Sparmaßnahmen eingreifen ·müssen, weil unsere 
Finanzverhältnisse nicht mehr so weitergehen kön­
nen. Bei dieser Gelegenheit berührt es mich doch 
einigermaßen unangenehm, daß ausgerechnet im 
Bereich des Staatsministeriums der Finanzen, also 
im vorliegenden Etat, eine Personalmehrung um 
annähernd 3000 Personen vorgenommen wurde. 
Ich gebe zu, daß erhöhte Aufgaben an das Finanz­
ministerium herangekommen sind, die eine gewisse 
Vermehrung des Personals notwendig machen; abG:r 
die Stellenmehrung, die wir in diesem Etat vor~ 
finden, ist geradezu erschreckend. Wenn man uns 
sagt, daß zum Beispiel durch die Durchführungs­
arbeiten zum Lastenausgleichsgesetz eine enorme 
neue Belastung entstanden sei, so tun wir davon 



1382 Bayerischer Landtag - 144. Sitzung. Mittwoch, den 27. Mai 1953 

(Lanzinger [BP]) 

gar nichts weg und erkennen an, daß_ damit dem 
Finanzministerium eine zusätzliche Aufgabe zuge­
fallen ist, der Rechnung getragen werden muß. 
Aber wir hatten doch auch schon in den letzten 
Jahren die Aufgaben der Soforthilfe durchzufüh­
ren - und auch diese Aufgaben waren nicht un­
wesentlich -, ohne daß ein so enormer zusätz­
licher Personalaufwand notwendig geworden wäre. 
Ich habe diese Frage deshalb angeschnitten, weil 
laut Bundesanzeiger - ich muß in diesem Zusam­
menhang darauf zurückkommen - die Personal­
ausgaben zum Beispiel in dem wesentlich größe­
ren und ohne Zweifel auch viel, viel reicheren 1 

Nordrhein-Westfalen um 50 Millionen Mark niedri­
ger sind als bei uns in Bayern. 

(Abg. Donsberger: Eine ganz andere 
Organisa tionl) 

- Zugegeben, dort besteht eine ganz andere Or­
ganisation; ich komme darauf noch zurück. Nord­
rhein-Westfalen, Herr Kollege Donsberger, hat 
eben mit großer Energie und mit großem Schwung 
eine Staatsvereinfachung durchgeführt, und wir in 
Bayern haben bisher von der Staatsvereinfachung 
nur gesprochen und getan haben wir praktisch noch · 
nichts. 

(Abg. Stock: Se~ gut! - Weiterer Zuruf: 
Seit 1902! - Abg. Donsberger:. Nordrhein­

Westfalen war damals noch kein Staat!) 

Meine Herren und Damen! Ich bin der Meinung, 
daß man diese Stellenmehrungen und diesen er­
höhten Aufwand nicht immer damit entschuldigen 
kann, daß dem Finanzministerium neue Aufgaben 
zufallen; denn es ist uns gerade in letzter Zeit im­
mer wieder aufgefallen, daß sich das Finanzmini­
sterium mitunter an neue Aufgaben geradezu her­
andrängt. 

Ich möchte zu den einzelnen Kapiteln und Titeln 
nur einige Bemerkungen machen. Es ist mir vor 
allen Dingen aufgefallen, daß in Kapitel 06 01 A 
Titel 100 und 101 gegenüber dem Vorjahr ein 
Mehrbetrag in Höhe von 859 200 DM eingeplant ist. 
Die Gehaltserhöhungen, die selbstverständlich hin­
genommen werden müssen, würden nur eine 27-
prozentige Erhöhung in diesem Titel ausmachen. 
Tatsächlich wurden diese Titel nicht um 27, sondern 
um 43 Prozent erhöht. -

Bei der Beratung des Etats hat ein Abgeordneter 
den Zwischenruf gemacht, der Haushalt müßte klar 
und wahr sein. Er hat dabei darauf hingewiesen, 
es sei nicht ganz verständlich, warum in diesem 
Haushalt im Zusammenhang mit der Erhöhung der 
Beamtengehälter die Ansätze nicht in der richtigen 
Höhe vorgetragen wurden. Der Vertreter des 
Finanzministeriums erklärte darauf, daß man den 
Globalansatz für die Gehaltserhöhungen von 120 
Millionen auf 50 Millionen herabgesetzt habe, und 
zwar im Vertrauen darauf, daß in den Veran­
schlagungen des Person?-letats stille Reserven lägen. 
Da bin ich nun der Meinung, daß dann die bis­
herigen Ansätze falsch waren und daß dadurch, daß 
man stille Reserven geschaffen hat, der Haushalt 
nicht mehr klar und wahr vorlag, sondern daß man 

da irgend etwas verschleierte. Man hätte doch nicht 
einfach 70 Millionen aus den „stillen Reserven" 
herüberholen dürfen, um eine Ausgabe abzudecken, 
von der man wußte, daß sie kam. Niemand wird 
behaupten können, er hätte nicht gewußt, daß im 
Laufe des Jahres mit dieser Gehaltserhöhung zu 
rechnen ist. Wenn man das wußte, hätte man die 
120 Millionen im Haushalt einplanen müssen und 
hätte nicht einen Teil aus der stillen Reserve, aus 
dem Globalansatz in Höhe von 70 Millionen her­
übernehmen dürfen, um so statt der benötigten 
120 Millionen tatsächlich nur 50 Millionen einzu­
planen. 

(Abg. Wimmer: Diese Zahl betrifft den 
gesamten Haushalt, Herr Kollege!) 

Meine Damen und Herren! Bei Kapitel 06 06, 
v,erw1altung der staatlti.chen Schlösser, Gärten rund 
Seen weist der Haushaltsplan lbeti. den zwei land­
wirtschaftlichen Gutsbetrieben, die dem Finanz­
min~sterii.um unterstellt sind, E'inillahmen aus der 
Landw:irtschaft in Höhe von 709 000 DM auf, denen 
in Ausg1a:ben ein IBetrag von 661 000 DM gegen­
übersteht. Es v-erb1eibt som:i!t ein Überschuß von 
48 000 DM, den der Haushaltsplan aufweist. Ich 
-glaube, der Herr Finanzminister ä.st mächtig stolz 
darauf, diaß er seinem Kollegen und Fachm~nister 
Dr. iSchilögl einmal vormachen konnte, wd.e sich 
landwirtschafüliche Staatsibetrieibe rentieren, wenn 
slie unter der Verwaltung des Finanzministeriums 
stehen . .A!ber, Herr F-inanzminister, lieh glaube, daß 
d:albei doch etwas nicht ganz stimmt. Ich habe bei 
der Herausstellurig des Reingew:innes von 48 000 
DM die Ausgaben vermißt, die dm Zusammenhang 
miit dem !Betrieb der landwirtscb.aft1'ichen Güter 
gemacht wurden. Wo stecken zum Beispiel die 
Personalausgaben? Die sind im so,genannten Rem­
igewinn nicht berücksichtigt. Wo stecken weiter die 
Ausgaben für dlie Versicherungen, die Umsatz­
steuer, den Unterhalt der Gebä'lllde· usrw.? Wenn Sie 
dd.ese Ausgaben .geniau so wie jeder iBauer, der 
auch damit rechnen muß und sie einzuplanen hat, 
mit hli.neinnehmen, werden :Dhneri keine 48 000 DM 
Reing1ewinn ble:ilben, sondern es wd.rd genau so wie 
bei allen übrligen Staatsbetr.ieben und allen übri­
gen landw:irtsch:aftlichen Gütern, die der Staat be­
wirtschaftet, ein erheblicher Zuschußbedarf blei­
ben. A!her immerhin war uns diese Fesitstellung des 
'Vertreters des Finanzminä.steriums, daß die .land­
wirtschaftlichen Gutsbetrielbe unter der Verwaltung 
des Finanzmiruisteriums· einen Überschuß erzielt 
ha:ben, sehr interessant. Wenn wir ed.nmal zur Be­
ratung des Landwd.rtschaftsetats kommen, werden 
wir uns, glaube ich, an di:ese Feststellung deutlich 
erinnern. Wir werden noch :feststellen, wieviel tat­
sächlich an Überschuß vorhanden ist oder wi·eviel 
für diese Betr.iebe tatsächlich drau:Ebezahlt werden 
muß. 

Bei der Beratung dieses Etats hat das Kapitel 
Landesentschädigungsamt ei111e wesentliche Rolle 
gespielt. Es war sehr interessant, was li.n diesem 
Zusammenhang zum Vortrag g·ekommen ist; es 
waren Äußerungen des Herrn Präsidenten Dr. Zdra­
lek. Ich gestatte mir mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten, einiges wörtlich zu zirtieren. Der Herr 
Präs1:i!dent \Dr. Zdralek hat erklärt, daß den Neu-
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zuigängen im Personal beim L1andesentschädigungs­
amt · jede nur mögliche Schwierigkeit gemacht 
wurde, daß kein Verständn~s für irgendwelche ord­
nende Verwaltungsmaßnahme vorhanden war, daß 
d:iJe ganze Organ:isation des Amtes völl!ig fehlerhaft 
und daß eine 1Statistik aufgestellt war, die zu Po­
temkinschen 'Dörifern .geführt habe, denen auch der 
Herr Ministerpräsident zum Opfer gefallen se'i.. Der 
Organisatä.onsvor.schlag, den \Präs~dent Dr. Zdrialek 
Ende April o:der Anfang Mai 1952 gemacht habe, 
sei von Regierungsdir.ektor Heb:eda vom Finanz­
minli.sterium aibge1e!hnt worden; im Sommer 1952 
aber sei er dann auf eine 20 Miinuten 1an:ge Unter­
reßung mit dem iMin:isterialdirigenten Traßl hin 
akzeptiert und ibinnen 14 T_agen durchgeführt wor­
den. iHerr Dr. Zdrnlek kriiitislierte dann, daß die 
Stiftung zur W:iiedergutmachung nationalsozialisti­
schen Unl'echts und die Entschädigungssachen nicht 
voneinander getrennt worden sind. Er erklärte 
weruter, jeder Präsident des Lan!desentschädii.:gungs­
amts hahe mit drei Fakto·ren zu kämpfen, einmal 
mit einer mangelhaften, in ihrer Auswirkung ge­
gen die poHtisch und rass~ch Ver.folgten gehenden 
Gesietzgebung, zweitens mlit der .a'bsoluten quali­
tativen Mdnderwerügkeit des Amts und drittens 
mit wild gewordenen Funktionären von Verfolg­
tenorrganisationen, die :füre Exrl.steruzberechtirgung 
nachweisen wollen und teilweise aus dem Ausland 
bezahlt werden. Heute seien im Landesentschädi­
gungsamt wieder P.ersonen ed..ngiesteHt worden, die 
selinerzeit in voller Übereinstimmung mit dem Fi­
nanzministerium ausgeschieden w-11I1de11. Ihm, 
Dr. Zdralek, fehle dafür. jedes Verständnis. Er 
glaube, es wer.de für jeden Präsidente!!- des Lan­
desentschädigungsamts schwierig sein, dort eine 
vernünftige Verwalitungsbasis zu schaffen, wenn 
picht eine rigorose Umstellung auf dem Gebiete 
der Wie.de11gutmachung erfolge. Er könne sich des 
Eindrucks nicht erwehren, daß es eine ganze Reilhe 
vön Elementen gibt, denen nicht so sehr das große 
Heer der Verfolgten mit ihren berechtigten Ansprü­
chen am Herzen liegt, als vielmehr e!ine lang­
dauernde 1Stellung in diesem Amt. Es gebe übri­
gens .z,ahlreiche Fälle, in denen un!berechtigte An~ 
sprüche erhoben worden sind. Er halbe .seinerzeit 
festgestellt, daß 80 Prozent aller zum F1nanzmin~­
sterium erhobenen Beschwerden faule Fische wa­
ren. 

Meine Damen und Herren! Wir sind uns in die­
sem Hause darüber einig, daß die Wiedergut­
machungsgesetze wohlwollend behandelt und auch 
wohlwollend durchgeführt werden sollen. Wir ·sind 
aber auch der Meinung, daß Ordnung herrschen 
muß. Wo sie nicht herrscht, haben die vorgesetzten 
Stellen dafür zu sorgen, daß sie hergestellt wird. 
Wir haben im Ausschuß für den Staatshaushalt bei 
der Beratung dieses· Etats gehört, daß ohne vor­
herige Überprüfung zunächs.t einmal an Vorschüs­
sen und Darlehen je 3 Millionen DM, zusammen 
also rund 6 Millionen DM, ausgegeben wurden, 
und zwar als Vorleistung auf Ansprüche. Nun 
haben wir aber auch gehört, ·daß diese Vorleistun­
gen lediglich auf Karteien vermerkt sind. Wir sind 
der .Meinung, daß die Vermerke . auf den Kar-

teien, die schließlich jedermann zugänglich sind, 
für eine ordnungsgemäße Handhabung dieser her,­
ausgegebenen Vorleistungen in Höhe von 6 Mil­
lionen DM nicht genügen können. Hier muß eben 
eine andere Ordnung geschaffen werden. Es wur­
den auch, so hat man uns gesagt, Kredite in er­
heblicher Höhe ausgegeben, die ohne Zweifel ord-. 
nungsgemäß verwaltet werden. Da gibt es nach 
meinem Dafürhalten nichts Wesentliches zu bean­
standen. Uns interessiert noch, Herr Finanzmini­
ster, was mit den rückfließenden Beträgen aus die­
sen Krediten und Vorleistungen geschieht, soweit 
sich diese Vorleistungen nachträglich als nicht be­
rechtigt herausgestellt haben. Wir sind der Mei­
nung, daß die Kreditabteilung, die bis jetzt immer­
hin einen Betrag von rund 7 Millionen DM aus­
gegeben hat, entsprechend ausgebaut werden muß 
und auch die Rückflüsse aus dieser Kreditgewäh­
rung den wirklich Berechtigten zugeführt werden 
sollen. 

Ich darf noch kurz eine Bemerkung zum Kapi­
tel 06 14, Besatzungskostenverwaltung, machen. 
Dieses Kapitel weist einen Zuschußbedarf von 
6 366 300 DM aut Vielleicht ist dem einen oder 
anderen in diesem Hohen Hause noch in Erinne­
rung, wie ich im vorigen Jahr, als es. sich darum 
gehandelt hat, diese Besatzungskostenverwaltung 
auf Bayern zu übernehmen, _sehr große Bedenken 
geäußert habe. Ich habe erklärt, ich kann hier nicht 
zustimmen, weil ich der Meinung bin, daß es sich 
hier nicht um eine bayerische, sondern um eine 
Angelegenheit des Bundes handelt. Damals wurde 
von fast allen Parteien dieser Antrag der StaatE:­
regierung damit begründet, daß es sich ja zunächst 
einmal nur um einen Betrag von 1 600 000 DM 
handelt, wovon 240 000 DM Sachausgaben wären, 
die in Zukunft wegfallen. Es wurde gesagt, wir 
dürften doch nicht vergessen, welch großen Ein­
fluß wir durch die Übernahme dieser Besatzungs­
kostenverwaltung auf die Hunderte ·von Millionen 
Mark und auf das Heer der von den Besatzungs­
mächten unterhaltenen Angestellten und Arbeiter 
ausüben könnten. Heute, schon nach Ablauf eines 
Jahres, ha:t sich wohl herausgestellt, daß wir kei­
nen Einfluß haben, sondern daß Bonn und die 
Amerikaner diktieren. Es ist nicht bei den Kosten 
von 1,6 Millionen DM geblieben, sondern wir haben 
heuer bereits einen Betrag von 6 366 000 DM aus­
zugeben. Hier ist es so ähnlich wie mit dem JRSO­
Vertrag. 

Ich muß auch zu dieser Angelegenheit einige 
Sätze sagen. Heute erst hatte ich Gelegenheit, mit 
einem bayerischen Juden zu sprechen, und dieser 
Jude, der wirklich einer der Schwerstgeschädigten 
ist, hat mir erklärt. Der ganze JRSO-Vertrag ist 
ein kompletter Unsinn; denn Bayern hat 20 Mil­
lionen ausgegeben, aber die wirklich geschädigten 
bayerischen Juden erhalten davon nichts. - Ich 
möchte dem Herrn Finanzminister dazu einiges 
sagen: Ich erinnere mich noch sehr genau, daß der 
Herr Finanzminister seinerzeit den JRSO-Vertrag 
geradezu mit Leidenschaftlichkeit vertrat und er­
klärte, daß kein Schaden für Bayern -€ntsteht und 
vielen Menschen geholfen werden kann. Heute ist 
es doch so, daß die Betroffenen, diejenigen, die sei-
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nerzeit im guten Glauben den Hof, das Haus und 
was weiß ich, von irgendeinem Juden gekauft ha­
ben, weil sie geradezu dazu gedrängt wurden, 
wenn sie mit dem bayerischen Finanzministerium 
verhandeln und dabei hoffen, einigermaßen glimpf­
lich wegzukommen, die Feststellung machen müs­
sen, daß das Finanzministerium das Zweieinhalb­
fache des Einheitswertes für diese Objekte ver­
langt beziehungsweise als Richtlinie festgelegt hat. 
Damals haben Sie, Herr Finanzminister, wörtlich 
erklärt: Wenn hier - also beim JRSO-Vertrag -
der baY.erische Staat sich einschaltet, dann werde 
dieser Staat - also der bayerische Staat - auch 
in der Lage sein, in Härtefällen bei privaten Resti­
tutionsverpfiichtungen deutsche Rechtsbegriffe gel­
ten zu lassen. - Ich glaube, daß zu den deutschen 
Rechtsbegriffen auch der Begriff „Treu und Glau­
ben" gehört. Wenn seinerzeit jemand ein jüdisches 
Anwesen gekauft hat, weil der Betreffende ihn 
gedrängt hat, da er fort wollte UJJ.d sich nicht mehr 
wohl gefühlt hat, so hat er im guten Glauben ge­
handelt. Er hat es anständig bezahlt und kann 
nicht einsehen, warum es heute zu enormem Preis 
zurückgekauft werden muß. Ich kann es verstehen, 
wenn s~ch der eine oder andere der Betroffenen 
heute auf den Standpunkt stellt: Wir wären mit 
den Juden besser zurecht gekommen als mit dem 
bayerischen Staat! Ich glaube, es ist notwendig, 
daß uns der Herr Finanzminister in diesem Zu­
sammenhang noch einige Aufklärungen gibt. 

Zum Schluß möchte ich nur noch ganz kurz auf 
einen Punkt zu sprechen kommen, der uns im Haus­
haltsausschuß schon beschäftigt hat. Ich habe an­
läßlich der Debatte zu diesem Etat den Stand­
punkt vertreten, daß sich die Beamten bei den 
Finanzämtern nicht nur als Steuereintreiber, son­
dern auch als Steuerhelfer und als Berater fühlen 
und ihr Amt und ihre Aufgabe dahingehend auf­
fassen sollen. Es wurde, und zwar mit Recht, ge­
sagt, die Beamten bei den Fin_anzämtern hätten 
eine enorme Aufgabe zu erfüllen und sie seien 
dieser Aufgabe im wesentlichen auch gut und höf­
lich nachgekommen. Ich bin auch der Meinung, daß 
es nur wenige Beamte im bayerischen Staat gibt, , 
die ein so enormes Arbeitspensum zu erledigen 
haben wie die Ffoanzbeamten. Trotzdem möchte ich 
den Herrn Finanzminister noch besonders darum 
bitten, darauf hinzuwirken, daß die Steuereinneh­
mer, die Beamten an den Finanzämtern, ihre Haupt­
aufgabe nicht nur darin sehen sollen, die Steuer­
gelder zu kassieren, sondern daß sie darüber· hinaus 
dem Steuerzahler Helfer und Berater sein sollen. 
Ich glaube, es würde sich, für den bayerischen Staat 
und auch für das bayerische Finanzministerium 
vorteilhaft auswirken, wenn auf diese Weise zwi- . 
sehen dem Steuerzahler und dem Finanzministe­
rium ein gewisses Vertrauensverhältnis geschaffen 
werden könnte. Ich denke vor allen Dingen daran, 
daß auch einem Kleinbauer oder kleinen Steuer­
zahler, wenn er zum Finanzamt kommt, vom 
Finanzbeamten gesagt werden sollte, welche Mög­
lichkeiten der Steuererleichterung oder der Raten­
zahlung usw. bestehen. Leider kann sich nicht jeder 
Steuerzahler einen Finanzberater leisten. Leider 

kann sich aber auch nicht jeder - und ich glaube, 
der Herr Finanzminister hat es sogar von sich selbst 
einmal behauptet - seine Steuern selbst .ausrech­
nen. Deshalb wäre es wohl zweckmäßig, wenn das 
Vertrauensverhältnis zwischen Steuerzahler und 
Finanzbeamten dadurch hergestellt würde, daß man_ 
dem Steuerzahler etwas entgegenkommt. 

Zum Schluß möchte ich dem Herrn Finanzmini­
ster noch eine besondere Anerkennung für seine 
Haltung gegenüber den Bestrebungen auf eine 
Bundesfinanzverwaltung aussprechen. Wir hoffen 
und wünschen - und damit möchte ich schließen-, 
daß alle Parteifreunde des Herrn Finanzministers 
Zietsch in Bonn genau so föderalistisch eingestellt 
sein und handeln möchten - wie der bayerische 
Finanzminister. 

(Beifall bei der BP) 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete von Feury. 

von Feury (CSU): Hohes Haus, meine Dame.n und 
Herren! Meine Aufgabe ist es, zu ein paar Einzel­
fragen im Einzelplan 06 Stellung zu nehmen. Wir 
haben mit großer Genugtuung bemerkt, daß sich 
die Verhältnisse imLandesentschädigungsamt außer­
ordentlich gebessert haben und eine Beruhigung 
eingetreten ist. Noch zu der Zeit, als wir den Haus­
halt im Ausschuß behandelten, waren wir nicht im 
klaren, wie sich die Dinge dort gestalten würden, 
l.nsbesondere deshalb nicht, weil die Beträge, die 
für die Wiedergutmachung eingesetzt sind, im Jahre 
1953 stark gekürzt worden sind. Wir haben es sehr 
begrüßt; daß uns in der Sitzung des Beirats für das 
Landesentschädigungsamt, die vor Pfingsten statt­
gefunden hat, Herr Staatssekretär Dr. Ringelmann 
erschöpfend Auskunft gegeben hat. Wir haben es 
ebenfalls begrüßt, daß der Herr Finanzminister 
heute so positiv zu diesen Fragen Stellung genom­
men hat. Es ist außerordentlich erfreulich, daß die 
Mittel, die im Jahre 1952 niCht mehr ausgeschöpft 
werden konnten, _nun auf das Jahr 1953 übe:r;trag­
bar sind. Wir sind mit dem Herrn Finanzminister 
ebenfalls der Hoffnung, daß die organisatorischen 
Maßnahmen im Jahre 1953 so weit getroffen sind, 
daß die Gesamtsumme nun ausgeschüttet werden 
kann. Wenn augenblicklich im Monat ungefähr 
tausend Anträge bearbeitet werden können, so 
glauben wir, daß in Kürze mindestens 1500 An­
träge im Monat behandelt werden können. Es ist 
außerordentlich erfreulich, daß das Finanzministe­
rium in der dritten, aber insbesondere in der fünf­
ten Durchführungsverordnung zum Entschädigungs­
gesetz am 12. März 1952 verordnet hat, daß die An­
sprüche der Klassen 2 und 3, also Gesundheits­
schäden und wirtschaftliche Schäden, unter gewis­
sen Voraussetzungen bis zur Hälfte ausbezahlt 
werden können. Das ist sehr fortschrittlich. :Oas 
Finanzministerium in Bayern ist damit allen an­
deren Ländern vorausgegangen. Im Namen der 
Bedürftigen kann ich dem Finanzministerium nur 
den Dank aussprechen. Ich möchte aber gleich be­
merken, daß nun die Verhandlungen über das 
Bundesentschädigungsgesetz geführt werden. Ich 
möchte unsere Vertreter im Bundesrat bitten, dahin 
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zu wirken, daß durch das Bundesentschädigungs­
gesetz die Leute, die in Bayern nun auf die Ent­
schädigung warten, nicht schlechtergestellt werden 
als durch die 5. Durchführungsverordnung des 
bayerischen Finanzministeriums. Außerordentlich 
erfreulich war die Feststellung des Herrn Finanz­
ministers, daß das Amt nicht aufgelöst werden soll. 
Ich stelle das gerade im Hinblick auf die Beamten 
und Angestellten dieses Amtes fest; denn nichts ist 
unerfreulicher, als in einem Amt tätig zu sein, von 
dem man weiß, daß es in Kürze doch aufgelöst 
wird. Es ist aber notwendig, daß gerade in diesem 
Amt fähige Personen mit Hingebung an diesem 
schwierigen Problem arbeiten, die sich auch voll 
und ganz für die ·wiedergutmachung und Entschä­
digung einsetzen. 

Im Einzelplan 06 ist bei Kapitel 516 Titel 302 
für .Wiedergutmachungsleistungen in besonderen 
Fällen in ,dfresem Jahr der Betrag auf 595 000 DM 
gekürzt worden. Ich halte das nicht für gut, weil 
g,erade hier besonders~ vrl.ele Härtefälle . auftreten, 
und 1hätte daher gebeten, wenn möglich den Betrag 
auf mindestens 700 000 DM, noch besser auf 1 Md.1-
lion 1DM 'ZU erhöhen. Ich kann mir allerdings vor­
stellen, daß Titel 302 mit Tutel 301 verquickt 
werden kann, alber gernde diese Härtefälle sind 
nun einmal besonders dringlich zu bearbeiten, zu­
mal die :Stiftung so 1gut wie nicht mehr funktio­
rui:ert. 1Die Stiftung isit ja seinerzelit eigentlich für 
Härtefälle eingesetzt worden, sie hat aber ihre 
Mittel ver}oren, und so ist es notwencl:tg, daß hier 
eine orgaruisatorische Maßnahme Platz greift. Wir 
bitten sehr, mit Rücksicht auf di:e ibesonderen 
Härtefälle die Stiftung wieder so funktionsfähig 
;zu machen, diaß sie zusammen mit Titel 302 für eile 
Härtefälle wirklich voll und ganz eingesetzt werden 
kann.· 

Im Landesamt für Vermögensverwaltung und 
Wiedergutmachung wird nun bereits sieben Jahre 
gearbeitet, und es ist eigentld.ch ·erfreulich, daß man 
von diesem Amt sehr wenig hört. Wenn man aber 
die Zahlen sieht und die Arbeit, die dort geleistet 
wurde, wenn man sieht, daß Vermögen von 6;5 Mil­
lliarden verwaltet wurden und 65 000 Einzelfälle 
behandelt wo11den sind, dann muß man wirklich 
anc;:rkennen, was hier geleistet wurde. Wenn zur 
Zeit nur ungefähr i800 Objekte in der Verwaltung 
stehen, so ist das elben darauf 1zurückizufü'hren, daß 
diese -Dinge natürlich langsam ·zu e!inem gewissen 
Abschluß kommen. Bei dieser unerhört großen 
Verwaltung sind, wie wir im Ausschuß gehört 
!haben, nur Regreßansprüche in iHöhe von 5 Millio­
nen 1geltend gemacht worden, die r·echtskräftig 
abg.ewiesen wurden, unld nur 90 000 DM mußten 
im Vergleichsverfahren bezahlt werden. Jetzt be­
steht die Al'lbelit dieses Amtes ins·besondere in der 
Vermietung und Verpachtung von Industriebetrie­
ben und in der Verwaltung von Reichsverm.ögen 
in Höhe von ungefähr 500 Millionen. Ich glaube, 
daß man bei den Erfahru111gen, die die Leitung 
und das Personal des Landesamts gesammelt ha­
lben, auch hier dafür sorgen soUte, ldaß das Personal 
di·eses Amtes weiter verwendet wfod, wenn irgend-

welche anderen organisatorischen Maßnahmen ge­
troffen werden. 'Ich glaube, ·eine 7jäihrige Erfahrung 
in einer: so schwierigen Matel'lie sollte nicht ohne 
wed.teres abgetan werden. 

Ich hätte über die Verwaltung der Staatlichen 
Schlösser, Gärten und Seen nicht mehr gesprochen, 
die unter der hervorrage111den Leitung des Herrn 
!Präsidenten Kiefer stehen und ein positives Er­
gebnis gebracht haben, wenn nicht mein Vorredner 
dem Herrn Fli.nanzminister .gesagit hätte, daß es 
eigentlich :besser wäre, wenn manche staatlichen 
landiwirtschafillichen Güter dem Flinanzministerium 
unterstellt würden statt dem Landwirtschafts­
ministerium. Ich möchte dazu rd.chtigstellen, daß 
diese beiden Güter, die Gott sei Dank positiv 
arbeiiiten, doch andere. Aufgaben •zu erfüllen haben 
als die Betriebe, die dem Landwlirtschaftsministe­
riurrn unterstehen und in denen insbesondere für 
die Forschung sehr viel Geld ausgegeiben we!'deµ 
muß, was ig,erade im Interesse einer gut funktlio­
nierenden bayerischen Landwlirtschaft notwendig 
ist. Wir freuen uns besonders, daß diese 600 000 DM 

. über das iEinkunftssoll erzielt wurde, und ich 
glaube, wir müssen dli.eser Verwaltung wirklich 
die volle Anerkenung aussprechen. 

Ich habe schon neulli.ch /bei der 1Be!hanidhmg der 
F:ilmkredite ülber den Film gesprochen und dabei 
!Zum Ausdruck gebracht, daß es unbedingt not­
wendd.g ist, vor allem Geiselgasteig zu erhalten. Das 
dst dias Hauptproblem, das den 1Bayerischen Land­
tag Utnd das Finanzministerium 'beschäftigen muß. 
Das Entfiechtungsgesetz ist nun in Bonn durch und 
wir werden bald hier in Bayern den Albwickler in 
Geiselgastelig bekommen. 1Da fragit ,es sich nun, was 
soll 1geschehen? Sollen wir nun einen vollständig 
1blutleeren Körper abwickeln oder sollen wir doch 
versuchen, in der Zwli.schenJZeit dieses Gefaelgastei:g 
so wertvoll zu machen wie nur li!'lge:nd möglich. 
Wenn wir draußen nun diese Kredite und Bürg­
schaften nicht mehr geben, so ist mit Sicherheit 
zu erwarten, .daß die Iruitiative des Bundes hiier 
·eingreifen wird. ·Denn 1Sie wissen alle, daß tbereits 
60 Millionen DM vom 1Bund izur Verfügung g·estellt 
worden sind, und es äst eine Selbstverständlichkeit, 
daß dann alle guten Fiilmleute, die wir hier nach 
Geiselgaste~g geibracht haben, in die- norddeutschen 
Bezirke abwandern werden und somit für uns 
noch größere Ausfälle entstehen. Es ist nun einmal 
so, wenn wir draußen diese Bürgschaften oder 
Kredite nicht mehr igeben wollen, - da bin ich . 
völlig 'einig mit dem Herrn Albgeordneten Elsen-, 
dann müssen wir das klipp und klar sagen. Wollen 
wir draußen noch weiter helfen, i·nsbesondere im 
HinbHck auf eine günstige Abwicklung, so müssen 
wir schnell helfen. Ich 'bin der Meinung - und 
weiß es aus meiner Bankerfahrung -, wenn man 
Kredite und Bürgschaften igfö·t und sie zu spät 
gibt, so muß man doppelt und dreifach geben und 
es langt oft noch nicht. Schnell geben, richtig prü­
fen und guten Leuten geben, das ist die einzige 
Möglichkeit weiterzukommen. 

l(Zuruf links: Gute Leute! - Zuruf aus der 
Mitte: Gute Produzenten!) 
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- Ja, gute Leute und gute Produzenten, das muß 
auch hier außerordentlich stark betont werden. Ich 
habe bei meinen Ausführungen vor der Fest­
setzung des Untersuchungsausschusses für die 
Filmbürgschaften, schon erklärt, es ist außer­
ordentliches, erstes und wichtigstes Gebot, daß wir 
in Geiselgasteig anständige und gute Produzenten, 
Verleiher und Theaterbesitzer arbeiten lassen. 
Aber wenn wir der Meinung sind, daß wi:r; mit 
der neuen Bürgschaftsmethode, die wir nun im 
zweiten Kreditausschuß und Filmbeirat 'anwenden, 
einigermaßen gut gearbeitet haben, so, möchte ich 
doch den Herrn Finanzminister und auch das Hohe 
Haus bitten, wenn diese Bürgschaften noch ei_nmal 
gegeben werden sollen, sie schnell zu geben. Denn 
sonst ist es zu spät und es würde ein größerer 
Schaden entstehen, die Dinge würden mehr kosten 
UJ:?-d Geiselgasteig könnte nicht gehalten werden. 

Ich freue mich ganz besonders, daß der Haus­
halt des Finanzministeriums so sparsam aufge­
stellt worden ist. Es ist auch notwendig, weil ja 
das Finanzministerium doch sehr, sehr großen Ein-, 
fluß auch auf die Haushalte der anderen Mini­
sterien nimmt und es deshalb notwendig ist, daß 
gerade hier das Finanzministerium so sparsam 
arbeitet. 

Ich möchte dem Herrn Staatsminister meine 
Anerkennung aussprechen, daß er sich so deut­
lich und klar gegen die Bundesfinanzverwaltung 
ausgesprochen hat. Das ist auch unsere Meinung 
und wir sind überzeugt davon, wir brauchen, so­
lange Herr Minister Schäffer Bundesfinanzmini­
ster ist, keine Sorge zu haben, daß wir die Bundes­
finanzverwaltung bekommen. Aber ich möchte den 
Herrn Minister bitten, immer weiter so standhaft 
und klar zu sein 

(Zuruf: Sehr gut!) 
und auch in Bayern organisatorische und per­
sonelle Maßnahmen zu treffen, daß diese Bundes­
finanzverwaltung verhütet werden kann. Es lag 
ja vielleicht ein ganz kleiner optimistischer Ton in 
dem Interview, das der Herr Finanzminister ge­
geben hat, und auch in seiner heutigen Haushalts­
rede. Ich glaube aber, daß die bayerischen Finan­
zen nach wie vor äußerst angespannt· bleiben wer­
den. Ich brauche den Herrn Finanzminister nicht 
zu bitten, weil ich weiß, daß er es tut: sparsamst 
alle Haushalte weiterzubehandeln. Ich freue miei.'1, 
daß der Herr Finanzminister hier mit so' gutem 
Beispiel im Einzelplan 06 vorangegangen, ist. 

{Beifall) 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der 1-terr 
Abgeordnete Dr. Eckhardt. 

Dr. Eckhardt (BHE): Meine Damen und Herren, 
Hohes Haus! Der Herr Kollege Lanzinger hat be­
reits mit Recht darauf hingewiesen, daß der Einzel­
plan 06 ein Ve1·waltungs- und Personaletat ist. 
Das heißt, die Tätigkeit, die sich im Einzelplan 06 
widerspiegelt, hat ihre finanzwirtschaftlichen und 
finanzpolitischen Auswirkungen im Einzelplan 13, 
und im Einzelplan 13 entstehen eigentlich erst 
jene Probleme, auf die es uns heute wirtschafts-

politisch sowie finanz- und steuerpolitisch beson­
ders ankommt. Der Einzelplan 06, den wir hier 
besprechen; ist nicht nur im Haushaltsausschuß in 
allen seinen Einzelheiten sehr gründlich bespro­
chen, er ist nicht nur, wie die Herren Vorredner 
bereits bemerkt häben, mit einer erfreulichen 
Sparsamkeit· aufgestellt. Auch ist im Haushalts­
ausschuß das Wesentliche, das zu deh Einzelheiten 
des Einzelplans 06 gesagt werden könnte, bereits 
gesagt worden. Deshalb· bin ich der Meinung, daß 
man diese zahlreichen Einzelheiten hier nicht 
wiederholen, sondern daß man nur auf das hin­
weisen sollte, worauf es wirklich ankommt. 

Da hat der Herr Staatsminister der Finanzen zu 
Anfang seiner Ausführungen zunächst auf eine 
allgemeine Problematik aufmerksam gemacht, 
nämlich auf die Erhöhung des Pers~nalaufwands, 
die das Finanzministerium und die Finanzverwal­
tung heute mit den meisten, wenn nicht allen 
anderen Verwaltungszweigen teilen. Er meinte, 
dem könne man nur durch eine Verminderung, 
einen Abbau der Aufgaben abhelfen, woran sich 
dann der Abbau des Apparates anschließen könne. 
Wenn man davon ausgeht, wird man heute leider 
zu einer skeptischen Beurteilung kommen müssen; 
denn es ergibt sich nicht nur seit Jahren, sonde:rn 
seit Jahrzehnten, daß sich die Aufgaben des 
Staates - nicht ohne Schuld der staatlichen 
Stellen! ___:·ständig vermehren. Der Altmeister der 
europäischen Finanzwissenschaft, Adolf Wagner, 
hat bereits vor annähernd hundert Jahren eine 
Regel oder ein volkswirtschaftliches Gesetz von 
den ständig wachsenden Staatsausgaben aufge­
stellt. Dieses Gesetz hat sich leider in der Praxis 
bis jetzt bewährt. Und doch muß ich sagen: In 
mir selbst und wahrscheinlich auch in den meisten 
von Ihnen und auch in der Bevölkerung wehrt sich 
etwas gegen die Tendenz, die in der Regel Wag­
ners zum Ausdruck kommt. Wir würden es be­
grüßen·__;_. und ich weiß mich darin eins zum Bei­
spiel auch mit der Finanzbeamtenschaft -, wenn 
die Verwaltung kleiner sein könnte, wenn sie 
klein, aber qualitativ, hochwertig und geschlossen 
wäre, wenn die durchzuführenden Aufgaben mehr 
und mehr in die Verantwortung des einzelnen Be­
amten gestellt würden. Das ist leider nicht der 
Fall. Der Herr Kollege Elsen hat auf den existie­
renden Papierkrieg hingewiesen und hofft, daß der 
Finanzminister diesem Papierkrieg ein wenig ab­
hilft. Das ist ein sehr frommer, aber nach meinem 
Gefühl auch ziemlich hoffnungsloser Wunsch. Der 
Papierkrieg hat sich im Rahmen der Bundes- und 
der Landesgesetzgebung, im Rahmen der Arbeit 
der Parlamente des Bundes und der Länder und 
im Rahmen der Ministerien ebenfalls seit Jahren 
und Jahrzehnten niemals verringert, sondern sich 
immer mehr vermehrt. Wenn da eine kleine Hoff­
nung besteht, daß trotzdem die Flut von Papier 
eine weitere ungünstige Auswirkung nicht hat 
oder in ihren ungünstigen Wirkungen eine Grenze 
findet, dann ist es die, daß der vom Papierkrieg 
Betroffene zur Selbsthilfe greift und die Flut von 
Papier, die er jeden Morgen vorfindet, einfach 
nicht mehr liest. Hinter dem Papierkrieg steckt 
natürlich eine Fülle von Verwaltungsarbeit, und 
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ich muß in diesem Falle sagen: wahrscheinlich von 
überflüssiger Verwaltungsarbeit. 

das im einzelnen nicht zu sagen. Im übrigen ist das 
ein Problem, das beim Einzelplan 13 genauer zu 
beh~ndeln wäre. Ich will hier kein Problem be­
handeln, das nicht an diese Stelle gehört. 

Damit hängt auch ein Problem zusammen, das Man könnte also die Ministerien auf die Gesetz-
wir jedenfalls im Haushaltsausschuß schon bespro-. gebungsarbeit und auf die Beachtung der großen 
chen haben, aber im Rahmen einer Vereinfachung Richtlinien beschränken. Dann müßte man die 
in Bund und Ländern sehr sorgfältige Beachtung letzte Entscheidung in allen Verwaltungseinzel-
verdient. Das ~st nämlich die Verteilung der Auf- fällen den Mittelbehörden anvertrauen. Ich m'eine: 
gaben. Wir können zur Zeit, in einer Epoche der Nach der Art unserer Mittelbehörden, nach ihrer 
Not von Volk, Staat und Wirtschaft, nicht verhin- Zusammensetzung und nach ihrer Spitze könnte 
dern, daß die Aufgaben riesengroß ·sind und viel- man diese Aufgabe der Verantwortungsverteilung 
leicht noch mehr wachsen. Aber wir können sie sehr· gut vertreten. Das wäre eine echte Tat im 
vielleicht doch in entsprechender Weise verteilen. Rahmen einer Verwaltungsreform, im Rahmen 
yorhin schon ist gemeint worden, und in diesem einer Verwaltungsvereinfachung, wie sie überall 
Hause wurde das wiederholt hervorgehoben - dringend gewünscht wird. Das, meine Damen und 
wenn ich mich recht erinnere auch von seiten des Herren, ist ein Problem, das nicht nur den Etat des 
Herrn Finanzministers selbst -: Der König Finanzministeriums betrifft, sondern einfach "jeden 
regiert, aber er verwaltet nicht, und so sollten es Etat, mit d'em wir es hier zu tun haben. Ich habe 
die Ministerien wohl auch machen. Sie machen es es deshalb an den Anfang gestellt. Es wiederholt 
aber bekanntlich nicht so, und vor allem macht es sich nur das, was man oft zu den anderen Etats in 
an ihrer Spitze das zuständige Bonner Ministerium anderer Form würde sagen können. 
nicht. Ich meine jetzt das Bundesfinanzministe- Aber der Etat des Finanzministeriums ·berührt 
rium. Wenn man von diesen Dingen spricht, dann noch ~in ganz anderes brennendes Pro.blem, das 

· darf natürlich nicht nur im eigenen Lande etwas heute verschiedentlich berührt, nach meinem Ge-
gemacht werden. Man wird von dem Experiment fühl aber - ich bitte die Herren Vorredner, das 
des Herrn Ministerpräsidenten Arno.ld in Nord- zu entschuldigen - nur unzulänglich zum Aus-
rhein-Westfalen nicht allzu große Auswirkungen druck gebracht worden ist. Es ist das heutige 
erwarten dürfen. Wenn man also fö der rechten politi,sche Problem für das bayerische Finanzmini-
Weise hier vorgehen will, müßte· man beim Bund sterium, das im Zusammenhang mit seinem Etat 
beginnen und in den Ländern fortfahren. Der besprochen werden muß, nämlich die Frage der 
B.und beschränkt sich auf dem Gebiete ·der Finanz- Bundesfinanzverwaltung. Es ist mehrfach, auch 
politik leider nicht auf die Gesetzgebung be- vom Herrn Staatsminister der Finanzen selbst be-
ziehungsweise auf die Vorber.eitung ·der Gesetz- tont worden, daß man gegen diese Bundesfinanz-
gebungsarbeit. Das aber sollte er tun, und nur das verwaltung energi:sch Stellung nehmen müsse. 
kann die Aufgabe eines richtig aufgefaßten Mini- Meine Damen und Herren.! Diese Bekundung ge-
steriums überhaupt sein: die Vorbereitung der nügt in keiner Weise. Sie müssen sich das Problem 
Gesetzgebungsarbeit und die Beachtung der Inne- schon sehr genau ansehen; ·denn es ist wirklich 
haltung der groß.en Linien. Alles andere muß man ernst. Tatsächlich wünscht nämlich die Mehrzahl 
wirklich den Ämtern und Behorden draußen der Finanzbeamtenschaft eine einheitliche Bundes-
überlassen können. Das ist ihnen auch früher mehr finanzverwaltung. Diese Wünsche der Finanz-
überlassen worden. Von Jahr :w Jahr, von Jahr- beamtenschaft sind in zahlreichen Tagungen, Ver-
zehnt zu Jahrzehnt ist man nur leider immer mehr öffentlichmi.gen und Gesprächen immer wieder zum 
dazu übergegangen, dem Mann an der Front, dem Ausdruck gekommen. Bitte, meine Damen und Her-
Steuerinspekto.r, dem Sachbearbeiter, dem 'Vor- ren, hören Sie doch einmal auf die Stimme des 
steher die Verantwortung zu entziehen, so daß Volkes, in diesem Falle also auf die Stimmen der 
dieser Mann heute zu sagen pflegt _ Sie können Finanzbeamten! Auch das ist nicht unwichtig. Er-
das xmal hören, wenn Sie in der Praxis stehen-: kundigen Sie sich einmal da und dort! Wenn Sie 
Ich denke doch gar nicht daran; die Verantwortung dann mit dem Mann allein im Zimmer sprechen 
für ·dieses oder jenes zu übernehmen; ich mache - er hat nicht vor, vor dem Landtag etwas dar-
einen Bericht und warte ab; denn sonst bekomme über zu sagen - so wird er Ihnen erklären: Wir' 
ich etwas auf den Hut. Das ist eine Einstellung, brauchen eine Bundesfinanzverwaltung aus ganz 
d. · h bestimmten Gründen. ie mc t immer dagewesen ist, ·die man bekämp-
fen und geradezu tatsächlich ausmerzen· sollte. Da- Diese Stellungnahme hat eine Reihe von echten 
zu kann das Landesfinanzministerium, in erster Beweggründen, über die ich jetzt sprechen möchte, 
Linie aber natürlich das Bundesfinanzministerium weil das meines Erachtens wichtig ist. Sie können 
sehr viel beitragen. Im Bundesfinanzministerium mir jetzt sagen, die Frage ist im Augenblick nicht 
würde es schon genügen, wenn der dort vorhandene akut, weil die verfassungsändernde Mehrheit im 
Apparat vermindert würde und man infolgedessen Bundestag nicht zustande gekommen ist. Aber, 
in diesem oder jenem Referat nicht darauf käme :rieine Herren, die Frage wird in Kürze oder Länge 
daß das Steuerrecht weiter verbessert oder _ wi~ immer wieder akut werden. Das Problem ist ernst. 
man bei den Fachleuten zu sagen pflegt _ ver- Wir müssen uns sachlich mit ihm auseinandersetzen. 

~--- f~~r_! we~d~~~e. Diese Art von Verfeinerung Ich habe eben von der Einstellung der Finanz-
-Uat d~zu ge.fü~rt, daß wir in ein undllrCliaringEares --neamtenscnaft gesprochen. Sie können auch in wei-

Gestrupp hmemgekommen sind. Ich brauche Ihnen ten l{l'eisen der Wirtschaft hören, daß eine Bundes-
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finanzverwaltung gewünscht wird. Auch die Landes­
stellen des Bundesverbandes der Industrie haben 
sich wiederholt dahin ausgesprochen, daß eine Bun­
desfinanzverwaltung zweckmäßig sei, und zwar 
deswegen zweckmäßig, weil heute die Steuerver­
waltung, also die Ausführung der Steuergesetz­
gebung in den verschiedenen Ländern verschieden 
gehandhabt werde. Wer die Praxis kennt, muß mir 
bestätigen, daß es tatsächlich der Fall ist. Es läßt 
sich trotz aller Verwaltungsanweisungen, trotz aller 
Einkommensteuerrichtlinien von Bonn aus und der­
gleichen sehr wohl feststellen - wenn man wie 
ich, sowohl in Württemberg, in Hessen wie in 
Niedersachsen und anderwärts zu tun hat -, daß 
die Behandlung des Steuerpflichtigen überall anders 
ist und daß es Länder gibt, die großzügiger ver­
fahren, und Länder, die weniger großzügig ver­
fahren. Das könnte ich Ihnen an einzelnen Bei­
spielen auseinandersetzen. Das ist für die Wirt­
schaft ein außerordentlich wesentlicher Punkt. 

(Abg. Elsen: Das war aber i~ der Weimarer 
Republik auch schon so!) 

- Es kommt noch etwas hinzu, Herr Kollege Elsen; 
ich bin noch nicht bei den eigentlichen Gründen, 
die ich Ihnen hier vortragen will, und von denen 
ich meine, daß sie auch den Finanzbeamten bestim­
men, für eine Bundesfinanzverwaltung einzutreten. 
Wenn man nämlich im Bundesrat gegen eine solche 
Bundesfinanzverwaltung kämpfen will, muß man 
die Waffen des Gegners sehr genau kennen. Sie 
wissen, daß eine Reihe von Gutachten für den 
Bundestag erstellt worden sind und daß sich ledig­
lich der bayerische Sachverständige gegen eine 
Bundesfinanzverwaltung ausgesprochen hat. An­
dererseits hat sich aber auch eine so gewichtige 
Stimme wie der Vorsitzende des Bundes der Steuer­
zahler, Professor Bräuer, der ebenfalls gebürtiger 
Bayer ist und der. der Nachfolger von Schanz auf 
dem berühmten finanzwissenschaftlichen Lehrstuhl 
der Universität von Würzburg war, aus allen mög­
lichen Gründen für eine Bundesfinanzverwaltung 
ausgesprochen. 

Sie haben heute ein Gesetz über die Finanzver­
waltung. Wie sieht es damit aus? Nach dieser schon 
getroffenen Regelung ist die Zollverwaltung, ein 
sehr wichtiger Teil jeder Finanzverwaltung, eine 

. Bundesverwaltung und sind die Zollbeamten Bun­
desbeamte. 

(Abg. Bezold: Sehr richtig!) 

Die Zollbeainten: stellen, wie wir alle wissen, eine 
qualitativ recht gute Auslese dar und haben - das 
wird selbstverständlich von den Kollegen der 
Steuerabteilung sehr genau beobachtet - wesent­
lich bessere Beförderungsmöglichkeiten und selb­
ständigere Positionen draußen in der Verwaltung. 
Das würde vielleicht noch hinzunehmen sein. Tat­
sächlich haben wir aber innerhalb der Steuerver­
waltung eine Reihe von Beamten, die als wahre 
Chamäleons betrachtet werden müssen, weil sie 
einmal in der Farbe des Bundes und das andere 
Mal in der Farbe des jeweiligen Landes auftreten 
müssen. Der Oberfinanzpräsident, der leitende Be-

amte jedes Oberfinanzbezirks, ist halb Bundes-, 
halb Landesbeamter; er muß also gelegentlich seine 
Bundesseele und gelegentlich seine föderative Auf­
fassung hervorkehren. Das ist schon nicht sehr 

·glücklich. Es geht aber weiter. Beim Leiter der. 
Oberfinanzkasse haben Sie dasselbe Gemisch. Und 
außerdem finden Sie dann in der Steuerabteilung, 
daß Zimmer an Zimmer, hinter dieser Tür ein Bun­
desbeamter und hinter jener Tür ein Landesbeam­
ter sich befindet. Die wichtigen Umsatzsteuerbeam­
ten, insbesondere der Leiter des Umsatzsteuer­
referats einer Oberfinanzdirektion, unterstehen 
nicht dem Finanzpräsidenten der Steuerabteilung, 
weil der Finanzpräsident der Steuerabteilung ein 
Landesbeamter, er selbst aber ein Bundesbeamter 
ist. Als Bundesbeamter untersteht er nur der je­
weiligen Bundeshälfte des Oberfinanzpräsidenten. 
Das ist nicht sehr schön, wenn man genau weiß, 
daß eine einkommensteuerliche Arbeit nicht zu­
reichend ohne engstes Zusammenwirken mit dem 
umsatzsteuerlichen Sachgebiet, mit dem Referenten 
oder überhaupt mit umsatzsteuerlichen Fragen zu 
leisten ist. Einkommensteuer, Umsatzsteuer und 
Vermögensteuer hängen nach der Tradition der 
Verwaltung sowie nach dem Aufbau unseres 
Steuerrechts aufs engste zusammen. Nun wird man 
hier jetzt einwenden, im grqßert und ganzen ist es 
ja gut gegangen. Soweit mein Einblick in die baye­
rischen Verhältnisse auf diesem Gebiet reicht, ist 
das allerdings zu sagen. ·Es ist für die Zusammen­
arbeit auf den Gebieten von Umsatzsteuer einer­
seits, Einkommen- und Körperschaftsteuer usw. 
andererseits in Bayern gut gegangen. Wenn Sie da­
nach fragen, weshalb, dann werden Ihnen die Be­
amten sofort antwocrten: Ja, das ist deshalb so gut 
gegangen, weil wir aus einer einheitlichen Verwal-· 
'tung kommen und uns daher genau kennen, des­
halb die vorzügliche Zusammenarbeit. Ich bin 
gestern in einem anderen deutschen Land und in 
einem anderen deutschen Finanzministerium ge­
wesen und habe dort zufällig mit dem Umsatz­
steuerreferenten gesprochen. Dieser hat mir gesagt: 
„Es ist ein Kreuz, ich werde mit meiner Umsatz­
steuer nicht mehr fortig. Es liegen für mich 
in meinem sehr bedeutenden Industriegebiet eine 
Reihe von Millionen :auf dem Tisch und ich 
kann sie nicht hereinbekommen. Ich habe zwar den 
Betriebsprüfungsreferenten gebeten, er möge mir 
doch ein paar Prüfer für diesen besonderen Zweck 
zur Verfügung stellen. Als Antwort hat er mir ge­
geben, nein, das tue ich nicht, denn Ihre Steuern 
sind ja Bundessteuern, die fließen in die Bundes­
kasse und ich habe so viel Not mit meinen Landes­
steuern und ich bin in erster Linie daran inter­
essiert, meine 63 Prozent Landessteuern zu bekom­
men." Es besteht aber wohl kaum ein Zweifel, daß 
in gewisser Weise auf diese Dinge eingewirkt wer..; 
den kann. Der betreffende Referent hat mir noch 
von einer Reihe anderer Dinge erzählt, die aber 
nicht unmittelbar Bayern angehen. Trotzdem aber 
sollten Sie diese wichtige Frage aus dem Stand­
punkt anderer Länder her kennen und wissen, daß 
Sie hier Bundesgenossen brauchen, wenn Sie sich 
durchsetzen wollen. Der betreffende Beamte hat 
mir weiter gesagt, die räumlichen Verhältnisse 
seien sehr ungenügend, man werde umziehen müs-
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sen. Er habe infolgedessen beantragt, beziehungs­
weise mit dem Finanzpräsidenten - einem Landes­
beamten - gesprochen, es möchten doch die Ab­
teilungen für Umsatzsteuern, Einkommensteuern 
und Betriebsprüfung räumlich zusammengelegt 
werden, weil sonst eine fruchtbare Arbeit einfach 
nicht möglich sei. Daraufhin hat der leitende Lan­
desbeamte sein Desinteressement an einer solchen 
Regelung bekundet. Wenn solche Dinge passieren, 
dürfen wir uns nicht wundern, .wenn allgemein in 
der Finanzverwaltung - das hat ein sehr starkes 
Gewicht - der Wunsch nach einer einheitlichen 
Finanzverwaltung laut wird. Der Finanzbeamte 
kann sich mit solch unmöglichen Zuständen auf die 
Dauer nicht befreunden und e·s kann nicht immer 
gesagt werden, bisher sei es noch gut gegangen, und 
zwar deshalb, weil sich so etwas auf die Dauer 
mehr und mehr auseinanderlebt. Man kann gut 
sagen, daß durch das Gesetz über die Finanzver­
waltung der Keim :tu einer Zerrüttung des gegen­
wärtigen Systems unmittelbar angelegt ist. In­
folgedessen muß etwas geschehen. Es muß tatsäch­
lich dem weit verbreiteten und in vieler Beziehung 
verständlichen Wunsch sowohl der Wirtschaft wie 
der Finanzbeamtenschaft nach Einheit, Klarheit 
und c:mch nach Gerechtigkeit Rechnung getragen 
werden. Sie können das auf zweierlei Weise tun. 
Und nun komme ich auf das Wesentliche, wornuf 
es ankommt, und was man vertreten sollte. Sie 
können sagen, wir nehmen eine Bundesverwa1tung, 
oder Sie können sagen, wir nehmen ausschließlich 
eine Landesverwaltung. 

(Zuruf von der CSU: Sehr gut!) 

Wenn Sie diesen zweiten Standpunkt vertreten, 
brechen Sie einer ganzen Reihe von Begründungen 
Ihrer Gegner die Spitze ab. Das sollte also ge­
schehen. Der Steuerbeamte hat einen verständlichen 
Wunsch nach Einheit und Klarheit. Diese Einheit 
und Klarheit findet er auf seinem Arbeitsgebiet in 
keiner Weise vor. Der Herr Finanzminister hat 
heute morgen zutreffend geschildert, wie es um das 
Arbeitsgebiet, um das Können und Wissen eines 
Bezirksarbeiters oder eines Betriebsprüfers in der 
Finanzverwaltung bestellt ist. Er muß tatsächlich 
auf der einen Seite ein Volkswirt sein, in der Beob­
achtung der wirtschaftlichen Vorgänge, in der Be­
obachtung und Beurteilung der Konjunktur und 
der Konjunkturkrisen, wie etwa zuletzt der Textil­
industrie, gerade auch im bayerischen Raum. Das 
muß er sein bei der Betriebsprüfung sowohl wie 
bei der Veranlagung. Er muß auf der anderen Seite 
ein Betriebswirt sein und muß Bilanzen und Kal­
kulationen beurteilen können, und zwar nicht nur 
Bilanzen und Kalkulationen der einen oder der an­
deren Firma, sondern einer ganzen Reihe von Wirt­
schaftszweigen. Im übrigen muß er, ich möchte 
sagen, ein erfahrener Jurist sein; denn er muß sich 
ständig mit der sehr schwierigen Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofä und der Finanzgerichte sowie 
den oft sehr unklaren Ausführungen der Verwal­
tungserlasse auseinandersetzen. Daß er das muß,. 
dafür sorgen seine Steuerpflichtigen genügend. Das 
ist sicherlich außerordentlich schwierig, und es ist 

verständlich, wenn der Steuerbeamte manchmal 
gegenüber der auf ihn anstürmenden Flut von Er­
lassen und Vo:schriften ein wenig müde wird. 

Im Haushaltsausschuß ist ja genügend betont 
worden, es ist ·auch hier gesagt worden, daß im 
allgemeinen die Objektivität, das Können und die 
Sorgfalt der Steuer- und Finanzbeamten außer 
aller Frage stehen. Daß muß an dieser Stelle sicher­
lich auch ·einmal g,&nz öffentlich betont und unter­
strichen werden. Es muß auch erklärt werden -
entgegen vielen anders lautenden Meinungen -, 
daß der .kleine S1:eue.rbeamte in den meisten Fällen 
bereit ist, dem Steuerpflichtigen, der i!hm gegen­
ülberstelht, mit Rat und Tat zur Seite 1zu stehen. 
Wenn der steuerpflichtige 1Staatslbürger sich ent­
sprechend verhält und dem :Steuerlbeamt·en erklärt: 
So und so liegt der Fall; was könnte man machen? 
- dann, glaube :ich, habe ich noch wenig Finanz­
beamte gesehen, die da n~cht von sich aus wirkHch 
geholfen hätten und insbesondere auch solche Be­
amte, die in ·einer .Flut von Arbeit ersticken, wie 

. das !beis'.Pielsweise bei den Lohnsteuerstellen am 
Anfang jedes Jahres der Fall ist. - In einer 
Zeitungsnotiz ist neulich von diesen Lohnsteuer­
stellen verlangt wor.<;len, sie sollten bei jeder Ab­
änderung noch .eine schriffüch.e Begründung an 
j.eden Steuerpflichtigen geben. Ich ha'be diese An­
regung ·für völlig praxisfremd gehalten, und zu 
meiner Freude fände ich nun die Erwiderung eines 
Steuerpflichtigen, eines Staatslbürgets sel<bst, der 
darauf hinweist, daß auch nach seiner eig·enen per­
sönlichen Erfalhrunig 1auf Anfr.age das zuständige 
Finanzamt oder die zuständige Lo.hnsteuerstelle 
alles getan ha.be, um ihm ·zu seinem .Recht zu 
verhelfen. 

Die bestehenden Schwierigkeiten, das Gestrüpp 
des Steuerrechts seföst ausräumen, das kann 
natürlich die Verwaltung nicht, und dafür trägt 
sie :auch nicht die Verantwortung. Es kann nur 
den maßgebenden Stellen, in erster Linie immer 
wieder dem !Bundesfinanzministerium - das viel­
leicht schon der •Entfornung wegen hier taube 
Ohren hat-, a1ber auch dem zuständigen Landes­
ministerium gesagt werden, daß es seine 1Beamten, 
besonders aber seine leitenden Beamten dazu an­
halten solle, weniger ihineinzuverwalten, wen~ger 
Papier an die unteren Stellen zu geben. Es komfut 
nicht darauf an, den Finanzbeamten - wie das 
heute wiederholt geschehen ist - zu danken. Der 
Finanzbeamte erfüllt seine Pflicht und will dafür 
keinen besonderen Dank. Er will aiber, daß er 
auch nicht anders und schlechter !behandelt wird 
als andere Beamte des Staates. Er weiß, daß er 
eine besonders schwierige Arbeit zu erfüllen hat, 
und er wünscht, daß man dieser seiner Tätigkeit 
gerecht wird. 'Das kann man jedenfails nicht, indem 
man für andere Bamtengruppen Sonderregelungen 
schafft. Es ist ja heute darüber gesprochen worden, 
und der Verband. der Finanzbeamten in Bayern 
hat sich ausdrücklich an den Landtag gewendet 
und starken Widerhall dafür gefunden. Wenn also 
solche Sonderwünsche laut werden, dann muß man 
gerade dem . Finanzbeamten ·bei seinen geringen 
Beförderungsmöglichkeiten und seiner unzur.eichen­
den Besoldung - einem Kummer, den er allerdings 



1390 Bayerischer Landtag - 144. Sitzung. Mittwoch, den 27. Mai 1953 

(Dr. Eckhardt [BHE]) 

mit den meisten oder allen anderen Beamten teilt 
- sagen, daß er _:in keinem Fall schtechter gestellt 
werden darf, als irgendein anderer vergleichbarer 
Beamter gestellt wird. lDas muß !hervorgehoben 
werden. Der Beamte ist nicht nur Staatsdiener 

. oder Erfüller obri!gkeitlicher Aufgalben gegenÜ!ber 
dem Volke; er ist auch ein Angehöriger d:ieses 
Volkes selbst; er ist selJbst ein Staatsbürger. Wenn 
:ilhm das genügend zum Ausdruck gebracht wird, 
wenn die Stellen, auf die er im Rahmen der ent­
scheidenden Probleme - auch dm Rahmen des 
Problems der Bundes- oder Landesfinanzverwal­
tung - hinblickt, eine klare Linie einhalten und 
ihn insbesondere erkennen lassen, daß sie ihm bei 
allen gerechtfertigten Wünschen zur Seite stehen, 
ihn decken und vor ihn tr.eten, dann glaube ich, 
kann ohne weiteres gesagt werden, daß auch das 
Nachwuchsproblem keine entscheidende Sorge mehr 
bereiten wird. Die so1ziale 'Stellung des Beamten 
ist !ZW·eif.ellos gesunken, aus finanziellen Gründen. 
AJber auch .rue so1ziale Achtung des Beamten ist 
nicht me!hr die gleiche, die er vor 1914 und viel­
fach auch später noch genossen hat. Er sollte aber 
in einer Demokratie w:ie der unseren ein besonderes 
Maß sozialer Achtung genießen, um der Schwierig­
keit, der .Fülle und des Ernstes der Aufgaben 
willen, die er für den 1Sta.at ·erfüllt. Wenn das 
Staatsministerium das seinen •Beamten gegenüber 
in der genügenden Weise zum Ausdruck bringt, 
dann glaube !ich, wird es dasselbe vorzügliche Be­
amtentum haben, auf das es hier stolz gewesen 
ist und auf das wir hoffentlich auch :in Bayern 
im Rahmen einer einheitlichen Verwaltung mit 
Stolz · blicken können. 

i(lBeifä.ll bei BHiE tind .FD!P) 

Präsident Dr. Hundhammer: !Es folgt als Redner 
der Herr Abgeordnete Raibenstein. 

Rabenstein {FDP): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Es ist an sich schwer, wenn man 
nach einem 1Finanzfächmann sprechen muß. Ich bin 
hier nur Laie. !Es ist auch schrwer, werin man sich 
als N\ichtfachmann in den Etats zurechtfinden muß, 
die durch die Umstellung in diesem Ja:hr keinerlei 
Vergleichsmöglichkeiten zulassen. Ich glaube, die 
meisten· unter .uns h:a1ben sich wie :ich sehr schwer 
getan, sich diesmal überhaupt 1ZUrechtzufinden. 
Wenn man ·zum Beispiel den EiinzelpJ.an 06 ansieht, 
so hat dieser Plan allein 3 neue Kapitel. Wenn die 
Umstellung daizu dient, daß eine ".·ereinfachung 
auf diesem 1Sektor durchg.eführt werden kann, dann 
muß das begrüßt werden. Die Frage ist natürlich 

· nur die, ,ob nicht nächstes Jahr wieder so ver­
fahren wird. Ich müßte das bedauern. Denn ich 
glaube, dann haben wir auch im kommenden J::hr 
keine !Möglichkeit, irgendwie zu kürzen. Daß in 
den verschiedenen Etats noch starke Reserven vor­
handen s'ind, ibeweisen die Tiatsachen. Das ibe1weist 
unter anderem die Notiz !heute in der Zeitung, daß 
aus den 84 Millionen DM Defizit im v·ergangenen 
Jahr heute ein Überschuß von 67 Millionen DM 
wurde. Me'ines 1Erachtens sind dies die Reserven, 

die in den einzelnen Titeln enthalten waren. Ich 
glm.tbe, mit mir waren eine Reihe meiner Kollegen 
davon überrascht, daß man uns, als die 20prozen­
tige Gehaltserhöhung kam, auf einmal er-zählte, 
soundsoviel· -zig Millionen sind bereits in den Per­
sonalausgaben enthalten. \Es ist nicht nur hier so 
gewesen, s9ndern auch bei anderen Titeln war es 
ähnlich. Um so unv·erständlicher erscheint es mir 
dann, wenn man Landtagsbeschlüsse ignoriert. Wir 
haben im Landtag · Beschlüsse gefaßt, zum Teil 
einstimmig, die man dann auf ein 1Drittel gekürzt 
hat. toa ist es meines Erachtens nicht zu verant­
worten, wenn man heute vor der Presse erklärt, 
man hat im ver~angenen .. Jahr einen Überschuß 
von 67 Millionen erzielt. 

'(Abg. Kiene: Wo steht das?) 

- Heute im „Merkur". 

Wenn man die Finanzverwaltung an sich und die 
ganzen Finanzbeamten ibetrachtet, dann muß ich 
sagen, ich möchte k;ein F!inanzbeiamter sein; denn 
Finanzbeamter ·sein ist etwas"' ganz Unpopuläres, 
weil er eiben von uns Geld verlangen muß, und 
vielleicht auch deshafü, weil einzelne Beamte nicht 
immer den richtigen Ton finden. Daß das auch 
damit zusammenhängen kann, daß ein Beamter 
nicht die genügende Fach'kenntnis ibesitzt und dami 
unger·echt urteilt, dafür ha1be ich einen Fall in 
Würzburg erlebt. Es sollte eine Firma zur Ver­
mögensteuer veranlagt werden, und da hat ein 
Inspektor erklärt: Sie haben uns hier eine Bilanz 
eingereicht, auf Grund dieser Bilanz haben Sie für 
den und den lßetrag - da hat er den Summen­
saldo genannt - Vermögensteuer zu zahlen. Ich 
!habe -dem Inspektor erwidert: Das stimmt doch 
nicht, 1Sie können doch nur das Kapital, das aus-:­
geworfen ist, zur Vermögensteuer veranlagen, aiber 
nicht den Summensa1do. Er hat dann mit. mir 
gestritten, und so !blieb mir nichts anderes übrig, 
als •zum Leiter des Fina;nzamtes zu g.e'hen. ~Der 
Leiter ging mit mir zu diesem Inspektor. iHerr 
Dr. Beckenkamp war natürlich ülber seinen In­
spektor entrüstet. Ich erzähle das nur deshalb, weil 

, !ich es wirklich für glücklich ihalte, daß man Schu­
lungskurse für die Inspektoren eing.eführt hat, in 
denen, glaube ich, diesen jungen Menschen doch 
das nötige Wissen noch vermittelt wird. Es ist ein 
ganz k:msser F1all, den d.ch herausgegriffen haibe, 
der alber wahrscheinlich doch öfter schon vorge­
kommen ist. 

Uns geht es als Steuerzahlern in erster Linie 
darum, wie bringen wir es fertig, weniger Steuern 
be:zahlen zu müssen. Da !ist nicht zuletzt ausschlag­
gebend, daß efoe Verwaltung nicht überbesetzt ist, 
daß eine Verwaltung sparsam arbeitet. 

Eine Rolle spielt dabei die Frage, wie kann man 
rationalisieren. Heute ist jeder Wirtschaftsbetrieib 
vor die Frage gestellt, wie kann, ich meinen •Betrieb 
irgendwie rentabler gestalten. Da bleilbt den mei­
sten nichts anderes iüJbrig, als zusammenzulegen 
und auf allen Gebieten zu verein'heitlichen. Es ist 
daher die A,urfassung meiner Fraktion in Bonn 
und, ich glaube, wohl auch der Standpunkt der 
SPD-Fraktion in Bonn, daß man durch eine ein­
heitliche Bundesfinanzverwaltung seihr viel ein-
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sparen könnte. Wenn hier erklärt werden sollte, 
es wird dadurch nichts eingespart, so möge man 
nur daran denken, daß man im vergangenen Jahr 
das Verkehrsministerium mit dem Wirtschaftsmini­
sterium ·zusammengelegt hat, angeblich, weil da­
durch etwas erspart werden sollte. Hier, glaube 
ich, würde eine echte Einsparung erzielt, und 
Herr Kollege Dr. iEckhardt hat ja auch mit treffen­
den Gründen dargelegt, warum und inwi.eweit eine 
Zusammenlegung notwendig erscheint. Ich betone 
ausdrücklich, ich ibefürworte von meinem Stand­
punkt :aus eine einheitliche !Bundesfinanzverwaltung 
deshal:b, weil es· mir darum geht, daß mit den 
Steuergeldern sparsamst umgegangen wird und 
unter allen Umständen die Sache vereinfacht wer­
den muß. Ich glauibe auch, wenn einmal eine ein­
heitliche Bundesfinanzverwaltung existiert, dann 
könnte man auch a_n das Problem der Zusammen­
legung der verschiedensten Steuern herantreten. 
Es dürfte Ihnen ja !bekannt sein, daß dieses Problem 
viele F1achleute beschäftigt. Dies1e Fachleute - Ka­
pazitäten auf diesem Gebiet - haben errechnet, 
daß man allein durch eine Zusamme1ilegung der 
Steuern 11/2 MiU:i.arden DM sparen könnte. Ich weiß 
eigentlich nicht, warum man sich hier .in !Bayern 
so sehr dagegen sträubt. Ist doch einer der Ihrigen 
Bundesfinanzmihister in Eonn. Ich kann mir vor­
stellen, daß doch g1ar nichts passieren kann, wenn 
Ihre Albgeordneten, die Abgeol'.'dneten des bayeri­
schen Landes, am richtigen Platz dort stehen und 
sich mit ganz.er Kraft einsetzen. Ihre ängstliche 
Einstellung ist mir völlig unklar. Ich habe keine 
Rücksicht auf .die Wiahl zu nehmen, um vielleicht 
aus wahltechnischen Gründen hier etwas zu sagen, 
was ich sel~bst nicht glaube. Ich ibin aber ehrlich 
überzeugt, daß auch eiri Teil von Ihnen innerlich 
der gleichen Meinung wie ich ist. 

Der Oberste Rechnungshof kritisierte die Per-. 
sonalvermehrung. Wenn wir den Etat von Nord­
rhein-Westfalen 1anseihen, so können wfr feststellen, 
daß Nordrhein-Westfalen 1bei 4 Millionen mehr 
E•inwohnern 50 Millionen DiM weniger P·ersonal­
au:sgaJben hat. Auch das sollte ·zu denken geben. 

{Zuruf von der BP: Die Mehrausgaben Hegen 
bei den Gemeinden!) 

- ;Das wird sich zeigen. Ich möchte aber hier einige 
Dinge streifen, die mir :am (Herzen liegen und die 
mit Ursache waren, weshal.b ich hier sprechen 
wollte. 

Es ·geht hier um die totalfliegerg·eschädigten Be­
ti·iebe. Ich bedauere, daß man zum Beispiel keinen 
Weg gefunden hat, die ausgebombten Betriebe, die 
günstigstenfalls ein Zehntel ihres Vermögens ge­
rettet haben, von der Soforthilfeabgabe zu be­
freien. Diese Firmen müssen, obwohl sie neun 
Zehntel ihres Vermögens eingebüßt haben, Sofort­
hilfeabgabe bezahlen, ebenso wie der Betrieb, der· 
sein ganzes Vermögen gerettet hat. Das scheint mir 
ungerecht zu sein. Man hätte zum µündesten von 
hier aus etwas unternehmen müssen. Was nützt es 
diesen Firmen, wenn das Finanzamt in entgegen­
kommender Weise Stundungen durchführt. Damit 

ist den Leuten gar nichts. gedient; denn diese Be­
träge belasten nach wie vor die Betriebe. Es wäre 
mein Wunsch, daß die hiesige Länderverwaltung 
die Not auch sieht und sich in Bonn entsprechend 
verwendet. Bis dato habe ich noch nichts davon 
gehört. 

Sehr viel ließe sich über die verschiedensten 
Dinge, zum Beispiel über die jetzige Kreditgewinn­
abgabe und die Hypothekenabgabe reden. Das 
würde wahrscheinlich sehr weit gehen. Ich möchte 
aber auf einige andere Dinge kommen. Zunächst 
zum Titel 202, Büchereien. Es ist richtig, daß durch 
eine Flut von Gesetzen der Bedarf an Literatur 
sehr groß ist. Wenn man aber bedenkt, daß seit 
vielen Jahren beträchtliche Gelder für diesenZweck 
ausgegeben worden sind, scheint· es mir nicht 
immer verständlich, daß man so in diesem Tempo 
der Bücheraufstockung weiterfährt. Wenn wir 
schon so elend in unserem Staate daran sind, sollte 
man gewisse Dinge, nicht nur die Büchereien, auf 
ein Minimum beschränken. Ich habe errechnet, daß 
allein in der Finanzverwaltung, wenn man pro 
Buch einen Einheitswert von 10 DM zugrundelegt, 
immerhin 40 000 Bücher angeschafft werden könn­
ten. Das würden für ein Außenamt 300 Bücher 
sein. Ich ,glaube, das ist, auch wenn es sich um 
Kommentare handelt, noch sehr viel. 

Zu dem gesamten Titel 208: Es ist Ihnen be­
kannt, daß 336 Pkw. gehalten werden. Allein die 
Unterhaltung dieser Pkw. kostet 1 Million DM, die 
Personalkosten dafür etwa eine halbe Million DM. 
Deshalb möchte ich doch bitten, zu überlegen, ob 
es nicht zweckmäßig wäre, wenn den Beamten 
mehr als bisher eigene Fahrzeuge finanziert wür­
den. Ich meine nicht beamteneigene Fahrzeuge; 
denn diese beamteneigenen Fahrzeuge kosten dem 
Staat beinahe genau so viel. Der betreffende Be­
amte muß ja 85 Prozent Dienstfahrten machen, 
wenn er die Steuer bezahlt bekommen will. In 
Wirklichkeit weiß der Beamte eigentlich gar nicht, 
warum er sich ein Fahrzeug kauft. Ich bitte des­
halb zu überlegen, ob es nicht richtig wäre, viel-'­
leicht ein ·sechstel des Anschaffungspreises den Be­
amten· zahlen zu lassen, der im· Außendienst ein­
gesetzt ist und ein Fahrzeug will, und fünf Sechstel 
des Anschaffungspreises durch ein billiges Dar­
lehen von seiten des Ministeriums vorzufinanzieren. 
Das darf natürlich kein Mercedes, das dürfen keine 
Wagen über 6000 .Mark sein. 

(Abg. Bantele: Warum denn nicht?) 

- Da würden sich die Beamten zu schwer tun. ~ 
Wenn man dann diesen Privatfahrern keinen Fah­
rer zu stellen braucht, wenn man außerdem den 
betreffenden Beamten ein ausreichendes Kilo­
metergeld gibt, das die Versicherung und alles 
andere einschließt, dann, glaube ich, werden erstens 
einmal viel weniger Reparaturen anfallen. Die 
Kosten, die für Reparaturen angesetzt sind, sind 
außerordentlich hoch. Die Fahrzeuge werden unter 
diesen Umständen ganz anders geschont, und Sie 
werden erstaunt sein, mit wieviel weniger Geld. Sie 
auf einmal durChkommen. Und warum sollte der 
Beamte mit seinem eigenen Fahrzeug nicht einmal 
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an den Tegernsee fahren können? Das kann er 
dann auch. 

(Abg. Bantele: Die Minister fahren ja auch 
hin!) 

Vermißt werden auch in diesem Etat die ge­
samten Verkaufserlöse für alte Fahrzeuge. Es ist 
nicht so, daß ein Fahrzeug, das einmal 10 000 DM 
gekostet hat, auf einmal nichts mehr wert wäre. 
Ich hatte selbst einmal Gelegenheit, zuzuhören, als 
ein Fahrzeug angeboten wurde, und da hatte man 
erklärt: Wir hoffen, daß wir 2400 Mark bekommen. 
Wenn in einem Ministerium 336 Pkw. laufen, muß 
damit gerechnet werden, daß in einem Jahr 70 er­
neuert werden; das wird der durchschnittliche Satz 
sein. Und rechnet man für ein gebrauclites Fahr­
zeug im Durchschnitt nur 2000 DM, dann ergibt das, 
auch einen Betrag. 

Man hat ferner erwogen, ob man nicht eine 
zentrale Beschaffungsstelle für Kraftfahrzeuge 
einrichten solle, und zwar für beamteneigene Wa­
gen und für private Wagen der Beamtenschaft. 
Davor möchte ich ernstlich warnen, meine Damen 
und Herren! Warnen 'deshalb, weil dadurch ein 
neues Amt entstünde. Es entstünde ein neuer Er­
werbszweig, der wiederum der privaten Wirtschaft 
Verdienste wegnähme. Er wird auch keine Steuern 
dafür zahlen. Es wurde erklärt; diese zentralen 
Beschaffungsstellen sollten dazu dienen, die Fahr­
zeuge zentral zu kontrollieren und zu überholen. 
Man hat dies bei großen anderen Firmen so ge­
handhabt, daß man sich Vertragsfirmen verpflich­
tete, die zu einem zuvor vereinbarten Preis die 
verschiedenen Reparaturen durchführten. Ich 
glaube, wenn Sie im Stande sind, mit den einzel­
nen Reparaturfirmen Verträge zu schließen, ·wer­
den Sie tatsächlich auch Geld einsparen können. 

Zum Schluß möchte ich noch um eines bitten, 
nämlich daß man die schleppende Festsetzung der 
Übergangsgelder und .Pensionen für die .131er Sol­
daten doch sehr beschleunigen sollte. In dieser Hin­
sicht kommen immer _wieder neue Klagen. Es 
wurde uns vorgetragen, daß sich sogar aus den 
eigenen Reihen dieser Leute Männer angeboten 
haben, um mitzuhelfen, daß die Sache schneller 
vorwärtsgeht. Da hat es mich überrascht, hören 
zu müssen, daß man diese unentgeltliche Hilfe ab­
gelehnt hat. Ich möchte den Herrn Staatsminister 
doch bitten, sich auch noch um diese Leute zu 
kümmern. 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Redner 
erhält das Wort der Herr Abgeordnete Dr. Geisl­
höringer. 

Dr. Geislhöringer (BP): Meine Damen und Her­
ren! Der Herr bayerische Finanzminister kann 
heute mit dem Glorienschein nach Hause gehen, 
von dem er an dieser Stelle in einem anderen 
Zusammenhang schon einmal geträumt hat. Es 
wurde ihm heute so viel Lorbeer gestreut, daß er 
davon wahrscheinlich lange Zeit genug hat. Ich 

muß sagen, ich wäre beinahe in die angenehme 
Verlegenheit gekommen, da mitzumachen. 

(Heiterkeit) 

Die Begründung kommt noch. Der Herr Staats­
minister Zietsch hat sich nämlich schon wiederholt 
als wackerer Föderalist gezeigt. Heute hat er das 
ganz besonders betont, und es würde mich um so 
mehr freuen, wenn ich an die Ehrlichkeit und an 
die innerliche Überzeugung seiner Auffassung 
glauben könnte. Ich hoffe, daß mir dieser Glaube 
mit der Zeit noch kommt. 

Wie schon im vorigen Jahre bei derTragikomödie 
des Bundesanteils hat sich der Herr Finanzminister 
auch in diesem Jahr wieder mit größter Energie 
dagegen ausgesprochen,· daß der Bundesanteil 
weiter erhöht wird. Ich möchte nur hoffen, daß es 
ihm auf Grund der Koalitionsfreundschaften ge­
lingt, diese Stärke auch auf die anderen Partner 
der Koalition zu übertragen, und daß man dann im 
Bundesrat in Bonn das erfreuliche ·Schauspiel er­
lebt, daß sich auch die bayerische Staatsregierung 
gegen die Erhöhung ausspricht. Vor einem Jahr 
sind wird bekanntlich in dieser Richtung sehr ent­
täuscht worden. 

Des weiteren wurde heute wiederholt von der 
Steuerreform gesprochen. Im Gegensatz zu unse­
rem bayerischen Finanzminister ist sein Kollege, 
der Herr Bundesfinanzminister, heute etwas 
schlechter weggekommen, und zwar mit Recht; 
denn der Herr Bundesfinanzminister hat uns, wie 
hier gesagt worden ist, den Kragen zugedreht und 
nimmt uns einiges weg, was wir eigentlich mit 
Recht zu bekommen hätten. Vor allem hat er uns 
gesagt: Wenn ihr nicht brav seid und die Erhöhung 
des Bundesanteils nicht bewilligt, gebe ich euch die 
kleine Steuerreform nicht, auf die wir so bitter not­
wendig schon längst warten. Auf die große Steuer­
reform traut man sich schon gar nicht mehr zu 

. hoffen; denn die wird noch viel, viel länger auf sich 
warten lassen. Die steuerliche Belastung - das ist 
eine allgemeine Erkenntnis - ist zweifellos so 
hoch, daß man sie unbedingt allmählich abbauen 
müßte. Wir wissen, daß die Amerikaner, die Be­
satzungsmacht, seinerzeit als erstes die Steuern 
ganz gewaltig hinaufgeschraubt haben, wahrschein­
lich in der Erwartung, daß uns der Morgenthau­
Plan dazu zwinge, unsere Industrialisierung aufzu­
geben und wieder brave Bauern zu werden, und 
daß man da schließlich keine Steuern mehr brauche. 
Die Steuerreform erwarten wir also sehnlichst. 

Es scheint uns aber, daß das Land genau so wie 
der Bund und wie früher das Reich die Steuern 
zum großen Teil in einem Maße erhöl:it hat, wie es 
eigentlich gar nicht nötig wäre. Wir wissen seit 
langen Jahren schon, daß die Steuererträge zum 
erheblichen Teil für Zwecke verwendet werden, 
für die sie niemals bestimmt waren, nämlich für 
die Gründung und den Erwerb von gewerblichen 
und werbenden Befrieben. Es ist aber nicht Sache 
des Staates, Steuermittel für solche Zwecke zu ver­
wenden. Das haben aber das Reich und der Bund 
uns vorgemacht und Bayern ist schön brav diesem 
Beispiel gefolgt. Noch in der letzten Zeit haben wir 
gehört, daß Bayern einen sehr großen Schritt in 
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dieser Beziehung vorwärtsgetan hat und - ich 
möchte fast sagen - mit bösem Beispiel vo.ranging. 
Wir hören, daß Marienstein finanziert werden soll, 
ebenso Anorgana. Es handelt sich da um die Klei­
nigkeit von 10 Millionen. Man wird uns das so in 
homöopatischen Dosen beibringen und in ein bis 
zwei Jahren werden wir erfahren, daß man 10 Mil­
lionen hineingepumpt hat. Diese werbenden Be­
triebe, die der Staat da aufgekauft hat, sind keine 
werbenden Betriebe mehr; denn in dem Augen­
blick, wo sie der Staat übernimmt, sind sie meist 
nicht nur nichtwerbende Betriebe, sondern Zu­
schüsse erfordernde Betriebe, die der Staat aus 
Steuermitteln geben muß. In den letzten Jahren hat 
der bayerische Staat als 60prozentiger Aktionär der 
Bayernwerk AG. die Kapitalerhöhung mitgemacht. 
Bekanntlich wurde vor einem Jahr das Kapital von 
50 auf 100 Millionen erhöht. Jetzt hat der baye­
rische Staat 30 Millionen aus Steuermitteln hinein­
gesteckt. 

Nun haben wir heute wieder etwas ganz beson­
ders Erfreuliches gehört. Die SPD vertritt den 
Standpunkt, die Bayernwerk AG. soll keine Divi­
dende verteilen, sondern ihr Geld. für Investitionen 
verwenden. Bravo! sage ich, einverstanden. Aber, 
Herr. Finanzminister, was sagen Sie denn dann, 
wenn die Privatbetriebe erklären: Was dem einen 
recht ist, ist dem andern billig. Auch die anderen 
Betriebe könnten dann sagen, wir sind mit Investi­
tionen einverstanden, unsere Aktionäre verzichten 
auf die Dividende. 

(Ab_g. ·Drechsel: Das tun sie nicht!) 

- So dumm sind die Aktionäre nicht, Herr Kol­
lege, daß man ihnen das nicht mundgerecht machen 
könnte. Sie haben ihren Mandanten auch schon 
manches mundgerecht gemacht, und wenn es das 
dümmste Zeug war. Aber hier könnte man den Ak­
tionären etwas mundgerecht machen, was sehr ver­
nünftig ist. Man könnte den Aktionären, wie Kol­
lege Piehler richtig gesagt hat, ausdeutschen: Mein 
Lieber, du verlierst ja nichts, das Geld, das wir 
hier nicht verteilen, ersparen wir dreifach; denn 
zweifach müßten wir es als Steuer zahlen, einmal 
als Dividende; behalten wir es in eigener Tasche, 
investieren wir. es! Das wäre das beste Geschäft für 
jeden Aktionär. Wer das nicht versteht, soll seine 
Aktien verkaufen. Aber ich glaube nicht, daß die 
Aktionäre so ungeschickt wären, daß sie das nicht 
begreifen. Aber wo bliebe denn dann der Herr 
Finanzminister, wenn alle Wettbewerbsbetriebe, 
alle di~ Betriebe der Privatwirtschaft sagen: Wir 
wollen keine Steuern mehr zahlen, wir verteilen 
lieber keinen Gewinn und investieren das Geld. 
Denn es ist ja bekannt, daß die größte Not bei der 
freien Wirtschaft heute die ist, daß sie kein Kapital 
hat. Man sollte rationalisieren, man sollte inve­
stieren, aber hat kein Kapital. Nach _dem Investi­
tionshilfegesetz müssen die Privatbetriebe die In­
vestitionsmittel aufbringen, aber diese Gelder be­
kommen zum größten Teil Staatsbetriebe wie die 
Bayernwerk AG, die Rhein-Main-Donau, die VIAG, 
die Innwerke usw.; diese Betriebe bekommen die 

Investitionsmittel, die der Steuerzahler aufbringen 
muß. 

Wir haben in anderem Zusammenhang schon ge­
sagt: Der Staat hat in der Wirtschaft nichts zu 
suchen, er hat nicht Wirtschaft zu treiben, er hat 
nicht den anderen, die ihm Steuer zahlen, Kon­
kurrenz zu machen. Sonst werden die Wettbewerbs­
verhältnisse wesentlich verschoben. Im Zusammen­
hang mit dem Syhiensteinprojekt ist schon davon 
die Rede gewesen, man solle das Obernach-Kraft­
werk bauen. Durchaus einverstanden. Schon vor 
etwa zwei Jahren haben wir ein dickes Buch der 
Obersten Baubehörde, den sogenannten Zehnjahres­
plan bekommen. Er sollte von 1950 bis. 1960 aus­
geführt werden. Für ihn müßten allerdings rund 
3 Milliarden aufgebracht werden. Das Geld ist 
nicht da. Deshalb können wir den Plan nicht aus­
führen. So notwendig es wäre, bei uns in Bayern 
Werke auszubauen, Verteilungsnetze zu bauen, da­
mit wir unseren Strombedarf aus eigenen Quellen 
decken können, es scheitert immer wieder daran, 
daß wir die Geldmittel nicht herbringen. Ich er­
innere bloß an das Sylvensteinprojekt, das hier 
auch gespukt hat und das 500 Millionen DM kostet. 
Es ist an sich ein sehr interessantes Projekt, aber 
wir können es uns heute nicht leisten. Deshalb wer­
den wir noch sehr lange auf Stromeinfuhr ange­
wiesen sein. Nun kann man ganz gewiß nicht sagen, 
daß gerade wir von der Bayernpartei sehr ent­
zückt sind, vom RWE Strom einführen zu müssen, 
aber unter den gegebenen Verhältnissen ist das die 
wirtschaftlich zweckmäßigste Art der Sti-ombedarfs­
deckung. Denn es ist eine Strombedarfsdeckung, 
bei der wir am billigsten beziehen, weil die 
Stromerzeugungswerke dort' auf der Braunkohle 
sitzen. Also die Idee, die Stromwerke auszubauen, 
in Bayern die weiße Kohle auszunutzen, die den 
Vorteil hat, nicht verbraucht, sondern bloß ge­
braucht zu werden, die Idee ist gut, aber sie schei­
tert am „nervus rerum", den wir nicht herschaffen 
können. Wie gesagt, wir sind nicht in der giück­
lichen Lage yvie der Staat, der einfach Steuern er­
hebt und mit den Steuern Beteiligungen erwirbt, 
die dann nichts mehr tragen. Es wäre an sich sehr 
zweckmäßig, wenn der bayerische Staat allmählich 
an die Reprivatisierung denken und diese werben­
den Betriebe abstoßen würde. Aber daran haperts 
ja; die Betriebe tragen nichts und deshalb kauft sie 
kein Mensch. Deshalb muß ja der Staat solche Be­
triebe wie die Anorgana kaufen, weil sie kein 
anderer vernünftiger Mensch übernehmen könnte. 
Das sind ja Betriebe, die von vornherein nur Ver­
luste bringen; einen solchen Betrieb kauft nur ein 
Narr. 

Zu den Strompreisen und den Stromeinfuhren 
möchte ich nicht viel sagen. Das wäre ein sehr kri­
tisches Kapitel. Da müßte ich schon sehr in die 
Einzelheiten einsteigen. Ich glaube, es sind ver­
schiedene Herren in diesem Hause, die davon 
etwas mehr verstehen. Sie wissen, daß die Strom­
preise bei uns ein sehr heißes Eisen sind. Ich er­
innere daran, daß vor kurzem von der linken Seite 
des Hauses ein Dringlichkeitsantrag gestellt wor­
den ist, eine Enquete über die Strompreise in Bayern 
zu veranstalten. Ich will nicht davon sprechen, daß 
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man mit den 60 000 DM nichts anfangen kann, aber 
der Anreger des Antrags, wird, glaube ich, sein 
blaues Wunder erleben; denn der Schuß kann auch 
nach hinten losgehen. Die Enquete wird wahr­
scheinlich ergeben, was der Vertreter des Wirt­
schaftsministeriums uns schon in einem Ausschuß 
gesagt hat, daß die derzeitigen Strompreise gar 
nicht ausreichen, um die richtig errechneten Selbst­
kosten der Produktion zu decken. Es würde also 
das Ergebnis herauskommen, daß die Strompreise 
erhöht werden müßten. Ich warne davor. 

Ich möchte noch auf eines hinweisen: Der Herr 
Finanzminister hat uns erklärt - und hier komme 
ich, haben Sie keine Angst, auf die Filmbürgschaf­
ten -, er gebe jetzt überhaupt keine Filmbürg­
schaften, solange die andere Sache nicht geklärt 
sei. Hier schüttet er wiederum das Kind mit dem 
Bade aus. Wir haben damals schon gesagt, wenn 
man eine Dummheit macht, so ist es damit nicht 
geschehen, daß man sagt, jetzt tun wir überhaupt 
nichts mehr, sondern aus einer gemachten Dumm­
heit soll man lernen, daß man sie nicht wieder 
macht. Hätte man die Mittel damals schon ver­
nünftig gegeben, so wären nicht Millionen ver­
loren gegangen. Man hätte auch etwas verloren. 
Mit etwas Verlust muß man rechnen, das ist durch­
aus in Ordnung. Auch aus diesen Bürgschaften wird 
etwas in Form von Subventionen hängen bleiben. 
w·enn es sich in normalen Grenzen hält, so läßt es 
sich durchaus vertreten, auch von uns, von der 
Opposition aus. Deshalb sind wir der Meinung, 
wenn der Finanzminister jetzt sagt, er gebe über­
haupt nichts mehr, so soll er uns ja nicht kommen 
und sagen, wir hätten es verschuldet, wenn die 
Filmwirtschaft darunter leidet. Wir haben gesagt: 
Gebt Filmbürgschaften, aber zu vernünftigen Be­
dingungen und nicht mehr so ungeschickt wie 
damals, vor allem keille hundertprozentigen Bürg-
schaften! · 

(Zuruf des Abg. Stock) 

fch möchte noch eine andere Frage an:schneiden, 
weil sie in den Rahmen des Finanzetats hinein­
gehört. Wir haben vor kurzem gehört, daß hier 
eine Anfrage gestellt worden ist, die vom Herrn 
Finanzminister sehr kurz und sehr merkwürdig 
beantwortet wurde. Der Herr Finanzminister hat 
ein Schloß am Kochelsee verkauft, und zwar an 
eine Organisation seiner Partei, was ich, ihm an 
sich nicht übelnehme. Eine andere Ftage ist aber; 
daß er es zu billig verkauft hat. 

(Abg. von Knoeringen: Es war geschätzt 
worden!) 

- Schätzen kann man so oder so. Ich könnte Ihneri. 
einen Schätzer bringen, der wahrscheinlich das 
Vielfache herausbringt. 

Wir werden darüber noch in einem anderen Zu­
sammenhang reden. Jedenfalls hat der bayerische 
Staat nichts dafür gekriegt, denn es ist mit Wieder­
gutmachungsansprüchen aufgerechnet worden, und 
der Empfänger hat es praktisch umsonst bekom­
men. 

(Abg. von Knoeringen: Sie verstehen nichts 
davon!) 

- Etwas verstehe ich schon davon, Herr von Knoe­
ringen, aber ich lasse mich gerne. belehren, wenn 
Sie mir ein Privatissimum geben wollen. 

(Abg. von Knoeringen: Das ist billige 
Propaganda!) 

Man darf das Staatsvermögen nicht irgendwelchen 
Organisationen umsonst in die Tasche schieben. 
Dazu ist das Staatsvermögen nicht da. Es gibt auch 
noch eine Bestimmung in der bayerischen Verfas­
sung, wonach der Erlös aus der Veräußerung von 
Grundvermögen wieder in Grundvermögen ange­
legt werden muß. Ich habe noch nichts gehört, daß 
dieses Geld wieder in Grundvermögen angelegt 
wurde. · · 

(Abg. von Knoeringen: Sie haben keine 
Ahnung von Wiedergutmachung!) 

- Ein bißchen schon! 

Prilsident Dr. Hundhammer: Ich bitte, den Red­
ner nicht immer zu unterbrechen. 

Dr. Geislhöringer (BP): Ich halte diese Meinung 
nicht für ganz richtig. Wir können uns aber darüber 
ein andermal unterhalten und ich bin sehr gerne 
bereit, auch noch etwas anzunehmen. 

(Zuruf von der SPD: Sie sind ja unbelehrbar!) 
- Meinen Sie? Das ist Ihre subjektive Meinung; es 
ist noch nicht so weit, daß ich unbelehrbar 'Yäre. 

Ich möchte noch zu einer anderen Frage kurz 
Stellung nehmen, . das ist die Frage der Bun.des­
finanzverwaltung. Auch hier muß ich sagen, ich 
kann unseren Finanzminister nur loben; denn er 
hat hier mit aller Deutlichkeit erklärt, daß di~ 
Bundesfinanzverwaltung von ihm abgelehnt wird. 
Ich bedaure nur, daß er seine Parteifreunde in Bonn 
nicht auf seine Seite gebracht hat; sie haben dort 
einen anderen Standpunkt vertreten. Daß die FDP. 
und SDP Anhänger der Bundesfinanzverwaltung 
sind, wissen wir. 

(Zuruf des Abg. Stock) 
- Das kommt auch einmal vor; aber in diesen 
grundsätzlichen Fragen nicht. 

(Abg. Stock: Es fragt sich nur, was grund­
sätzliche Fragen sind!) 

Die Bundesverwaltung ist eine grundsätzliche 
Frage. Daß die SPD und FDP hier einen anderen 
Standpunkt vertreten, wissen wir. Mein Gott, es 
kann nicht jeder unseren Standpunkt vertreten. 
Bei manchen dauert es länger, bis sie es einsehen, 
und manche sehen es früher ein. 

(Abg. Wimmer: Manche überhaupt nicht!) 
Aber eines muß ich schon sagen; eines hat mich 
sehr verwundert: nämlich, daß ausgerechnet der 
BHE hier für die Bundesfinanzverwaltung ist. Ich 
bin der Meinung: Wenn die Heimatvertriebenen 
bei uns im Lande als Leute aufgenommen werden, 
die sich mit uns verständigen, mit uns zusammen­
leben ;müssen, mit denen wir uns gegenseitig ver­
tragen müssen, sollten sie in solchen Fragen mit 
größerer Vorsicht vorgehen. 

(Abg. Dr. Keller: Das haben wir schon 
einmal gehört! Die Musik ist nicht neu! -
Abg. Dr. Strosche: Sie belehren doch jede 

Partei!) 
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- Man muß Ihnen das öfter sagen. Wenn Sie es 
nur einmal hören, hat es bisher, wie _ich feststellen 
muß, leider Iminen Erfolg gehabt. Ich muß da 
schon die Praxis üben: Man muß es immer wieder 
sagen; vielleicht fällt es doch einmal auf f~uch~­
baren Boden. Vielleicht wäre es gut, wenn die 
Vertriebenen in solchen Fragen mehr Reserve hal­
ten würden. Sie würden sich wahrscheinlich besser 
mit uns vertragen, als wenn sie uns immer das 
Gesicht verkratzen. 

(Abg. Dr. Strosche: Passen Sie auf die Sonn­
tagsreden des Herrn Dr. Fischbacher auf!) 

Wir haben da eine andere A,uffassung. Wir respek­
tieren durchaus Ihre eigenartige Auffassung, die 
durch Ihre Herkunft und Bodenverbundenheit mit 
der alten Heimat gerechtfertigt ist. Respektieren 
Sie bitte dann auch gewisse Dinge bei uns, die 
nun einmal das Innerliche berühren, nicht gerade 
das Materielle. 

(Abg. Dr. Strosche: Das innerliche bei der 
Bundesfinanzverwaltung?) 

Bei der Bundesfinanzverwaltung, so sagt man 
uns, wird eingespart. Da~ hat man in anderem Zu­
sammenhang auch schon gesagt, nämlich, als das 
Verkehrsministerium aufgelöst wurde. Das eine ist 
so unrichtig wie das andere, und wir lassen uns 
dadurch nicht etwa täuschen. Der Herr Finanz­
minister hat mit Recht darauf hingewiesen, man 
könnte vielleicht auf dem Papier nachweisen, daß 
soundso vieie hunderttausend Mark eingespart 
werden. Aber wo sie auf der anderen Seite als 
Mehrausgaben erscheinen, das ist eine andere 
Frage. Das kann man nicht so genau. verfolgen. 
Aber wahrscheinlich erscheinen die Mehrausgaben 
irgendwo anders. Natürlich sieht man die nicht so 
deutlich; man kann es nicht so unbedingt ver­
gleichen. 

Es gibt gewisse Dinge, die nicht bl.oß vom mate­
riellen Standpunkt aus betrachtet werden dürfen, 
und die Frage der eigenen Finanzverwaltung, der 
eigenen ministeriellen Verwaltung überhaupt, ist 
für uns eine Herzenssache, nicht nur eine materielle 
Angelegenheit. Man könnte genau so gut sagen, 
und ich weiß, es gibt Leute, die das tun: Wozu 
brauchen wir überhaupt Ministerien? Es genügt 
ein Oberpräsident; von Bonn aus wird dann schon 
dirigiert, dem Oberpräsidenten wird schon gesagt, 
was er zu tun hat. Das ist auch ein Standpunkt. Sie 
werden vielleicht ein bißchen Verständnis dafür 
haben, daß wir uns auf diesen Standpunkt niemals 
werden stellen können. 

(Abg. Bezold: Nicht der unsrige!) 

- Um so besser. Ich möchte nicht allzu weit aus­
holen. 

Es ist auch vorn JRSO-Vertrag gesprochen wor­
den. Ich muß dan_m erinnern, ich habe von dieser 
Stelle schon vor einem Jahr gegen den JRSO-Ver­
trag gesprochen: Ich wu;ndere mich, und es war ge­
radezu erfreulich; es wird selten vorkommen, daß 
ein Finanzminister mit solcher Freude und so stol­
zer Geste freiwillig Millionen ausgibt wie damals. 

Leider muß ich sagen, das Geld haben wahrschein­
lich die bekommen, die es nicht verdient haben. 
Wenn man die 20 Millionen anderen gegeben hätte, 
wäre es wahrscheinlich eher am Platz gewesen. 
Aber geschehen ist geschehen. Das Geld ist drau­
ßen; man kann es nicht mehr hereinholen. 

Zum Finanzetat möchte ich abschließend sagen: 
Der Herr Finanzminister wird nicht überrascht 
sein, wenn ich ihm sage, den Haushalt können wir 
nicht mitmachen. Wir können ihn nicht .sanktionie­
ren. Wir müssen also dagegen sein, wobei ich aller­
dings sage, im Haushalt steckt allerhand drin, was 
bis jetzt noch nicht herausgekommen ist. Daß da 
verschiedene Überraschungen kommen, haben wir 
heute gehört. Im alten Haushalt, so haben wir ge­
hört, bestand eine Unterbilanz von 84 Millionen. 
Jetzt ist der Herr Finanzminister auf einmal so 
hoffnungsfreudig und so hoffnungsgeschwellt, daß 
er sagt: Es sind gar keine 84 Millionen Defizit; wir 
haben sogar Gewinne. Hoffen wir, daß uns beim 
neuen Haushalt auch diese Überraschung blüht. Ich 
glaube, es wird eine negative Überraschung wer­
den. Aber wir wünschen dem Herrn Finanzmini­
ster und dem bayerischen Volk, daß dieser Haus­
halt - den wir trotzdem ablehnen - auch im 
nächsten Jahr mit einem Überschuß abschließt. 

(Beifall bei der BP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile weiter 
das Wort dem Herrn Abgeordneten Dr. Wüllner. 

Dr. Wüllner (BHE): Hohes Haus, meine Damen 
und Herren! Es hat gerade Kollege Dr. Geislhörin­
ger zu den Ausführungen unseres Parteifreundes 
Dr. Eckhardt Stellung ·genommen. Wenn vorher 
Kollege Dr. Geislhöringer zur SPD sagte, sie hätte 
ihn nicht verstanden, so muß jetzt ich sagen, 
Dr. Geislhöringer hat Dr. Eckhardt nicht verstan-

. den. Dr. Eckhardt hat allerdings so verständlich ge­
sprochen, daß ihn sonst jeder in diesem Hause 
verstanden hat. Aber dp.für kann ich nichts, Herr 
Kollege Dr. Geislhöringer. 

Der Gesamtdeutsche BloCk- BHE hat sich, wie 
sein Sprecher Dr. Eckhardt ausführte, für zwei 
Alternativen, zwei Formen, zwei Möglichkeiten 
ausgesprochen: einmal dafür, daß man erwägt, die 
B und es finanzverwaltung in einer vernünftigen 
Weise einzuführen, zum anderen dafür, daß man 
sich· doch einmal überlegt, ob man nicht eine 
einheitliche L ä n d e r f i n a n z v e r w a 1 t u n g 
schafft, nämlich in all den Fragen, an denen jeder 
Staatsbürger der Bundesrepublik das höchste In­
teresse hat, daß sie genau so, wie die Bundesver­
fassung vorsieht, einheitlich behandelt werden. 
Zum mindesten auf dem Gebiet der Finanz sollte 
es eine solche Möglichkeit der einheitlichen Be­
handlung geben. Das hat Herr Dr. Eckhardt so ein­
deutig gesagt ·und er hat damit den Standpunkt 
des Gesamtdeutschen Blocks - BHE sehr klar um­
rissen. Ich glaul;Je, er .hat auch den Standpunkt 
einer sehr großen Zahl anderer Damen und Her­
ren dieses Hauses festgehalten. 

Ich möchte aber Herrn Dr. Geislhöringer bei der 
Gelegenheit noch etwas anderes sagen: Ich glaube, 
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er übersieht manchmal, wo seine wahren Freunde 
in diesem Haus sitzen." Er spricht immer von den 
Vertriebenen, die doch nur das eine Interesse 
haben müßten, den Standpunkt zu vertreten, den 
ausgerechnet die Bayernpartei vertritt. Sehr rich­
tig! - dann, wenn dieser Standpunkt so sozial 
wäre, wie ihn eine Bevölkerung in Bayern ver­
langt, von der heute 80 vom Hundert mit einem 
Monatseinkommen unter 400 DM auskommen. 
Wenn Herr Dr. Geislhöriµger für diese Menschen, 
für diese 80 Prozent der Bevölkerung, die nun 
einmal eine gewisse soziale Besserstellung anstre­
ben, immer entscheidend eintreten würde, hätte er 
an uns die Freunde - die er an uns eigentlich 1rnch 
so hat. Denn er muß ja wissen, daß vor allem die 
Vertriebenen, die Kriegsopfer, alle Leute, die im 
Jahre 1945 unter die Räder gekommen sind, in 
er s t e r Linie am Aufbau Bayerns interessiert 
sind. Ich glaube - besser gesagt: ich hoffe -, 
daß auch Herr Dr. Geislhöringer am Aufbau 
Bayerns interessiert ist und daß er dieses Bayern 
so liebt wie diejenigen, die sich in dieses Bayern 
hineingefunden haben. 

Das zum Anfang. Dann will ich einmal vom 
Standpunkt des kleinen Mannes aus sprechen. Denn 
heute hat Dr. Eckhardt schon von einer sehr hohen 
Warte aus die Fragen behandelt, die mit dem Ein-· 
zelplan 06 zusammenhängen. Da steht es uns 
durchaus an, uns nun auf die Warte derjenigen 
zu stellen, die die Opfer der Finanzpolitik sind oder 
- besser gesagt - die die Finanzpolitik und den 
Staat als solchen tragen. Ich glaube, wir haben 
wiederholt in diesem Hause ausgeführt, daß der 
kleine Mann gern feststellen möchte, was ist, was 
sein so 11 t e und was sein könnte. Von diesen drei 
Feststellungen möchte ich ganz kurz ausgehen. Der 
kleine Mann wird mit Dankbarkeit und einer ge­
wissen Freude feststellen, daß der Etat des Finanz­
ministers, auch wenn man berücksichtigt, daß ein 
sehr beträchtlicher Teil der Aufgaben· des Finanz­
ministeriums im letzten Jahr weggefallen ist, spar­
sam aufgebaut ist und immerhin um 50 Mil­
lionen DM weniger an Zuschüssen im Endergebnis 
festhält, als wir im Vorjahr sehen konnten. Er 
wird mit einer gewissen Freude feststellen, daß 
der Finanzminister auch an Fragen herangegangen 
ist, die ihm vielleicht nicht ganz so liegen, daß er 
ihnen aber doch in der letzten Zeit mehr Augen­
merk zugewendet hat, als er das früher getan hat. 
Er hat zum Beispiel erwähnt, die bayerische Finanz­
Verwaltung habe ausgesprochenen Wert darauf 
gelegt, die Verpflichtungen. zu erfüllen, die ihr aus 
der Regelung für die 131er erwachsen. Er hat er­
wähnt, daß 38 000 Unterbringungsansuchen doch 
immerhin schon zu zwei Dritteln erledigt sind und 
daß von den Ansuchen ein recht beachtlicher Teil 
positiv geklärt· werden konnte. Er hat weiter -
und dafür sind wir ihm besonders dankbar - fest­
gestellt, daß die bayerische Finanzverwaltung auf 
einem Gebiet viel mehr getan hat als manches 
andere sehr christliche Land der Bundesrepublik, 
daß sie nämlich 12 Prozent Kriegsversehrte unter­
gebracht hat, während in anderen Ländern der 
Hundertsatz bei 3, 4 und 5 Prozent liegt. Das ist 

eine sehr bemerkenswerte Feststellung; denn Bay­
ern hat damit über das neue, vor kurzem beschlos­
sene Schwerbeschädigtengesetz hinaus eine Ver­
pflichtung auf sich genommen, die durchaus im 
Interesse seiner inneren Festigung liegt. 

Daß er nicht über den Schatten seines großen 
Bruders springen konnte, hat der Herr Finanz­
minister wiederholt sehr klar herausgestellt. Ich 
erinnere mich, daß wir vor etwa einem Jahr eben­
falls Gelegenheit hatten, uns mit dem Etat der 
Finanzverwaltung zu befassen. Damals ging es 
- und ich wundere mich, daß diese sehr beachtliche 
Feststellung heute noch nicht getroffen wurde -
darum, daß der Bundesanteil von 27 auf 37 Pro-­
zent erhöht werden sollte. Damals hat sich die 
große Mehrheit dieses Hauses mit uns auf den 
Standpunkt gestellt, es komme gar nicht in Frage, 
daß wir das Land Bayern mit einem Schlag - ich 
glaube, ich spreche da in Ihrem Sinne, Herr Kol­
lege Dr. Geislhöringer - so au s p o wer n lassen. 
Das ganze Haus hat sich fast einmütig gegen eine 
derartige Forderung gestellt, und trotzdem hat man 
sich sehr kurz darauf ganz kleinlaut doch mit der 
Erhöhung auf 37 Prozent abgefunden. Ich fürchte 
fast, auch wenn jetzt ein Antrag dem Hohen Hause 
vorliegt, der von einer Reihe von Fraktionen unter­
fertigt ist, daß unter keinen Umständen über 
37 Prozent hinausgegangen werden darf, so wird 
doch eines schönen Tages der große Bruder in 
Bonn erklären, ich brauche di~ 40 Prozent, und 
mit Hilfe seiner Freunde - und seine Freunde 
sollen zum Teil auch in diesem Hause sein - den 
40prozentigen Bundesanteil durchsetzen. Das wird 
dann der kleine Mann in Bayern mit sehr großem 
Mißvergnügen feststellen, weil er sich sagt, so 
zweckmäßig eine einheitliche Finanzverwaltung 
des Bundes wäre und so zweckmäßig vielleicht auch 
die Frage in Form einheitlicher Länderfinanzver­
waltungen geregelt werden könnte, so ist in Bay­
ern im .Augenblick noch eine Reihe von Problemen 
halb unerledigt, die zum mindesten vorweg noch 
geklärt werden müßten. 

Und der kleine Mann wird, glaube ich, auch noch 
etwas anderes sagen, er wird feststellen, was heute 
nur kurz gestreift wurde, daß die kleine Steu_er­
reform, die ja doch dem kleinen Manne dienen 
sollte, wiederum verzögert wurde, ganz abgesehen 
davon, daß wir das Gefühl haben, daß diese kleine 
Steuerreform weitaus mehr den großen als den 
kleinen Leuten dienen dürfte, eine Feststellung, 
um die inan allgemein wohl nicht herumkommen 
wird, 

Der kleine Mann wird weiter feststellen, daß es 
eine Reihe von Fragen gibt, die in Bayern vielleicht 
doch anders hätten gelöst werden können, wenn 
sie nicht vor der einheitlichen Regelung der Finanz­
verwaltungsfragen aus dem bayerischen Bereich 
herausgelöst worden wären. So entnehmen wir 
dem Einzelplan 06 die Feststellung, daß zum 
1. August 1951 das Reichsvermögen von Bonn über­
nommen wurde. Ich glaube, wenn wir vor dem 
1. August 1951 Gelegenheit gehabt hätten, recht­
zeitig und in verstärktem Maße dahin zu wirken, 
daß diejenigen, denen an der Zuteilung von Reichs­
vermögen gelegen war, tatsächlich zum Zuge ge-
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kommen wären, wäre uns damit weitaus mehr 
gedient, als wenn nun diese Fälle heute ausschließ­
lich von Bonn geklärt werden. Wir hätten schon 
ein Interesse gehabt, daß dieses Reichsvermögen 
länger in der Hand der Länderfinanzverwaltungen 
geblieben wäre, daß es zum mindesten nicht an­
ders behandelt worden wäre als andere Teile der 
Finanzverwaltung. Sie wissen, daß wir heute ge­
rade in den Gemeinden der Vertriebenen immer 
noch - und es sind jetzt fast zwei Jahre seit der 
Übernahme des Reichsvermögens durch den Bund 
vergangen - an der Tatsache kranken, daß es 
einem großen Teil der kleinen Unternehmer nicht 
möglich geworden ist, Grund und Boden zu trag­
baren Bedingungen zu erwerben und somit jene 
Grundlagen zu erhalten, die für den Aufbau einer 
Existenz und damit für Bayern unbedingt not­
wendig sind. Ich glaube dabei. aber auch sagen zu 
müssen, daß man vielleicht vor dem 1. August 1951 
manchmal etwas weniger päpstlich, manchmal 
etwas großzügiger hätte verfahren können, dann 
wäre Bayern ein beträchtliches Mehr an Kin -
k ü n f t e n , und den U n t e r n e h m e n , die sich 
hier seßhaft machen wollten, ein beträchtliches 
Mehr an Kap i t a 1grund1 a g e für ihre Arbeit 
gesichert gewesen. 

Ich möchte weiter auf ein Kapitel hinweisen, das 
Kollege Piehler kurz gestreift hat un? worauf Herr 
Kollege Dr. Geislhöringer eingegang1en ist. Er er­
wä!hnte das Kapitel Obernach-Kraftwerk. Wir alle 
würden es 1begrüßen, wenn dieses Obernach-Kraft­
werk mit den Mitteln, von denen Herr Kollege 
P.iehler sprach, ba1d in Angriff genommen würde. 
Ich kann mich a:ber nicht den Ausführungen des 
Herrn Kollegen Dr. Geislhöringer anschließen, der 
meint, daß damit praktisch alles erledigt sei, und 
an die großen Aufgaben, an· die wir uns vor 5 bis 
6 Jahren praktisch bereits gehunden halben, könn-

. ten wir jetzt nicht heran. Eine dieser großen Auf­
gaben ist zweifellos der B a u d e s S y 1 v e n -
s t e li n s p e i c h e r s , um den wir n i c h t 
h er u' m komm e n. Ich glaube, es wird niemals 
notwendig sein, dort mit 500 Millionen DM zuzu­
packen, sondern es wird notwendig sein, überhaupt 

· einmal anzupacken. Dann werden sich gemeinsam 
aus . staatlichen, aber auch aus privia:ten Mitteln 
jene Beträge finden lassen, die für ein derartiges 
volkswirtschaftlich notwendiges Werk, das der Ar­
beitslosigkeit auf lange Sicht steuern kann und 
unserer Industrie die Grundlage für ·ihre Arheit 
gibt, notwendig sind. Ich bin durch1aus dankbar, 
daß dieses Kapitel heute angeführt worden ist, ge­
rade deswegen, weil ja auch aus den Kreisen, denen 
Dr. Geislhöringer nahesteht, verständlicherweise 
wohl der Wunsch kommen müßte, daß man nicht 
immer nur auf den Strom aus dem „Ausland" an­
gewiesen ist, sondern daß man ihn aus Mitteln 
schafft, die man im eigenen Lande hat. 

'.(Zuruf aus der Mitte: Und zwar preiswert 
schad'ft!) · 

- Vor allem preiswert· schafft. In dieser Frage 
möchte ich Herrn Kollegen Dr. Geislthöringer noch 

einmal, und zwar sehr scharf, widersprechen. Wenn 
er wirklich Angst hat vor einer Enquete, die sich 
mit den Strompreisen befaßt, glaube ich, daß die 
10 000, 12 000 oder 15 000 DM, die. eine derartige 
Angelegenheit kosten körinte, 

(Heiterkeit) 

ein P1appenstiel sind und wir mit dieser Angelegen­
heit schon deswegen anfangen könnten, und zwar 
aus folgendem Grund: Meine Damen und Herren, 
Sie übersehen vielleicht, daß die Vorarbeiten für 
diese Enquete nicht Sie zu leisten ha1ben, sondern 
daß sie in weitgehendem Maße von Teilen der 
Wirtschaft, die durchaus genau so, wie viele von 
Ihnen, an ihilligen Strompreisen interessiert sind, 
schon geleistet worden ist. Ich hoffe, daß es in eini­
gen M·onaten und früher, als manch·er von uns 
glaubt, möglich sein wird, auf die praktischen Vor­
arbeiten hinzuweisen; im Augen!blick scheint es 
viielleicht zu früh. .A!ber ich möchte heute schon 
betonen, daß wir dieser Frage ein entscheidendes 
Augenmerk zuwenden müssen; denn es kommt 
doch einmal darauf an, hier unsere Wirtschaft 
lebensfähig zu erhalten, die nun einmal nicht von 

-wunschträumen und von der Landwirtschaft i;tllein 
leben kann. 

Und nun möchte ich einige Kleinigkeiten von 
dem bringen, was vielleicht dem kleinen Mann bei 
der Durchsicht des Einzelplans 06 noch auffallen 
könnte. Es würde zu weit führen, wollte man all 
diese Ddnge so behandeln und sie in Form von An­
trägen kleiden, die jetzt etwa noch gestellt werden 
sollten. Das, was ich hier vor kurzem erwähnte, soll 
vor allem der Vorarbeit für den Etat des nächsten 
Jahres dienen, um die eine oder andere Position· 
noch genauer un_ter die Lupe nehmen zu können. 
Ich habe schon erwähnt, daß es durchaus anerken­
nenswert tl.st, was wir hier im großen und ganzen 
sehen; daß man versucht hat, sparsam und ver­
nünftig zu wirtscha[ten. Dies schließt aber nicht 
aus, diaß man in einzelnen Fällen noch über das 
Maß der bisherigen Sparnamkeit durchaus hinaus­
kommen könnte. Wenn Sie zum Betl.spiel in Ka­
pitel 06 01 finden, daß dort unter 'Ditel 7 die Ein­
nahmen aus den Veröffentlichungen des Amtsblat­
tes heute auf 130 000 DM erhöht we11den, so möchte 
ich sagen, ·es würde giar nichts im Wege stehen, 

·wenn man auch hier versuchen wollte, ein solches 
Amtsblatt nicht b ü r ok r·a t:i.s eh, sondern 
k a u f m ä n n i s c h zu führen. Ich glaube, ein der­
artiger Versuch würde sich lohnen. Es würde sich 
nämlich dann ergeben, daß man nicht, wie hier im 
Voranschlag, iein Mehr von 40 000 DM raus erhöh­
ten Bezugsgebühren, sondern ein Mehr von 
40 000 DM aus einer Erhöhung der Bezieherzahl 
und durch eine entsprechende Anzahl von Anzeigen 
gewinnen könnte. Das ist eine Kleinigkeit, die man 
vielleiicht ein anderes Mal mitberücksichtigen 
könnte. 

Es wäre optisch zweckmäßig gewesen, wenn man 
in Kapitel 06 01 Titel 100 und 101 die Dienstbezüge 
des Ministers und Staatssekretärs genrau so wie die 
anderen Titel dem Vorjahr gegenübergestellt hätte. 
Heuer hat man diese beiden Posten zusammenge­
zogen, so daß sie nicht übersichtlich siind. 
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In K1apitel 06 01 B, Titel 106," wäre es zweckmäßig 
gewesen, sich doch zu überlegen, ob wir nicht für 
Trennungsentschädigungen und Fahrt;trnsten einen 
etwas übermäfägen Betrag auswerfen. Wir hiaben 
diesen Posten in Titel 108 a und b von bisher 
735 000 auf 1 314 000 DM erhöht. Ich kann mir 
nicht ganz vorstellen, daß diese Erhöh'llng restlos 
begründet wrar. Ich glaube, das vom Herrn Fli.nanz­
minister dankenswerterweise erwähnte Bestreben, 
möglichst wenig Trennungsentschädigungen zu be­
ziahlen und möglichst· wenig überflüssige Fahrt­
kosten zu vergüten, wird vielleicht lim nächsten 
Jahr auch in diesem Titel eine gewisse Einsparung 
ermöglichen. · 

1Dagegen scheint mir e ti n Posten außerordentlich 
gering zu sein: Wir haiben unter Kapitel 06 01 B, 
Titel 250, für die Aus- und Fortbildung der gesam­
ten Beamtenschaft - wie .groß sfo ist, hiat uns der 
Herr Fli.nanizminister dargelegt - 8700 DM aus­
geworfen und diesen Betrag dann :noch auf 6700 DM 
gekürzt. Ich möchte das Hohe Haus einmal fragen, 
was man mit diesem k1einen lßettelbetrag für die 
Ausbi1dung der •Beamten tun kiann. rnese Frage 
kann wohl keiner von uns beantworten. 

Noch eine Kleinigkeli.t möchte ich erwähnen: In 
den Erläuterungen zu I~apitel 06 09 ist erwähnt, 
daß die Besatzungsmacht für die im Dienstgebäude 
der Oberfinanzdirektion München beschlagnahmten 
Räume ·alb i. April 1'951 kerl.ne Miete meihr z·ahlt. 
Das ist an sich sehr bedauernswert. !Es wäre nett, 
wenn der Herr. •Finanzminister ikurz erwähnen 
wollte, wieso es nicht möglich war oder ist, in die­
sem .Frall doch ·einen entsprechenden Gegenwert 
zugunsten des bayerischen Staatssäckels zu er­
halten. 

In Kapitel 06 10, Titel 215, finden wir Reise­
kostenvergütungen fü.r die Finanzschüler. Dafür 
waren bisher 1500 DM ausgeworfen. J·etzt wird den 
Filllanzschülern ·ein Betrag von 5000 DM gewährt, 
damit sie auch einmal die Möglichkeit haben, in 
diesem Hohen Hause die gegenwärtig so leere Ga­
lerie ·zu füllen. Sie sollen nämlich Gelegenheit be­
kommen, das Maximfüaneum zu ibesichtigen, und 
zwar während einer Vollsitzung. Ich hofüe nur, daß 
sie nicht etrwia zu einer Zeit kommen, in der das 
Haus nicht einmal beschlußfähig ist, wie es vorhin 
bei der Rede des Kollegen 1Dr. Ec~hardt der. Fall 
war. Sonst bekommen die Finanzschüler den. Ein­
druck, daß sich das Hohe Haus 'llin die wichtigsten 
Dinge, nämlich um seine ei1genen Finanzen, nicht 
so sehr kümmert, wie es jeder einzelne Finanz­
beamte tun müßte. 

r(Zurufe von der HP) 

Ich darf weiterhin feststellen, daß eine ganze 
Reihe von Positionen erfreuliche Mehrungen 1auf­
weist. ·Eine davon ist bestimmt siehr erfreulich, so 
etwa die in Kapitel 06 17, Titel 15, die aus den 
Betriebseinnahmen des Landesvermessungsamts 
fließt. Auch dort ist ersichtlich, daß man bei einigem 
kräftigem Zupacken doch erfreuliche Er.folge ver:. 
~eichnen kann. 

Der kleine Mann wird sich aber nun auch fragen, 
was etwa nun sein so 11 t e. Er weiß - ich habe das 
schon erwähnt -, daß der Finanzminister eines 
Landes heute in seinem Wirkungskreis beengt ist. 
Er weiß aber auch, daß es doch eine .Reihe von 
Punkten gibt, bezüglich derer es im Bereich des 
Ländereinflusses liegt zu entscheiden, was man tun 
will und was nicht. Aus diesem Gedanken heraus 
haben wir nur eine sehr kleine Anzahl von Ände­
rungsanträgen gestellt; denn .wir wollen nicht den 
Gang der Verhandlungen aufhalten. Immerhin 
möchte ich diese Änderungsanträge kurz erwähnen: 
In Kapitel 06 06. Titel 15 sind die Einnahmen aus 
der Verwaltung der Schlösser, Gärten und Seen 
bisher mit 1 404 000 DM ausgewiesen. Ich möchte 
darauf hinweisen, daß schon im Etat von 1952 hier­
für ein Betrag von 1 600 000 DM ausgeworfen war, 
der durchaus gerechtfertigt ist, wenn wir die Mit­
teilung des Herrn Finanzministers von heute mor­
gen berücksichtigen, daß die Besucherzahl der staat­
lichen Schlösser und Parkanlagen erfreulicherweise 
eine Steigerung von fast 50 Prozent erfahren hat. 
Wenn wir also die ursprünglich veranschlagten Be­
träge um etwa 20 Prozent erhöhen, berücksichtigen 
wir schon die Tatsache, daß durch die Volkstage 
zwar die Besucherzahl selbstverständlich stark ge­
stiegen ist, die Einnahmen aber nicht im gleicllem 
Prozentsatz zugenommen haben. Ich möchte also 
schon empfehlen, bei dieser Position auf die von 
uns vorgeschlagenen 1,6 Millionen DM einzugehen. 

Wir haben weiter vorgeschlagen, in Kapitel 06 06 
Titel 300 für die Er r ich tun g von Grabstättell' 
ehemaliger KZ-Insassen einschließlich Grunderwerb 
einen Betrag von 50 000 DM auszuwerfen. Weil die 
Beträge, die für die Er h a 1 tun g derartiger Stät­
ten heute ausgeworfen werden gegenüber dem Vor­
jahr gleichgeblieben sind - abgesehen von der 
lOprozentigen Minderung, die Sie in fast allen Posi­
tionen finden-, glauben wir, daß es hier nicht not­
wendig.sein wird, für die Neuer ri c'h tun g der­
artiger Stätten den Betrag von 115 000 DM zu ge­
nehmigen. Wir nehmen an, daß es nicht mehr so 
viele derartige Stätten gibt, die neu zu errichten 
sind. Wir glauben, daß das Streben des Finanz­
ministers, Geld für sehr viele und sehr notwendige, 
vielleicht fast noch notwendigere Aufgaben zu er­
übrigen, dadurch eine kleine Unterstützung findet. 

Wenn wir in Kapitel 06 20 Titel 302, Wiedergut­
machungsleistungen 'in besonderen Fällen, vorge-· 
schlagen haben, den Betrag von 595 000 DM auf 
300 000 DM zu vermindern, so gehen wir nur von 
der Tatsache aus, daß im Vorjahr - es war schon 
zur Zeit der Wirksamkeit des Lücken-Abkommens 
- nur 271 000 DM aus dieser Position aufgewendet 
werden -mußten. Wenn man also im Rechnungsjahr 
300 000 DM dafür aufwendet, so dürfte das unge­
fähr ein Betrag sein, der einigermaßen im Rahmen 
des Erforderlichen liegt. Sie wissen, daß wir in die­
sen Dingen sowieso zur größten Spärsamkeit ver­
pflichtet sind und daß uns der Finanzminister bei 
jeder Gelegenheit und mit vollem Recht sagt, wir 
möchten ihn bei jenen Positionen, bei denen wir 
glauben, daß sich eine Änderung vertreten läßt, 
auf diese Positionen aufmerksam machen. Einige 
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davon habe ich Ihnen in diesem Zusammenhang 
genannt. 

Zum Schluß möchte ich noch einige Dinge er­
wähnen. Aus dem heutigen Bericht des Herrn 
Finanzministers ist mir eine Zahl aufgefallen, näm­
lich die Zahl der 1 016 000 Anträge auf Lohnsteuer­
freibeträge. Diese Zahl beweist am besten, daß 
unser ganzes Steuersystem - dafür kann unser 
Finanzminister nichts - in seinem Aufbau irgend­
wo krank ist. Es kann ja nicht der Sinn des Steuer­
systems sein, daß solche Anträge auf Ausnahme-

. genehmigungen von einem so großen Teil der Be­
völkerung eingebracht werden. Berücksichtigen wir 
einmal, wie viele Tausende, ja Zehntausende von· 
unseren Menschen draußen auf dem flachen Lande 
wohnen, die sich im Gestrüpp der Steuerbestim­
mungen überhaupt nicht auskennen und nicht in 
der Lage· sind, von sich her~us derartige Anträge 
auf lohnsteuerfreie Beträge zu stellen. Die uns hier 
genannte Zahl von 1016 OQO Anträgen ist so un­
geheuer groß, daß wir uns sagen müssen, es hat 
sich zumindest durchschnittlich fast jeder zweite 
Steuerzahler mit dem Gedanken getragen, Lohn­
steuerfreibeträge in Anspruch zu nehmen, weil er 
das Gefühl hatte, so übersteuert und durch die 
Steuersehraube so gepreßt zu sein, daß er es eben 
fast nicht mehr aushalten kann. 

So betrachtet ist es erstaunlich, daß uns die baye­
rische Fii:ianzverwaltung mitteilen konnte, daß die 
Rückstände ·an Steuern nur ungefähr 9,1 Prozent 
der Vorschreibungen ausmachen. Wenn ich diese 
Zahl richtig erfaßt habe, dann ist das ein Ausstand, 
der heute weit unter demjenigen liegt, den der 
durchschnittliche Geschäftsmann zu verzeichnen hat. 
Er beweist aber auch, daß die Hinweise, die auf 
die Tüchtigkeit· und die Redlichkeit des Großteils 
der Finanzbeamten und der Finanzangestellten hier 
in diesem Hause gegeben wurden, richtig sind. 

Wenn es uns - ich ho.ffe, es werden alle von uns 
sein - darauf ankommt, daß die bayerische Finanz­
v,erwaltung bis zu einem gewfäsen Grade nicht nur 
der Widerschein der bayerischen Wirtschaft ist, 
wenn es uns darauf ankommt, daß c].ie bayerische 
Wirtschaftsverwaltung gesund ist und das Rück­
grat für einen weiteren Aufbau unserer Wirtschaft 
bildet, dann darf ich hoffen, daß der Finanzetat, 
den wir anzunehmen bitten, im nächsten Jahr noch 
die eine oder andere Verbesserung erfährt, von 
denen ich einige als notwendig hier angeführt habe. 
Ich hoffe, wir werden im·nächsten Jahre feststellen 
können, daß die Wünsche des Hohen Hauses z;um 
großen Teil erfüllt werden konnten, nicht zuletzt, 
weil über 100 000 Mens.chen in der bayerischen 
Finanzverwaltung oft über ihre eigene Kraft, o.ft 
über das Maß des Zumutbaren hinaus sich für das 
Ganze eingesetzt haben. Das scheint uns doch die 
höchste Aufgabe der Finanzverwaltung zu sein. 

(Beifall beim BHE) 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort nimmt der 
Herr Staatsminister der Finanzen. 

Zietsch, Staatsminister: Hohes Haus! Es seien. mir 
einige Bemerkungen zur Debatte gestattet. Zunächst 

" 

muß ich noch ein anerkennendes Wort. nachholen, 
das ich heute früh nicht gesprochen habe. Ich muß 
nämlich noch die steuerberatenden Berufe erwäh­
den, denen wir auch- A;nerkennung aussprechen 
müssen, weil sie bei der heutigen Schwierigkeit 
der Steuergesetzgebung als Berater eine wertvolle 
Hilfe für das Finanzamt sind. 

(Abg. Dr. Lippert: So, so!) 

Die Zusammenarbeit mit den Steuerberatern ist, 
von Ausnahmen abgesehen, die es in jedem Berufs­
stand gibt, ausgezeichnet. 

(Abg. Dr. Lippert: Freunde der Finanzämter!) 

Ich habe noch eine Frage aufzuklären, die in der 
Debatte erwähnt worden ist. Es handelt sich um 
eine mißverständliche Presseveröffentlichung mit 
der Überschrift „Bayerns Staatshaushalt wird ge­
sund, schwebende Schuld nur noch 60 Millionen". 
Bis hierher stimmt's. Dann heißt es in dieser Ver­
öffentlichung weiter: :Oie schwebende Schuld hat 
sich von 316 Millionen im Jahre 1951 auf 60 Mil­
lionen im Jahre 1953 verringert. Hier stimmt's nicht 
mehr. Für das Haushaltsjahr 1952153 yverde sich an 
Stelle eines Defizits von 841/2 ein Überschuß von 
67 Millionen ergeben. Hier liegt ein Mißverständnis 
vor. Bei der gestrigen Pressekonferenz haben wir 
erklärt, daß wir im Jahre 1951 eine schwebende 
Schuld von 316 Millionen hatten. Durch Hilfen, die 
wir für das Jahr 1949 von Bundesseite her im 
Wege des Länderfinanzausgleichs in Höhe von 
66 Millionen bekommen haben, durch straffe Haus­
haltsführung und eine glückhafte Entwicklung des 
Steueraufkommens ist es uns möglich geworden, 
auch .aus laufenden Mitteln des ordentlichen Haus­
halts die schwebende Schuld zu verringern; sie be­
trägt jetzt nach Abschluß des Haushaltsjahrs 1952 
noch rund 60 Millionen. Es kann sein; daß es zur · 
Zeit 60,8 Millionen sind, es können auch 59,9 Mil­
lionen sein, aber halten wir einmal den Betrag von 
60 Millionen fest! Das ist ein schwebender Schulc].­
betrag, der nach § 75 der Reichshaushaltsordnung 
in jedem Falle im übernächsten Rechnungsjahr ab­
gedeckt werden muß. Das heißt, in den Haushalt 
1954 müssen wir diesen verbleibenden Restfehl­
betrag aus .den früheren Haiushialtsj1ahren und dem 
Haushaltsjahr 1952 mit 60 Millionen einsetz~n, so 
daß also 'der Haushaltsplan 1954 damit bereits vor­
belastet ist. 

(Abg. Dr. Lippert: Der ordentliche Haushalt?) 

- Der Betrag mU:ß in den ordentlichen Haushalt 
eingesetzt werden. Wir haben 1951 gewagt, gegen 
den § 75 zu verstoßen. Ich bin in diesem Hohen 
Hause deswegen nicht zu Unrecht angegriffen wor­
den. Wir glauben, daß wir so nicht mehr verfahren 
können. Dieser 60-Millionen-Betrag muß in den 
ordentlichen Haushalt eingesetzt werden. Insoweit 
ist der Haushalt 1954 vorbelastet. 

Die Haushaltspolitik 1953 muß sich auf diese Vor­
bela:;;tung des Haushalts 1954 bereits einstellen. Ich 
bitte also - ich habe keine Schwarzmalerei zu trei­
ben, das ist nicht nötig, wir haben nur die Zahlen 
klarzulegen - ich bitte also, die Dinge nicht gar 
·zu rosig zu betrachten, weil wir für 1953 - das 
wissen Sie aus der großen Haushaltsrede - noch 
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einige schwebende Posten, vor allem die Steuer­
senkung, einzukalkulieren haben. 

(Abg. Donsberger: Da werden wir 1953 neue 
Schulden machen·müssen!) 

Es hat sich aber - und das haben wir in der 
Pressekonferenz auch gesagt - in der Zeit seit 
1951 die mittelfristig fundierte Schuld des baye­
rischen Staates um 320 Millionen erhöht. Die mittel­
fristig fundierten Schulden, mit denen wir die 
außerordentlichen Haushalte 1951, 1952 und jetzt 
noch die Reste durch Übertragung des außerordent­
lichen Haushalts 1952 finanzierten, betragen 320 Mil­
lionen DM. Das ist hier in diesem Pressebericht 
nicht' erwähnt worden. Soweit will ich die Dinge 
aufklären. Im übrigen ist ganz mit Recht von Herrn 
Abgeordneten Dr. Eckhardt gesagt worden, daß die 
eigentlichen Finanzprobleme bei Einzelplan 13 zu 
besprechen sind. Wir kommen also do,rt auf die 
Dinge noch einmal, und da wir dann mit der Zeit 
6 Wochen weiter sind, können wir etwas klarer 
nach der Richtung hin sehen. Ich möchte mich nicht 
weiter darauf einlassen. 

Wenn der Abgeordnete Elsen davon gesprochen 
hat, daß wir den Formularkram einschränken sol­
len, so unterstreiche ich das. 

Wegen der gewünschten Vermögensaufstellung 
möchte ich sagen, daß wir im Einzelplan 13 Anlagen 
haben, in denen Sie eine Vermögensübersicht fest­
stellen können. Der Einzelplan 13 ist bereits ge­
druckt. Er müßte den Mitgliedern des Haushalts­
ausschusses schon zugegangen sein; denn wir haben 
nicht die ganze Auflage drucken lassen, weil er 
noch nach den Beschlüssen des Hohen Hauses um­
gedruckt werden muß, damit wir Kosten sparen. 
Die Kosten für den Druck betragen immerhin 
75 000 bis 80 boo DM. Die Beteiligungsliste ist dort 
enthalten. Über das Grundvermögensverzeichnis 
können wir im Augenblick noch keine Vorlage 
machen, weil das sehr schwierige Erhebungen sind. 
Wir haben im Herbst vergangenen Jahres ein 
Grundbesitzverzeichnis zusammenbekommen und 
wollen es nun auswerten. Über diese Dinge wird 
zu seiner Zeit berichtet. 

Nun zur Frage der Steuerfahndungen auf Grund 
von Denunziationen. Wenn·die Fahn'dungen Erfolg 
haben, waren sie auf jeden Fall richtig. Wenn sie 
keinen Erfolg haben, war es ·auch richtig; denn 
dann sind die Dinge klargestellt. Im übrigen, ano­
nyme Meldungen fliegen in den Papierkorb. Das 
ist, glaube ich, die richtige Handhabung. 

Wenn Sie Herr Kollege Elsen sagen, die Braue­
reien, Hofbräu und Weiheno;tephan, von denen die 
Rede war, gehörten zusammengelegt, so bin ich 
damit einverstanden. Wir vom Finanzministerium 
haben diese Anregung wiederholt an das Kultus­
ministerium gegeben. Wir haben betont, daß der 
Zweck der Weihenstephaner Brauerei, gleichzeitig 
Lehrbrauerei zu sein, dadurch nicht im geringsten 
beeinträchtigt wird, daß wir die beiden Brauereien 
zusammenfassen und durchs Finanzministerium 
verwalten. 

Daß eine raschere Erledigung der Anträge we­
gen der Besatzungsschäden stattfinden soll, wissen 
wir. Wir haben wiederholt davon gesprochen. Es 
hängt das ab von den Entscheidungen der Be­
satzungsdienststellen. Die Mittelbereitstellung ist 
Sache des Bundes, abe.r die Vorschußzahlung hat 
hier schon wesentlich geholfen. Unsere Besatzungs­
kostenämter arbeiten nach der Richtung hin sehr 
wirksam und sorgfältig, wie ich bei meinen Be­
suchen bei den einzelnen Ämtern mich habe über­
zeugen können. 

Die Ankündigung, daß der Bund die Zuschüsse 
zu sperren beabsichtige, geht vorerst nur auf Radio­
mitteilungen beziehungsweise Pressemeldungen zu­
rück. Wie das im einzelnen wird, wird sich .zeigen. 
Wir wissen auf jeden Fall, daß wir dem Bund 
37 Prozent zu geben haben. Das sind 600 Millio­
nen DM. Weiter will er noch 3 Prozent. Das sind 
48 Millionen DM. Außerdem spricht man von der 
Streichung kleinerer Zuschüsse im Betrag von 
30 Millionen DM. Wohnungsbaumittel können nicht 
damit gemeint sein, da diese im Haushalt gesetz­
lich festgelegt sind. Wenn wir also die 48 Millio­
nen DM behalten und selbst darüber verfügen, 
haben wir immer noch ein Plus von 18 Millio­
nen DM. Es wird davon noch zu reden sein. 

Es ist sehr viel von der Bundesfinanzverwaltung 
gesprochen worden. ICh will noch einmal kurz 
sagen, daß mir der Gedankengang des Herrn Ab­
geordneten Beier richtig erscheint, wenn er sagt, 
bei der Finanzverwaltung komme es darauf an, die 
zweckmäßigste, sparsamste und wirksamste Or­
ganisationsform zu finden. Das ist das Technische, 
Herr Kollege Dr. Eckhardt. Eine solche zweck­
mäßigste Organisationsform gibt es zweifellos. 
Wenn man sie sucht, wird man sie finden. Aber 
neben dem Technischen, Herr Kollege Dr. Eckha1·dt, 
bleibt noch die Frage: Von welchem Prinzip aus 
betrachte ich die Wirkung eines solchen Apparats? 
Und da ist meiner Ansicht nach nun einfach. die 
politische Grundhaltung das Entscheidende. 

(Zuruf von der CSU: Sehr richtig!) 

Das Entscheidende ist, ob ich sage, ich mache es aus 
ganz anderen Gründen auch auf diesem Teilgebiet 
der gesamten Staatsverwaltung föderativ, oder ob 
ich sage, ich mache es aus anderen politischen 
Überlegungen zentralistisch. Denn das wäre zen­
tralistisch, nicht unitaristisch. Da ist auch noch ein 
Unterschied zu machen. Im Grundgesetz haben wir 
einen Kompromiß, und dieser Kompromiß ist .nicht 
gut. 

Es ist richtig, wenn Sie, Herr Kollege Dr. Eck­
hardt, gesagt haben, daß man in dieser Frage 
dann sehr wohl sagen kann: Wenn schon, dann 
ausschließlich Länderfinanzverwaltung, aber nicht 

- den Kompromiß, wie wir ihn jetzt }m Grundgesetz 
haben. Hier stimme ich mit Ihnen vollkommen 
überein. Oder wenn schon, dann ausschließlich zen­
tralistische Verwaltung. Das stimmt. Aber' wie es 
jetzt ist, läuft es wenigstens in Bayern, und das ist 
immerhin eine Erfahrungstatsache. Wir haben bei'­
spielsweise auf einem anderen Gebiet eine sehr 
gu,te Erfahrung, die vorbildlich wirkt, das ist das. 
Gebiet der Besatzungskostenverwaltung mit 15 
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staatlichen Ämtern. Man hat sie als Vorbild im 
Bund selbst mit hingestellt, und das wirkt zurück 
darauf, daß die bisherigen Regelungen auch . be­
stehen geblieben sind. Irgendwo muß also auch 
einmal das Beispiel geliefert werden, und Sie er­
kennen selbst an, daß das bei uns in Bayern ge­
lingt. Was in anderen Ländern ressortmäßig oder 
zwischen den einzelnen Abteilungen oder den ein­
zelnen Referenten und Sachgebieten nicht gelingt: 
„Wie der Herr, so 's G'scherr", Herr Kollege 
Dr. Eckhardt, da liegt es vielleicht am Chef; der 
müßte die Herren an den Ohren nehmen. 

Wegen der räumlichen Unterbringung ist vom 
Herrn Abgeordneten Beier nicht mit Unrecht eini­
ges gesagt worden. Ich mache ja deshalb meine 
Besuche, um iri diesen Fragen zu beobachten und 
mir nicht nur berichten zu lassen. Es ist richtig, 
daß eine ganze Anzahl Ämter räumlich durchaus 
mangelhaft untergebracht ist. Sie werden, Herr 
Kollege Beier, insbesondere das Beispiel Augsburg 
vor Augen haben, sowohl Augsburg-Stadt wie 
Augsburg-Land. Das ist richtig. Es macht Schwie­
rigkeiten wegen des Steuergeheimnisses, wenn 
zwei Teilbezirke in einem Raum untergebracht sein 
müssen. Es beeinträchtigt die Arbeitsfreude der 
Mitarbeiter. Wir versuchen, hier abzuhelfen; aber 
ich muß ·sagen, ich habe trotzdem zunächst einmal 
festgelegt, daß wir keine neuen Verwaltungsge­
bäude für die Steuerverwaltung errichten. Denn 
das würde ja sonst etwas seltsam aussehen bei der 
seelischen Grundhaltung, die vvir zur Zeit haben. 
Wir versuchen vorerst - und das geschieht mit 
Erfolg -, durch den Ausbau von Dachböden zu 
helfen. Das kostet nicht allzu viel. Wir schränken 
außerdem die Dienstwohnungen ein. Das ist fast 
restlos d~·chgeführt. In anderen Verwaltungen 
fehlt es noch am Verständnis der höheren Beam­
~en; in der Finanzverwaltung fehlt es daran nicht. 
Wir räumen Dienstwohnungen und stellen im 
Wege des sozialen Wohnungsbaus Staatsbedienste­
tendarlehen zur Verfügung, um teuere Verwal­
tungsbauten vermeiden zu können. 

Dann hat der Herr Abgeordnete Lanzinger den 
Ve1·gleich zwischen dem Verwaltungsaufwand 
Bayerns und·Nordrheih-Westfalens gebracht. Diese 
Zahlen sind einmal durchgegangen und spuken 
jetzt umher. Es ist immer schwierig, Vergleiche 
anzustellen, vor allem wenn sie nicht kapitelgleich 
und titelgleich angestellt werden können. Wenn 
das möglich ist, geht es wohl. Aber es ist zu sagen, 
daß die Behördenorganisation in Nordrhein-West­
falen völlig anders ist als bei uns, so daß man da 
gar nicht vergleichen kann. Beispielsweise sind die 
Besatzungskostenämter dort kommunalisiert, bei 
uns sind sie verstaatlicht. Dann ist das Staatsge­
biet Bayerns mit rund 70 000 qkm größer als das 
Nordrhein-Westfalens mit etwa 45 000 qkm. Das 
ergibt an sich schon einen höheren Verwaltungs­
aufwand wegen der Größe des Gebiets. Dann ist 

· die Aufgabenverteilung in jenem dichtbesiedelten 
Land mit 13,5 Millionen Einwohnern völlig anders 
als bei uns. Das ergibt sich auch aus Entwicklun­
gen hera,us. Nordrhein-Westfalen hat zum Beispiel 

nicht so hohe Pensionslasten wie wir, weil es seine 
Beamtenschaft ganz neu hat aufbauen können, 
während wir einen von alters her gewachsenen 
Verwaltungsapparat vor uns haben usw. Wenn 
man die Einwohnerzahl für Nordrhein-Westfalen 
n;i.it 13,8 Millionen, für Bayern mit 9,2 Millionen 
ansetzt, ergibt sich ein Verhältnis von 10.0 : 66 -
Nordrhein-Westfalen 100, Bayern 66. Vergleicht 
man nun die Personalausgaben, die in Nordrhein­
Westfalen 116 Millionen betragen gegenüber 
71,7 Millionen in Bayern, entspricht das einem 
Verhältnis von 100 : 62. Man sieht also, daß die 
Personalausgaben in Bayern sowohl absolut als 
auch relativ noch unter denen von Nordrhein-West­
falen liegen. Soviel zu diesem Vergleich, soweit 
man ihn überhaupt machen kann. · 

Wegen der Güter, die :in der Verwaltung des 
Finanzministeriums steihen, möchte ich nur sagen, 
daß sich der Überschuß von 45 000 DM ergibt, weil 
ein kameralistischer Vergleich hier vorliegt. Ein 
kameralistischer Vergleich entspricht natürlich nicht 
einem ibettiebsrwirtscha:ftlichen Ergebnis. Dieses 
kann ,erst festgestellt werden,· wenn die Ergebnisse 
der in diesem Haushaltsjahr 11953 erstmals einge­
führten Kostenstellenrechnung am Ende des Haus­
haltsjahrs 1953 vorliegen. Dann werden wir über 
diese Frage allerdings noch einmal zu sprechen 
haben. Denn ich 1glaube, Herr Kollege Lanzinger, 
wir können in diesem Falle bestehen. Wir werden 
uns noch ziu. unterhalten haben. Ich ha,be bei den 
Besuchen auf unseren beiden Gütern den Herren 
sehr eindeutig gesagt - und der Präsident der 
Schlösserverwaltung stimmt mit seinen lVIitarbei­
tern völlig mit unseren üiberlegungen überein -, 
daß wir, wenn wir schon bei anderen Ressorts 
Kritik üben wollen, erst einmal ibei uns selibst da­
für sorgen müssen, daß wir nicht im Glashaus 
sitzen. 

1(Abg. E'berhard: Se!hr gut!) 

Dieses (Bemühen wir-d Erfolg halben. Ich glaube das 
:im nächsten Jahr berichten zu können. Sie dür.fen 
mich daran erinnern. Wie lieh die Dinge gesehen 
habe - und diese Fragen sind mir 1auf Grund mei­
ner ·beruflichen Ausbildung nicht gia:n!z ·fremd -, 
wenn es mit den Schweine- und Rindviehpreisen 
nicht ganz schlecht geht - und das würde in 
Bayern •auch verschiedene andere trdfen -, wer­
den wir einigermaßen so hinkommen. 

In der Angabe der. Stellenmehrungen ist Ihnen. 
ein Irrtum unterlaufen, Herr Kollege Lanzinger. 
Sie sp:riachen von 3000 Stellen, es sind nur 2000. 
Hier liegt ein Mißverständnis vor. Ich habe erklärt, 
davon sind 1200 Angestellte der Lastenausgleichs­
verstärkung, die wir nötig halben, 687 ist eine Ver­
stärkung ibei den Finanzämtern und 111 für die 
Vermessungsverwaltung. Gernau sind es 1998. Ich 
ha1be es heute vormittag im einzelnen ausgeführt. 
Sie meinten nun, Herr Kollege Lanzinger, daß wir 
für die L'asteniarusgle1chsstellen nicht gerade so viei 
Verstärkung gebraucht hätten; denn die ·Sofort­
hilfeabgabe arbeitete inzwischen iauch mit einem 
kleineren Appamt. [)ie Dinge liegen anders. Die So­
forthilfea1bgabegeschichten wurden durch die Land­
kreise und Städte vorgenommen und finanziert. 
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Außerdem wurde die Soforthilfei:i:bgiabe ·auf Grund 
von Selbstberechnungen der A1bg1albepflichtigen be­
arbeitet. Es wurden nur die Meldungen wie bei der 
Steuerveranlagung bearbeitet. Die Soforthilfeab­
gabe war eine vorläufige Zahlung. Deswegen 
brauchte man nicht so geruau hinzuschauen. Aber 
jetzt muß die V:ermögensa•bgiaJbe, wie ich heute früh 
ausgeführt ha:be, endgültig festgesetzt werden, da­
mit .die Zahlungen auch festliegen. Darauf wird die 
Soforthilfeizahlung ials Vorausizahlung angerechnet. 
Deswegen muß sorgfältiger und gen1auer gearbeitet 
werden, als es bisher möglich und notwend!i!g war. 

Über ·Rückflüsse aus Darlehen und Hypotheken 
im Bereich des Landesentschädigungsamts, die an 
Geschädigte des nationalso:zLalistischen Regimes ge­
geben werden, ihiaben :Sie ·geglaubt, rrnüßte Auskunft 
gegeben werden. Dazu können 1Sie im Einzelplan 06 
Kapitel 20 Titel 45 auf •Seite 220 des iHaushalts­
plans Angaben finden. Als Tilgung sind 300 000 DM 
vorgesehen, als Zinsen 20 000 DM. 'Die Rückfiüss·e 
werden im Wiedergutmachungstopf verwendet. Sie 
sind auf der Einnahmeseite .angegeben. 

Zum JRSO-Vertrag will ich keine Ausführungen 
machen. Ich lhabe, wenn Sie meine Ausführungen 
von damals nachlesen, sehr gute Gründe dafür ge­
habt, aber mit !Leidenschaft konnte ich für den Ver­
trag nicht eintreten. Wir hatten sehr erhebliche 
Bedenken. Alber wir iha1ben den Vertrag gerade mit 
Rücksicht :auf diejenigen geschlossen, von denen 
Sie selbst .g.esprochen h1aben, Herr Kollege Lanizin­
ger. Wir wollten die iErledigung all dieser Fälle 
$efüst vom Staate !her d.n die Hand bekommen, da­
mit wir in der Lage sind, in !Härtefällen in ent­
sprechender Weise verfahren zu können, was auch 
geschieht. Wenn Sie einzelne Fälle wissen, Herr 
Kollege Lanzinger, wo nicht so verfahren wird, 
teilen Sie uns bitte diese Einzelfälle sofort mit, 
und wir werden d:ann nachsch1a:uen. Jedenfalls ist 
vom Ministerium aus die Weisung ergangen, die 
einzelnen Fälle 'ZU prüfen und, wo unbillige Härten 
vorlieg·en, das Entsprechende zu veranlassen. Des­
halb haben wir ja den Vertrag gemacht. Dort aber, 
wo Arisierer seinerzeit gewinn!bringend tätig ge­
wesen sind, werden wir unn!achgiebig bleiJben, um 
eine gewisse ausgleichende Gerechtigkeit auch in 
solchen F!ällen aufzeigen zu können. 

Aus den verschiedenen Bemerkungen d:es Herrn 
Abgeordneten Rabenstein möchte ich. nur eine her­
ausgreifen. 'iEs kamen ihm die Ausgaben für die· 
Büchereien zu hoch vor. Ich darf hiezu sagen, bei 
meinen Besuchen gehe ich auch an den Bücher­
schränken vorbei, schaue hinein und liasse mir 
s1agen, wie es mit der Ausrüstung steht. Diese ge­
nügt keineswegs. Vor :allem die vielen Änderungen, 
die in den 1etz,ten: Jahren ergang,en sind, erfordern 
immer wieder eine neue Unterrichtung. Ein Luxus 
wird hier ganz ibestimmt nicht .getrieben. Sie haben 
in .Ihrem Stimmlbezirk eine Anzahl Finanzämter, 
ibesuchen Sie doch einmal die Vorsteher rund l!assen 
Sie sich von diesen unmHtelbar etwas erzählen! 
Ge'hen Sie auch 'ZU den Bezirksbearbeitern und las­
sen Sie sich von diesen emählen, wie sie mit Lek-

türe ausgestattet sind! Sie werden heute zur Ant­
wort bekommen, es geht gerade, wä1hrend es vor 
einem Jahr, 1als ich mit meinen Besichtigungen be­
ginnen konnte, geheißen hat, es ist einfach zu we-

. nig, wir sind !ZU wen~g unterrichtet und vor allem 
·P.ie Nachwuchskräfte können keine Handexemplare 
bekommen, aus denen sie sich weiterbilden können 
usw. 

Und nun noch ein 1Schlußwort - ich bin sofort 
zu Ende, ich will nicht marathonisch reden - we­
gen des Abänderungsantrages Dr. Wüllner, Dr. Eck­
hardt, :Rabenstein. 

Hier darf ich ·zunächst zu Ziffer 1 a, der Ka­
pitel 06 06, Titel i5, betrifft, sagen, daß der Ein­
nahmenansatz gegenüiber dem Vorjahr !bereits üm 
159 000 DM höher 1st. Dieser höhere Ansatz mit 
1404 000 DM dürfte voraussichtlich nur bei guten 
Witterungsverhältnissen erreicht werden. Wenn 
wir auf 1,6 Millionen gehen, fordern wir den Wet­
tergott heraus, und wenn d~eser uns einen Strich 
durch die Rechnung macht, ist der lßetrag nicht zu 
~rreichen. Das wollen wir vermeiden, und deshalb 
sind wir vorsichtig gewesen. Aus diesen Gründen 
bitte ich, es lbei dem Ansatz des !Etats zu belassen. 

(Zuruf: Verstärkte Wer1bung!) 

- 1Die soll sich ja auswirken und deshalb müssen 
schon 160 000 DM mehr aufgebracht werden. Wir 
haben also schon erhöht. Noch weiter trauen wir 
uns nicht 1zu gehen; denn dias wäre eine recht be­
denkliche Geschich:te. 

Wias die Zi•ffer l lb, den Titel 300, Errichtung von 
Gra•bstätten ehemaliger KZ-Insassen einschließlich 
Gru.nderwerib, betrifft, so möchte ich :auch hier 
bitten, es urubedingt pei dem Ansatz zu ibelassen. 
Er betrug 1952 135 000 DM und ist 1953 bereits um 
20 000 IDM auf 115 000 DM gekürzt wo11den. Es ist 
nicht möglich, noch weiter herunterzugehen, w.eil 
die Grabstätten sich zum großen Teil noch in einem 
wenig würdigen Zustand befinden. Die Verwaltung 
der Schlösser und Gärten hat die Betreuung dieser 
Friedhöfe seit Mitte vorigen Jahres übernommen. 
Es handelt sich um etwa 350 Friedhöfe. Wenn wir 
die eingesetzte Summe umrechnen, entfällt .auf 
jeden FTiedihof ein 1Betrag von 328 DM. 

(Abg. Dr. Wüllner: Die Beträge für die 
Erhaltung !bleiben doch die gleichen!) 

- Ja, Herr Kollege Wüllner, die Dinge sind doch 
noch nicht in Ordnung. Wenn Sie dahin kommen, 
sehen Sie, daß die Grabplatten noch nicht stimmen, 
daß die Einfriedungen und die Anpfiarizungen noch 
nicht in Ordnung sind. Das muß doch ein Gesicht 
haben. Es ist weiß Gott doch nicht nötig, daß man 
gerade hier anfängt zu sparen, wo wir es schon aus 
po.litischen Gründen nötig haben, uns in einer 
'llfeise zu benehmen, daß wir es auch verantworten 
können. 

(Abg. Haas: 350 Friedhöfe, und darüber regt 
man sich auf! - Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Also ich würde bitten, es bei dem Ansatz des Jah­
res 1952 zu belassen. 
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(Zietsch, Staatsminister) 

Und nun noch einiges zu der Anregung zu Kapi­
tel 06 20, daß hier die Wiedergutmachungsleistun­
cren in besonderen Fällen auch um 195 000 DM ge-
5 . . . 

kürzt werden sollen. Ich muß mich auch gegen 
diesen Antrag in dieser Form wenden. 

(Zurufe des Abg. Haas) 

Es ist bekannt, daß das zur Zeit in Bayern geltende 
Entschädigungsrecht - ich habe heute früh davon 
gesprochen und möchte es in dem Zusammenhang 
wiederholen - nicht alle Verfolgungsschäden wie­
dergutmachen kann. Die daraus sich ergebenden 
Härten sind bisher aus Titel 285 - jetzt Titel 302 -
ausgeglichen worden. Ich habe heute früh, wie ich 
schon sagte, darauf hingewiesen, daß Bayern be­
reits jetzt, ohne daß eine gesetzliche Grundlage • 
pesiteht, in Anpassung an die Haager Emplfehlungen 
in Härtefällen Wiedergutmachungsleistungen aus 
Titel 302 gewährt. Insgesamt wurden im Haus­
haltsjahr 1952 aus den für Wiedergutmachung in 
besonderen Fällen bereitstehenden Mitteln von 
700 000 DM 684 000 DM ausgegeben. Davon ent­
fielen 307 000 DM auf sogenannte Gewerkschafts­
renten. Da nun das Hohe Haus demnächst das Ver­
sorgungsschadenrentengesetz verabschieden wird, 
für dessen Durchführung die nach Titel 301 aus­
gebrachten Mittel für Wiedergutmachung bereit­
stehen, ist anzunehmen, daß die für das Jahr 1953 
unter Titel 302 ausgebrachten Mittel von nunmehr 
595 000 DM ausreichen werden. Deswegen ist die 
Kürzung von 700 000 DM auf 595 000 DM nur er­
folgt. Einer weiteren Kürzung kann ich aber schon 
mit Rücksicht auf die Unsicherheit der Verabschie­
dung des Bundeswiedergutmachungsgesetzes im 
jetzigen Bundestag nicht zustimmen. Denn es be­
steht von unserer Seite die Befürchtung, daß dieses 

Bundeswiedergutmachungsgesetz vom jetzigen Bun­
destag nicht mehr V!=rabschiedet wird. Dann kön­
nen wir uns nicht die Hände binden. Wir wollen 
weiter arbeiten, damit das Amt immer besser wird 
und immer mehr Fälle verbescheiden kann. Es 
treten dadurch. naturgemäß auch Härtefälle in 
höherem Prozentsatz auf als bisher; deshalb brau­
chen wir diese Summen. Hinzu kommt, daß Lei­
stungen aus dem sogenannten Lücken-Abkommen, 
das zwischen den Ländern der amerikanischen 
Zone abgeschlossen worden ist, auch aus diesem 
Titel 302 bestritten werden müssen. Das Lücken­
Abkommen hat, da die Stichtage in den einzelnen 
Ländern unterschiedlich sind, den Zweck, daß 
mancher, der zufällig am Stichtag nicht in dem be­
treffenden Land war, sondern in einem anderen, 
seine Ansprüche noch geltend machen kann. Die 
Länder gleichen das gegenseitig durch dieses Ab­
kommen aus. Ich würde also bitten,· es in jedem 
Fall bei den Ansätzen, die im Haushaltsplan vom 
Haushaltsausschuß bereits beschlossen worden ~ind, 
zu· belassen. Ich .ciarf im ülbrlgen bitten, daß das 
Hohe Haus unserem Einzelplan 06 die Zustim­
mung gibt. 

(Beifall bei SPD und BHE) 

Präsident Dr. Hundhammer:. Meine Damen und 
Herren! Ich glaube, es ist jetzt zu spät w~worden, 

·um die Abstimmung heute noch vorzunehmen. Ich 
schlage vor, daß morgen früh um 9 Uhr die Sit­
zung mit -der Abstimmung über den Haushalts­
plan des Staatsministeriums der Finanzen eröffnet 
wird und anschließend daran der Haushalt des 
Staatsministeriums für Wirtschaft behandelt wird. 

Die Sit.zung ist für heute geschlossen. 

(Schluß der Sitzung um 18 Uhr 45 Minuten.) 




